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1 EINLEITUNG 

 

Die vorliegende Arbeit setzt sich mit Gefährlichkeitsprognosen von Straftätern auseinander. 

Die Stichprobe der Prognosegutachten und Probanden stammt aus 25 Verfahren, bei denen 

die Anordnung der nachträglichen Sicherungsverwahrung gemäß § 66b Strafgesetzbuch 

(StGB) zwar geprüft, jedoch nicht vollstreckt wurde. Es erfolgte die Entlassung dieser als 

gefährlich beurteilten Straftäter. Die Nachbeobachtung der Probanden bezüglich ihrer Legal-

bewährung erfolgt anhand von Bundeszentralregisterauszügen. Es gelingt den von psychiat-

rischen Gutachtern prognostizierten Delinquenzverlauf mit dem tatsächlichen zu  vergleichen. 

Weitere forensisch-psychiatrische Fragestellungen setzen sich mit der Qualität der 

Prognosegutachten und soziodemografischen sowie kriminalbiografischen Merkmalen der 

Straftäter auseinander. Vor dem Hintergrund der Stichprobe wird zudem auf die rechtlichen 

Aspekte der Maßregel der Sicherungsverwahrung eingegangen.  

 

1.1 Die Gefährlichkeitsprognose 

 

1.1.1 Allgemeines zur Prognostik 

 

In der wissenschaftlichen Diskussion über die Vorhersagbarkeit menschlichen Verhaltens im 

Allgemeinen und krimineller Taten im Besonderen herrscht dahingehend Konsens, dass Ge-

fährlichkeitsprognosen sehr schwierig zu stellen sind (Steadman 1980).  Dies steht in unmit-

telbarem Zusammenhang mit der Tatsache, dass generell alle seltenen Ereignisse, so auch 

eine erneute (erhebliche) Straffälligkeit, äußerst schwer prognostizierbar sind (u. a. Nedopil 

und Müller 2012). Das Abgeben von Prognosen ist jedoch im Bereich der Medizin und vor 

allem in der forensischen Psychiatrie eine wichtige Aufgabe (Nowara 1995). Je mehr Ein-

schränkungen die Voraussage für den Begutachteten bedeutet oder je höher die für die Öf-

fentlichkeit angenommene Gefahr eingeschätzt wird, umso bedeutsamer ist die Korrektheit 

dieser Aussage. Konflikte aufgrund eines Interessensunterschieds können sich zwischen 

Delinquenten und der allgemeinen Bevölkerung entwickeln. So sollen einerseits falsche 

Rückfallprognosen vermieden werden, um die Allgemeinheit zu schützen. Andererseits wird 

in einem Rechtsstaat die Auffassung vertreten, dass auch der betroffene Täter – nach Ab-

leistung seiner Strafe - das Recht auf Freiheit hat. 

Ein forensisch-psychiatrischer Sachverständiger nimmt zu verschiedenen Fragen Stellung.   

Er kann beauftragt werden, ein Gutachten zur Behandlungsprognose, bei der eine Aussage 

darüber getätigt wird, ob eine Therapie die Wahrscheinlichkeit eines Rückfalls minimiert oder 

zur Lockerungsprognose für die Bestimmung eines Rückfallrisikos zu erstellen (Nedopil und 

Müller 2012). Die Anwendung spezifischer Kriterien ist bei der Erstellung der genannten 
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Prognosen unerlässlich. Für die Vorhersage unterschiedlich langer Zeiträume müssen ent-

sprechend ausgewählte Merkmale Berücksichtigung finden. Zur Prüfung der Anordnung der 

nachträglichen Sicherungsverwahrung wird auch ein forensisch begutachtender Sachver-

ständiger hinzugezogen (§ 275a, Abs. 4 Strafprozessordnung- StPO). Im Verlauf der Arbeit 

werden vor allem diejenigen Aspekte aufgeführt, welche für die Gefährlichkeitsprognose von 

Relevanz sind. Prognosekriterien spielen im Rahmen der Verfahren zur nachträglichen Si-

cherungsverwahrung eine entscheidende Rolle. Auf deren Grundlage formulieren die foren-

sischen Sachverständigen ihre Prognosegutachten, die dem zuständigen Gericht als wichti-

ge Stütze bei der Entscheidungsfindung dienen. Es gibt Risikofaktoren und protektive 

Kriterien, welche die Prognose beeinflussen. Erstere werden differenziert in statische Risiko-

faktoren, die bspw. mithilfe anamnestischer Daten, wie einer hohen Vorstrafenanzahl, erho-

ben werden. Diese unveränderlichen Merkmale sind bei der Identifizierung von potenziell 

gefährlichen Tätern relevant. Zum anderen lassen sich dynamische Kriterien als Risikofakto-

ren erfassen. Dazu zählen aktuelle, sich über die Zeit ändernde Aspekte, etwa Einstellungen 

und Verhaltensmuster in bestimmten Situationen (Nedopil 2009). Darunter werden ebenso 

klinische Variablen eingeordnet. Mit deren Hilfe bestimmt der Psychiater, ob und wie die zu-

grunde liegende Störung behandelt werden kann. Es fließen auch protektive Faktoren in die 

Prognosestellung ein. Hierbei handelt es sich um persönliche oder durch die Umwelt vermit-

telte Eigenschaften. Beispiele dafür sind „intellektuelle Fähigkeiten“, „emotionale Zuwen-

dung“ oder „Erfolg in der Schule“, welche die Betroffenen dazu befähigen, Krisensituationen 

zu meistern und eine positive persönliche Entwicklung zu realisieren, obgleich widrige Um-

stände existieren (Werner und Smith 1988). Zusammenfassend muss der Sachverständige 

mit seiner Prognose die folgende Frage beantworten: „Wer wird wann, unter welchen Um-

ständen, mit welchem Delikt rückfällig?“ (Nedopil 2009). Nach Beantwortung der zentralen 

Frage der Risikoeinschätzung kommt auch dem Risikomanagement, nämlich wie Rückfälle 

effektiv verhindert bzw. kritische Situationen bewältigt werden können, eine große Bedeu-

tung zu.  

 

1.1.2 Prognosemethoden 

 

Es existieren zahlreiche Methoden und Instrumente, die zum Erstellen einer Prognose her-

angezogen werden können. Eine vorgegebene Herangehensweise gibt es dabei nicht, eine 

Arbeitsgemeinschaft aus Richtern am Bundesgerichtshof, forensischen Sachverständigen, 

Sexualmedizinern und Juristen formulierte Empfehlungen, auf die im Verlauf dieser Arbeit 

noch eingegangen wird (Boetticher et al. 2006). Nach Dahle werden drei Arten unterschie-

den, eine Prognose zu erstellen: die statistische, die intuitive oder die klinische Methode 

(Dahle 1997; Dahle 2005). Bei der intuitiven Herangehensweise orientiert sich der Gutachter, 
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geleitet von den eigenen Erfahrungen und Gefühlen, nur am Einzelfall und schließt vom Ge-

samteindruck hinsichtlich des Betroffenen auf seine Prognose, ohne sich auf vorgegebene 

Regeln zu beziehen. Diese Art der Prognosestellung ist eng verknüpft mit dem Wissen und 

der Menschenkenntnis des Gutachters und bleibt damit für Außenstehende nur in geringem 

Maße nachvollziehbar (Dahle 1997; Dahle 2005). Das Gegenstück bildet die statistische Me-

thode: Hierbei wird die Prognosebeurteilung anhand von Merkmalen, welche mit Rückfällig-

keit in Zusammenhang gebracht werden können, erstellt (Nedopil 2009). Der Gutachter ord-

net den Probanden in eine Risikogruppe ein. Die Voraussage stützt sich somit auf die 

Rückfallquote des gewählten Kollektivs (Dahle 1997; Dahle 2005). Der Vorteil dieser Metho-

de besteht in der hohen Transparenz, die durch die Abhandlung standardisierter Merkmale 

realisiert wird (Dahle 1997; Dahle 2005; Nowara 1995). Die Anforderungen an eine Indivi-

dualprognose erfüllt diese Methode jedoch nicht, da die Einschätzung durch den Verweis auf 

eine Gesamtgruppe vorgenommen wird (Dahle 1997; Dahle 2005). Eine Verflechtung aus 

statistischer und intuitiver Methode verkörpert die sogenannte klinische Prognose (Dahle 

1997; Dahle 2005). Mithilfe einer eingehenden Anamneseerhebung schließt der Gutachter 

von den Erfahrungen aus der Vergangenheit und aus den Entwicklungen in der Gegenwart 

auf zukünftige Ereignisse (Nedopil 2009). Damit entwickelt sich ein auf den Einzelfall zuge-

schnittenes Erklärungskonzept (Dahle 1997; Dahle 2005). Meist wird eine Kombination aus 

den genannten Methoden angewendet. Zudem stehen Hilfsmittel, wie die Checklisten, zur 

Verfügung, die im nächsten Kapitel (siehe Kap. 1.1.4) exemplarisch beschrieben werden. 

Diese Checklisten beinhalten relevante Prognosemerkmale. Da es keine Vorgaben für die 

Erstellung eines Prognosegutachtens gibt und die Bedeutung der präzisen Einschätzung 

hoch ist, gibt es Bestrebungen, Qualitätskriterien zu formulieren (Boetticher et al. 2006). 

Auch Dahle (1997, 2005) entwickelte entsprechende Leitfragen, die bei der Ausarbeitung 

einer Prognose hilfreich sind und in denen potenziell kritische Punkte Beachtung finden. Sei-

ner Meinung nach sollte der Lebenslauf unter besonderer Berücksichtigung von Gewaltan-

wendungen erfasst sowie die Opferbeziehung und die Umstände, welche zur Tat führten, 

eruiert werden. Weiterhin sei das Aufspüren von Ressourcen, die dabei helfen, sich entwi-

ckelnde Konflikte zu entschärfen, wichtig. Darüber hinaus sollte die Basisrate herangezogen 

werden, die bei vergleichbaren Handlungen in ähnlicher Konstellation („statistische Methode“) 

angenommen wird. Basisraten stellen eine wichtige Orientierungshilfe für den psychiatri-

schen Gutachter dar. Sie kennzeichnen das Vorkommen von Tätern eines bestimmten De-

likts in einer bestimmten nach allgemeinen Kriterien definierten Menge (Population). Mit dem 

Wissen um die individuellen Risikofaktoren, wie frühere Gewaltanwendungen und die zum 

aktuellen Zeitpunkt fortgeführten antisozialen Verhaltensweisen, können die Sachverständi-

gen die Basisrate der Gruppe zugunsten einer Basisrate des Individuums korrigieren 

(Volckart 2002). So fließt die Gewichtung der persönlichen Risikokonstellation bei der Erstel-
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lung einer Prognose mit ein. Das Erkennen von Prädiktoren zukünftiger Straftaten beschäf-

tigte auch Möller und Maier (2000): Sie extrahierten aus einer Metaanalyse von Bonta et al. 

(1998) wichtige Variablen, die mit dem Risiko zukünftiger Rückfälle mit Gewalthandlungen 

korrelieren. Festgestellt werden konnte, dass vor allem kriminal-anamnestische Faktoren, 

wie deliktische Vorbelastungen, der Gebrauch von Waffen, eine Suchtanamnese sowie die 

Diagnose einer antisozialen Persönlichkeitsstörung, relevant sind. Rasch (1985) konstruierte 

ein Schema für die Erstellung eines Prognosegutachtens, um dem begutachtenden Praktiker 

einen Leitfaden an die Hand zu geben. Das Schema erfasst insgesamt vier Dimensionen. 

Rasch widmet sich in der ersten Dimension der Darstellung des Ausgangsdelikts, in dessen 

Rahmen der Kontext und die Motivation der Straftat in Relation zur Persönlichkeit beschrie-

ben werden. Der zweite Teil des Schemas umfasst die Betrachtung der prädeliktischen Per-

sönlichkeit, etwa die Darlegung der Persönlichkeitsentwicklung in der Kindheit unter beson-

derer Beachtung von sozialer Integration, Verhaltensauffälligkeiten oder Faktoren, welche 

eine Fehlentwicklung begünstigen. Der dritte Punkt beinhaltet die Betrachtung der postdelik-

tischen Persönlichkeitsentwicklung. Bei Inanspruchnahme einer Therapie ist der Effekt der 

Intervention dahingehend zu überprüfen. Der Gutachter informiert sich über den Umgang mit 

Vorstrafen und Hafterfahrungen. Außerdem sollen entstandene Folgeschäden aufgedeckt 

und mögliche Bewältigungsstrategien des Probanden erarbeitet werden. Abschließend er-

folgt die Auseinandersetzung mit dem existenten sozialen Empfangsraum des Probanden. 

Dazu eruiert der Gutachter realisierbare Arbeitsperspektiven, geeignete Wohnmöglichkeiten 

und die beständigen Mitglieder des sozialen Netzwerks des Betroffenen. Weiterhin bedarf es 

einer Prüfung der Gelegenheiten, bei denen der Täter in strafrechtliche Konflikte und mit 

potenziellen Opfern in Kontakt geraten könnte (Risikoeinschätzung). Im Rahmen eines Risi-

komanagements erfolgen dann Überlegungen, wie solche - die Legalbewährung des Pro-

banden gefährdenden - Situationen umgangen bzw.  bewältigt werden können. 

 

1.1.3 Allgemeine Probleme bei der Erstellung einer Prognose 

 

Bei einer Kriminalprognose handelt es sich um eine Aussage über das zukünftige 

Legalverhalten eines Individuums (i. S. einer Individualprognose) oder einer Gruppe mit einer 

Hauptdeliktrichtung. Damit verkörpert das Wesen einer Prognose an sich eine Wahrschein-

lichkeitsaussage, welche seitens der Juristen aber in eine Entscheidung (Ja oder Nein) prä-

zisiert werden muss. Dies beschreibt das zentrale Problem der Voraussage: Sie kann nicht 

zu 100 % gesichert sein (Volckart 2002). Das Erstellen von Prognosegutachten ist aber eine 

wichtige Aufgabe von psychiatrischen Sachverständigen, um die richterliche Kompetenz mit-

hilfe von Expertenwissen zu untermauern (§ 275a Abs. 4 StPO). Dabei kann es sich um Gut-

achten für eine Strafaussetzung, um Lockerungen während der Haftzeit oder für die nach-
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trägliche Sicherungsverwahrung handeln. Die Erkenntnisse aus der Vergangenheit haben 

nachgewiesen, dass sich geschultes Personal, Psychologen sowie Psychiater bei ihren Ein-

schätzungen zum Teil irren (Montandon und Harding 1984). Psychologen und Psychiater 

überschätzen im Allgemeinen die Gefährlichkeit (Steadman 1980, Kinzig 2009). 

 

Abbildung 1: Vierfeldertafel Prognose ungünstig/günstig und Rückfall Ja/Nein  

 

 Prognose ungünstig Prognose günstig 

Rückfall Wahr-Positiv Falsch-Negativ 

Kein Rückfall Falsch-Positiv Wahr-Negativ 

 

Die Verwendung von Vierfeldertafeln stellt in der Prognosewissenschaft eine wichtige Grund-

lage dar. Veranschaulicht werden dabei, die durch Prognoseurteile entstehenden Gruppen: 

Wahr- und Falsch-Positiv sowie Falsch- und Wahr-Negativ (Abbildung 1). Diese Aufteilung 

unterstreicht die limitierte Aussagekraft von Prognosen, also die falsche Zuordnung zu einer 

Klasse. Den psychiatrischen Gutachtern können bei einer Prognosebeurteilung, in Bezug auf 

zukünftige Delikte, zwei Arten von Fehlern passieren: der Begutachtete erhält eine günstige 

Prognose, wird aber wieder rückfällig oder es erfolgt die Einschätzung einer ungünstigen 

Prognose obwohl im Anschluss keine erneute Straftat begangen wird (Falsch-Positive oder 

Falsch-Negative). In der vorliegenden Arbeit werden diejenigen Personen untersucht, wel-

chen bezüglich ihres Legalverhaltens eine ungünstige Prognose zugeordnet wurde. Diese 

sind, abhängig von dem Merkmal Rückfall Ja/Nein, entweder in der Gruppe der Wahr- oder 

der Falsch-Positiven einzuordnen. Hierbei interessiert insbesondere die Gruppe der Falsch-

Positiven, denn in diesen Fällen handelt es sich um Täter mit ungünstiger Prognose, die sich 

aber - wären sie nicht in Gefangenschaft - bewähren und nicht rückfällig werden würden. 

Zum anderen sind die Falsch-Negativen zu betrachten. Diese Klasse bildet sich bei der Ent-

lassung eines eigentlich gefährlichen Delinquenten, dem jedoch eine günstige Prognose 

gestellt wird und der nach seiner Entlassung wieder eine Straftat begeht (Kinzig 1996; Kinzig 

2009). Bei beiden Konstellationen (falsch-positiv und falsch-negativ) werden im weiteren 

Sinn Menschen geschädigt, nämlich sowohl das Opfer des Falsch-Negativen als auch der 

Falsch-Positive, welcher weiterhin in Gefangenschaft lebt.  

Es hat den Anschein, dass die Vermeidung von Falsch-Negativen zum Schutz der Allge-

meinheit als gewichtiger eingestuft wird als die Verantwortung gegenüber den Falsch-

Positiven  (Schumann 1994). Volckart umschreibt die Problematik mit den folgenden Worten: 

„Bei der kriminalprognostischen Beurteilung als günstig oder ungünstig ist Vorsicht in der 

einen Richtung immer zugleich Rücksichtslosigkeit in der anderen.“ (2002, S. 109). Die Diffe-

renzierung zwischen den Wahr- und Falsch-Positiven gelingt in der Regel nicht, da sich die-

se Straftäter in Haft befinden und sich eben nicht in Freiheit bewähren können. In den Fällen, 
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in denen Straftäter trotz einer ungünstigen Prognose entlassen wurden, weil das verhan-

delnde Gericht ihnen keine neuen Tatsachen (Nova) nachweisen kann, besteht die Möglich-

keit, die Wahr-Positiven von den Falsch-Positiven abzugrenzen. Hierfür wird das 

Legalverhalten der Probanden über einen bestimmten Beobachtungszeitraum erfasst. Dies 

wird in der vorgelegten Arbeit untersucht. Weitere Schwierigkeiten können sich bei der Er-

stellung einer Prognose ergeben, bspw. wenn dem Gutachter keine genauen Angaben darü-

ber vorliegen, was er vorhersagen soll oder wenn er für nicht definierte Lebensumstände 

bzw. Zeiträume eine Einschätzung formulieren soll (Nedopil 2009). Da Verhaltensweisen in 

der Regel kausal bedingt sind und nicht alle Beweggründe bekannt sein können, ist zudem 

die Benennung der ursächlichen Motive häufig nicht möglich. Daraus lässt sich schlussfol-

gern, dass nur die Risikoprofile und die daraufhin zugrunde gelegten Wahrscheinlich-

keitsaussagen vom forensischen Experten konstruierbar sind (Dittmann 2007). Ein weiteres 

Problem stellt die fehlende Rückkopplung i. S. eines Abgleichs zwischen der gestellten 

Prognose und dem tatsächlich eingetroffenen Verhalten dar. Nach positiver Einschätzung 

des Legalverhaltens eines Probanden durch einen forensischen Experten wird der Straftäter 

entlassen. Der Gutachter erhält in der Regel keine Auskunft über die weitere Entwicklung 

des Begutachteten. Den Medien obliegt  eine nicht zu unterschätzende Präsenz bezüglich 

einer oft emotional überbetonten, verzerrten Darstellung von Einzelfällen. Diese Art der Prä-

sentation beeinflusst den psychiatrischen Gutachter bei seiner alltäglichen Aufgabe, das 

Legalverhalten eines Probanden einzuschätzen. Es besteht die Gefahr, dass die Zahl der 

möglichen Rückfälligen von den psychiatrischen Sachverständigen überschätzt wird (Nowara 

1995). Bei Abgabe einer „falschen“ Prognose des forensisch-psychiatrischen Gutachters, die 

womöglich die Rechte der Allgemeinheit durch ein erneutes Opfer des Straftäters verletzt, 

muss eine mediale Verunglimpfung befürchtet werden. Tatsächlich zur Rechenschaft gezo-

gen werden kann ein forensischer Sachverständiger nur dann, wenn eine Klage vorliegt und 

ihm zudem grobe Fahrlässigkeit nachgewiesen wird (gemäß § 839a BGB). Eine Abwägung 

zwischen den Interessen und den Rechten der Gesellschaft sowie denen des Delinquenten 

wird häufiger zugunsten der Allgemeinheit vorgenommen. Fehlerhafte Entscheidungen, wel-

che zulasten des Straftäters gehen, generieren weniger Aufmerksamkeit in der Öffentlichkeit 

als ein erneutes Opfer in der Bevölkerung (Nowara 1995).  

 

1.1.4 Aktuelle Prognoseinstrumente 

 

Eine wichtige Hilfe, um ein mögliches Rückfallrisiko korrekt einschätzen zu können, liegt in 

der Erfassung der prädiktiven Merkmale, die aus den klinischen Erfahrungen und Untersu-

chungen gewonnen werden. Diese Merkmale werden in Checklisten zusammengefasst. Mit-

hilfe dieser Instrumente ist es möglich, den zu begutachtenden Probanden einer bestimmten 

http://de.wikipedia.org/wiki/BGB
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Tätergruppe mit bekannter Rückfallwahrscheinlichkeit zuzuordnen (Dahle et al. 2006). Be-

deutsam sind Checklisten, da in ihnen wichtige Aspekte der Risikoabwägung enthalten sind 

und deshalb die prognostische Bewertung eines Gutachters transparent und damit nachvoll-

ziehbar wird (Nedopil 2009). Kritisch konstatiert werden muss, dass die alleinige Benutzung 

nicht ausreichend ist, um einen Einzelfall adäquat einschätzen zu können. Dabei sind einige 

Checklisten auf die Darstellung von historischen Risikofaktoren limitiert (Nedopil 2009). Aber 

gerade neue Verhaltensweisen und die Persönlichkeitsentwicklung des Täters sind ent-

scheidend für seine zukünftigen Handlungen, sodass die dynamischen Faktoren bei einer 

Prognose nicht außer Acht gelassen werden dürfen. Im Folgenden werden aus der Vielzahl, 

der in den letzten Jahren entwickelten Checklisten, drei herausgegriffen und kurz erläutert. 

Sie stellen relevante aktuarische Prognoseinstrumente für die Stichprobe dieser Arbeit dar. 

Je nach der Fragestellung unterscheidet sich die Auswahl der angewendeten Checklisten. 

So eignet sich die Psychopathy Checklist-Revised (PCL-R) dazu, um eine Aussage zur 

Wahrscheinlichkeit eines allgemeinen Rückfalls zu eruieren. Zusätzlich kann das Historical-

Clinical-Risk-Management-20 Item-Schema (HCR-20) für eine Einschätzung der Gewalt-

prognose angewandt werden. Das Risiko eines sexuell motivierten Rückfalls kann mit dem 

Sexual-Violence-Risk-20 Schema (SVR-20) evaluiert werden (Dahle et al. 2006). Allen drei 

Prognoseinstrumenten ist gemeinsam, dass mehrere unabhängige empirische Studien aus 

Deutschland deren Eignung bestätigt haben (Nedopil 2005; Dahle et al. 2006). Trotz guter 

Vorhersagewerte warnen Forensiker vor einer Überhöhung der Aussagen der Instrumente 

und rufen zu einem kritischen Umgang mit diesen auf (vgl. Eher et al. 2009). 

 

1.1.4.1 Psychopathy Checklist-Revised 

 

Die PCL-R wurde entwickelt, um ein bestimmtes Persönlichkeitsgefüge, welches mit einer 

hohen Rückfallgefahr verbunden ist, die der psychopathy1, festzustellen. Hare  entwickelte 

die „Psychopathy Checklist“ und später die „Psychopathy Checklist-Revised“ (Hare 1991; 

Hare et al. 1990). Das Prognoseinstrument setzt sich aus 20 Items zusammen, die relevante 

Merkmale dieses speziellen Persönlichkeitsgefüges erfassen (Dahle et al. 2006). Die PCL-R 

und auch die gekürzte Version PCL-SV (Screening Version), welche 12 Items umfasst, wer-

den verwendet, um einen allgemeinen Rückfall zu prognostizieren. Nach Hare (1991) setzt 

sich psychopathy vereinfacht formuliert zusammen aus der psychopathischen Persönlichkeit 

(Faktor 1) sowie antisozialen Verhaltensweisen (Faktor 2). Schwerpunktmäßig erfolgt die 

Abfrage von 13 Persönlichkeitseigenschaften, wie „übersteigertes Selbstwertgefühl“, „Ge-

fühlskälte, Mangel an Empathie“ oder „Impulsivität“. Entsprechend dem Faktor 2 „antisoziale 

                                                 
1
 Der englische Begriff wird beibehalten, da die deutsche Übersetzung „Psychopathie“  aufgrund histo-

rischer Entwicklung weitere Aspekte umfasst so bspw. nach Schneider (1923, 1950) auch als Syno-
nym für abnorme  Persönlichkeiten gebraucht wurde.   
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Verhaltensweisen“ werden Aspekte der Legalbiografie und Verhaltensweisen etwa „Jugend-

kriminalität“ und „Polytrope Kriminalität“ erfragt. Weitere Items, die in der Checkliste erfasst 

werden, sind „Promiskuität“ und „viele kurzzeitige ehe-(ähn-)liche Beziehungen“. Die Variab-

len werden in einem Dreipunktesystem bewertet (0=trifft nicht zu, 1=trifft teilweise zu, 2=trifft 

zu). Daraus ergibt sich ein maximaler Gesamtscore von 40. Dabei wird der Gesamtwert nicht 

als Cut-Off-Wert gesehen, sondern als steigende Wahrscheinlichkeit, je höher die Punktzahl 

ist (vgl. Endrass et al. 2007). Diskutiert wird eine Zuordnung der Items der PCL-R zu mehr 

als zwei Faktoren, zu einem Drei- (Cooke und Michie 2001) bzw. einem Vierfaktorenmodell 

(Hare 2003). Eine Vertiefung dieser unterschiedlichen Variablenzuteilung soll an dieser Stel-

le nicht vorgenommen werden (siehe auch Hartmann et al. 2001, Ullrich et al. 2003, Nedopil  

und Müller 2012). Zudem ist die PCL-R ein fester Bestandteil der HCR-20 (Webster et al. 

1995,1997) sowie des Violence Risk Appraisal Guide (VRAG; Harris et al. 1993). Mithilfe 

dieser Checkliste werden Täter erfasst, welche durch eine hohe Wahrscheinlichkeit in Bezug 

auf einen Rückfall gekennzeichnet sind (Dahle et al. 2006). In Ullrichs Untersuchung war die 

Anzahl derer mit 7% gering, erwies sich aber als guter Prädiktor für Gewaltrückfälle (Ullrich 

et al. 2003). Aus diesem Grund wurde die Verwendung dieser Checkliste in den Prognose-

gutachten dieser Arbeit überprüft.  

 

1.1.4.2 Historical-Clinical-Risk-Management-20 

 

Die HCR-20-Checkliste ist ein Prognoseinstrument, welches für forensisch-psychiatrische 

Probanden entwickelt wurde (Webster et al. 1995,1997¸deutsche Übersetzung von Müller-

Isberner et al. 1998). Die Checkliste ist bei psychisch kranken Gewalttätern indiziert und 

dient zur Vorhersage von Gewaltrückfällen. Das Prognoseinstrument enthält ebenfalls 20 

Merkmale, die drei Bereichen zugeordnet werden können. Dazu zählen zehn statische (his-

torical oder „H- Items“) Merkmale zur Erfassung der Delinquenzgeschichte des Probanden. 

Zu den „H- Items“ zählt u. a. der Wert der PCL-R. Weiterhin werden fünf dynamische Merk-

male (clinical oder „C- Items“), welche sich auf die Gegenwart beziehen, und fünf Merkmale 

(risk oder „R- Items“) für die Beschreibung zukünftiger Lebensumstände abgefragt. Jedes 

Merkmal wird mit null bis zwei Punkten (0=trifft nicht zu; 1=trifft teilweise zu; 2=trifft zu) be-

wertet. Anhand der Summe der einzelnen Items wird eine Wahrscheinlichkeitsaussage (nied-

rig, mittel oder hoch) bezüglich der Rückfälligkeit hinsichtlich eines Gewaltdelikts ermittelt 

(Manual für HCR-20: Hare 1991, Dahle et al. 2006). Speziell für diese Untersuchung sind die 

„H-Items“ der HCR-20 relevant. Diese sind bei der Betrachtung eines im Gesetz der nach-

träglichen Sicherungsverwahrung verankerten Begriffs, des „Hang[s] zur Begehung erhebli-

cher Straftaten“, hilfreich (§ 66 Abs. 1 StGB, Rosegger 2008). 
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1.1.4.3 Sexual-Violence-Risk-20  

 

Das Sexual-Violence-Risk-20-Schema (SVR-20) dient zur Vorhersage von Rückfällen mit 

Sexualdelinquenz und ist daher bei sexuellen Gewalttaten indiziert (Boer et al. 1997; deut-

sche Übersetzung von Müller-Isberner et al. 2000). Die Checkliste enthält 20 Merkmale, wel-

che die Bereiche psychosoziale Anpassung, Sexualdelinquenz und Zukunftspläne erfragen. 

Die Variablen werden mithilfe einer Dreipunkteskala (0=trifft nicht zu; 1=trifft teilweise zu; 

2=trifft zu) bewertet. Die Risikobeurteilung ist nicht allein von der Anzahl abhängig, sondern 

vor allem von der Konstellation der zutreffenden Merkmale (Müller-Isberner et al. 2000) und 

wird in die Stufen geringes, mittleres und hohes Risiko untergliedert. Das SVR-20 wurde 

ursprünglich als Checkliste für die klinische Praxis entwickelt und ist nicht durch eine Stich-

probe geeicht. Untersuchungen bescheinigen dem SVR-20 eine moderate Vorhersagekraft 

(Dahle et al. 2006). Die Verwendung des Sexual-Violence-Risk-20-Schema ist damit zur Vor-

hersage von erneuten Sexualstraftaten gut geeignet und wurde daher in dieser Arbeit unter-

sucht.  

 

1.1.5 Studien zur Rückfälligkeit von Sexual- und Gewaltstraftätern 

 

1966 sorgte in den Vereinigten Staaten der sogenannte Baxstrom-Fall für Aufsehen. Johnny 

Baxstrom wurde nach mehreren Jahren in Haft in eine Anstalt für psychisch kranke Rechts-

brecher eingewiesen, weil er im Gefängnis verhaltensauffällig war. Für diese Verlegung wur-

de kein rechtswirksames Verfahren eingeleitet. Gegen diese Unterbringung legte Baxstrom 

Einspruch beim Supreme Court ein und erreichte, dass der zwangsweise Aufenthalt in der 

Anstalt für psychisch kranke Rechtsbrecher als Unrecht anerkannt und er entlassen wurde. 

Dieses Urteil zog die Entlassungen von 967 psychisch kranken Straftätern aus verfahrens-

rechtlichen Gründen nach sich.  Sie wurden aus den Anstalten für psychisch kranke Rechts-

brecher in allgemein psychiatrische Krankenhäuser verlegt, behandelt und schließlich ent-

lassen. Zum ersten Mal konnte beobachtet werden, wie hoch das Risiko zukünftiger 

Straftaten bei vermeintlichen (psychisch kranken) Schwerverbrechern tatsächlich ausfällt 

(Steadman 1973). Über einen Zeitraum von 4,5 Jahren wurde das Legalverhalten der Straf-

täter beobachtet, von denen schließlich lediglich 2,5 % (=24) mit einer Gewalttat rückfällig 

geworden sind. Ähnliche Ergebnisse über das Rückfallverhalten psychisch kranker Delin-

quenten resultierten auch aus dem historischen Fall „Dixon“ (vgl. Thornberry und Jacoby 

1979). Eine Untersuchung von Binnewies (1970) wies anhand von 120 Personalakten nach, 

dass die von 1958 bis 1966 aus der Sicherungsverwahrung entlassenen Verbrecher „keine 

hohe kriminelle Intensität“ besaßen, sondern „sozial schwache Menschen mit extremer Um-

weltabhängigkeit“ waren. Außerdem konstatierte er, dass die Vollstreckung der Sicherungs-
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verwahrung bei mindestens 90 % der Insassen ein Fehlurteil der Justiz darstellte, da keine 

gefährlichen Rückfalltaten begangen wurden. Ähnliche Ergebnisse fanden sich bei verurteil-

ten Straftätern aus der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik (Stadtland 2006). In 

32 Fällen wurde diese im Maßregelvollzug nach der politischen Wende in der Bundes-

republik Deutschland untergebracht, jedoch 1994 aufgrund eines Urteils des Bundes-

verfassungsgerichts entlassen. Zu dieser Zeit wurden die Untergebrachten weiter als gefähr-

lich eingestuft. Nach einem Beobachtungszeitraum von rund 7 Jahren sind lediglich 15% (5 

von 32 Personen) mit gefährlichen Straftaten rückfällig geworden. In jüngerer Zeit stellte sich 

in einer Studie von Stadtland und Nedopil (2005) heraus, dass die Anzahl der Rückfälle bei 

Gewalttätern mit ungünstiger Prognose (n=185, Schuldfähigkeitsgutachten von 1992-1993) 

bei unter 20 % lag. Mithilfe des Bundeszentralregisters (BZR) erfolgte 2001 die Überprüfung 

der Legalbewährung über einen Zeitraum von acht bzw. neun Jahren. Bei Sucht-

erkrankungen (45,5 %) und Persönlichkeitsstörungen (46,4 %) waren überdurchschnittlich 

viele Rückfälle zu registrieren. Dies traf insbesondere dann zu, wenn beide Merkmale bei 

einem Probanden ausgeprägt waren. Außerdem wurde gezeigt, dass Probanden mit höhe-

ren HCR-20-Gesamt-Score-Werten öfter und schneller rückfällig wurden. In der Berliner-

CRIME-Studie (Chronische Rückfalldelinquenz im Individuellen Menschlichen Entwicklungs-

verlauf) wurde 1976 eine Stichprobe von 326 männlichen erwachsenen deutschsprachigen 

Strafgefangenen des Berliner Strafvollzugs untersucht (Dahle und Erdmann 2001). Die 

Rückfallrate in Bezug auf gravierende Gewaltdelikte (Körperverletzungs- und Tötungsdelikte, 

Raub- und Erpressungsdelikte mit Freiheitsstrafen von mindestens drei Jahren) betrug nach 

der Entlassung bis zum Jahr 1997 10 % (Time-at-risk: 21 Jahre). Die Straftäter, bei denen 

das Indexdelikt eine Gewaltstraftat war, sind zu 14 % mit einem gravierenden Gewaltdelikt 

rückfällig geworden. In einer Metaanalyse von 61 Rückfallstudien mit rund 23400 Probanden 

(Hanson und Bussière 1998) ergab sich in einem Rückfallzeitraum von vier bis fünf Jahren 

eine Rückfallquote von 13,4 % für Sexualstraftäter. In der Essener Prognosestudie wurden 

255 aus dem Maßregelvollzug Entlassene (gemäß § 63 StGB) hinsichtlich ihrer 

Legalbewährung untersucht (Seifert 2006). 7,5 % der Untersuchten wurden mit schwer-

wiegenden Straftaten (Sexual- und/oder Gewaltdelikte) rückfällig. Die Quote des allgemeinen 

Rückfalls lag insgesamt bei 21,6 %. Der Katamnesezeitraum betrug mindestens zwei Jahre 

und lag im Durchschnitt bei 3,9 Jahren. Zudem wurde konstatiert, dass die nicht-rückfälligen 

Probanden intensiver nachbetreut wurden. Kinzig (2008) beobachtete in seiner Studie zur 

„Legalbewährung gefährlicher Rückfalltäter“ 22 Delinquenten, bei denen eine zwangsweise 

Entlassung aus zehnjähriger Sicherungsverwahrung trotz „Schlechtprognose“ realisiert wur-

de. Lediglich 10 % verübten ein schweres Rückfalldelikt. Eine weitere aktuelle Studie (Jehle 

et al. 2010) beschäftigte sich mit der Rückfälligkeit im Dreijahreszeitraum von über einer Mil-

lion Delinquenten (n=1052215), die, 2004 zu einer Strafe verurteilt, aus der Haft entlassen 
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oder bei denen Maßnahmen nach dem Jugendgerichtsgesetz (JGG) durchgeführt worden 

sind. Diese Untersuchung wurde vom Bundesministerium für Justiz in Auftrag gegeben, um 

einen Überblick über die gegenwärtige Häufigkeit von Rückfällen zu gewinnen. Dabei stellte 

sich heraus, dass insbesondere die einschlägigen Rückfallquoten bei Tötungsdelinquenten 

und Sexualstraftätern (sexuelle Gewaltstraftäter, Missbraucher) sehr gering ausfielen. Dabei 

begingen nur 0,3 % der einschlägig vorbestraften Täter erneut eine Tötung bzw. einen Mord. 

Die höchste einschlägige Rückfallquote (in der Kategorie der erheblichen Straftaten) erreich-

te die Gruppe der Missbraucher, in der 2,3 % der Straftäter erneut einen sexuellen Miss-

brauch von Kindern begangen haben. Dabei gestaltet sich die Überprüfung Falsch-Positiver, 

also die Gruppe von Probanden, welche als gefährlich eingeschätzt werden, aber dennoch in 

Freiheit nicht rückfällig werden, schwierig. Es bieten sich nur wenige Gelegenheiten, in de-

nen als hochgefährlich eingeschätzte Probanden in Freiheit leben und bezüglich ihrer Rück-

fälligkeit untersucht werden können. Studien zu dieser Population liegen bisher nicht vor. 

Eine Ausnahme bilden hier die beschriebenen Ereignisse von Baxstrom (Steadman 1973), 

Dixon (Thornberry und Jacoby 1979) oder die Straftäter aus der DDR (Stadtland 2006).  Im 

Hinblick auf die Angst, welche in der Bevölkerung herrscht, und die große Aufregung, die in 

den Medien und der Politik durch einen Rückfall verursacht wird, ist die Auseinandersetzung 

mit dieser besonderen Gruppe aber sehr wichtig (Bühring 2003). In dieser Untersuchung 

gelingt zum ersten Mal die Überprüfung der Klasse der Falsch-Positiven. Aufgrund von juris-

tischen Vorgaben (Nova) kam es zwischen psychiatrischen Gutachten und der gerichtlichen 

Instanz im Rahmen des 2004 neu eingeführten Gesetzes zur nachträglichen Sicherungsver-

wahrung (§ 66b StGB, Gesetzesfassung bis zum 1. Januar 2011) zur Entlassung von als 

gefährlich eingestuften Straftätern. Die Prognosegutachten in der Gegenüberstellung der 

tatsächlichen Legalbewährung dieser besonderen Gruppe sind Gegenstand der vorliegen-

den Arbeit. 

 

 

 

 

 

 

 

 



  EINLEITUNG                                                                                                                            

 
  12 

1.2 Das Rechtsinstrument der (nachträglichen) Sicherungsverwahrung 

 

1.2.1 Ursprung der Sicherungsverwahrung und Einbettung im gesetzgeberischen Kontext  

 

Die Existenz eines zweispurigen Sanktionssystems ermöglicht es der deutschen Rechts-

sprechung, nicht nur begangenen Straftaten mit Freiheitsentzug („Strafe“) zu begegnen, 

sondern auch befürchtete zukünftige Taten zu verhindern und damit der Sicherung der All-

gemeinheit zu dienen. Maßregeln der Besserung und Sicherung verkörpern sechs Sanktio-

nen im deutschen Strafrecht, welche im Gegensatz zur Strafe nicht schuldabhängig ange-

ordnet werden müssen. Schuldhaftes Verhalten ist keine Voraussetzung für die Maßregel. 

Wenn ein Straftäter bspw. aufgrund einer seelischen Störung, die akut oder chronisch auf-

getreten sein kann, das Unrecht seiner Tat nicht mehr oder nur vermindert einsehen kann 

oder nach dieser Einsicht zu handeln, finden die §§ 20, 21 StGB (Schuldunfähigkeit wegen 

seelischer Störungen, verminderte Schuldfähigkeit) Anwendung. Das Gericht entscheidet 

aufgrund der Gesamtwürdigung des Täters und seiner Tat, ob erhebliche rechtswidrige Ta-

ten zu erwarten sind. Falls diese Frage bejaht wird, kann die Unterbringung in einem psychi-

atrischen Krankenhaus (§ 63 StGB) angeordnet werden. Die zweite freiheitsentziehende 

Maßregel ist die Unterbringung in eine Entziehungsanstalt (§ 64 StGB), bei der u. a. die kon-

krete Aussicht bestehen soll, die Person durch den Aufenthalt zu heilen. Diese Art der Unter-

bringung dient der Behandlung („Besserung“) einer festgestellten psychischen Auffälligkeit 

und der „Sicherung“ des Täters, weil er infolge seines „Hanges erhebliche rechtswidrige Ta-

ten begehen wird“ (§ 64 StGB). Auch die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung (§§ 66 

ff. StGB) stellt eine freiheitsentziehende Maßregel dar, die jedoch ursprünglich unabhängig 

von einer festgestellten psychischen Störung auferlegt werden konnte. Diese Regelung wird 

aktuell mit dem sogenannten Therapieunterbringungsgesetz (ThUG) aufgeweicht (siehe Kap. 

1.2.3). Die drei anderen Maßregeln der Besserung und Sicherung ohne Freiheitsentziehung 

sind die Führungsaufsicht (§§ 68 ff. StGB), die Entziehung der Fahrerlaubnis (§ 69 StGB) 

und das Berufsverbot (§ 70 StGB). Für die in der vorliegenden Arbeit untersuchte Frage-

stellung steht die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung im Vordergrund. Im folgenden 

Abschnitt wird eine kurze geschichtliche Einordnung dieser Sanktion vorgenommen. Im Jah-

re 1933 wurde mit dem „Gesetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maßre-

geln der Sicherung und Besserung“ (24. November 1933, Reichsgesetzblatt I S.995) der Be-

griff der Sicherungsverwahrung in das Strafgesetzbuch aufgenommen. Die National-

sozialisten schufen damit eine Rechtsgrundlage für Täter mit „gefährlicher Gewohn-

heit“ (Habermeyer et al. 2008). Dies war nicht das erste Mal, dass über ein Rechtsinstrument 

nachgedacht wurde, das die Allgemeinheit vor „unverbesserlichen Gewohnheits-

verbrechern“ schützen sollte: Schon Friedrich von Liszt fragte in seinen Ausführungen: „Wa-
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rum wird nur gestraft, nachdem verbrochen ist?“ (von Liszt 1908). 1970 wurden im Zuge der 

Strafrechtsreform der Bundesrepublik Deutschland die Vorgaben für die Anordnung der Si-

cherungsverwahrung enger gefasst. Vier Voraussetzungen, welche in formelle und materielle 

differenziert werden, mussten gemäß § 66 StGB erfüllt sein, um die Maßregel anordnen zu 

können. So konnte, neben der Verhängung einer Strafe, die Sicherungsverwahrung nur bei 

Erfüllung folgender formeller Voraussetzungen angeordnet werden: 

 

 Anlasstat mit einer Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jahren  und 

 bei Verurteilung zu zwei mindestens einjährig angeordneten Haftstrafen vor der An-

lasstat sowie 

  die Verbüßung mindestens einer Haftstrafe (bzw. Unterbringung im Maßregelvollzug) 

von mindestens zwei Jahren ebenfalls vor der neuen Tat. 

Zusätzlich musste als sogenannte materielle Voraussetzung in der Gesamtwürdigung des 

Täters und seiner Taten ein 

 

 Hang zur Begehung erheblicher Straftaten 

 

nachgewiesen werden. Erhebliche Straftaten sind solche, „durch welche die Opfer seelisch 

oder körperlich schwer geschädigt werden oder schwerer wirtschaftlicher Schaden entsteht: 

Der Täter muss für die Allgemeinheit gefährlich sein“ (§ 66 Abs. 1 StGB). Die Anordnung der 

Sicherungsverwahrung berücksichtigte zusammengefasst die folgenden Kriterien:  Vorstra-

fenanzahl, Haftzeit vor der Anlasstat, Schwere der Anlasstat und den Hang zur Begehung 

erheblicher Straftaten.  

 

1.2.2 Gesetzesänderung der Sicherungsverwahrung seit 1998  

 

Um die weitreichenden Gesetzesänderungen der vergangenen Jahre seit 1998 zu ver-

deutlichen, muss die rechtliche Situation bis zu diesem Zeitpunkt dargelegt werden. Zu den 

formellen Voraussetzungen für die Anordnung der Sicherungsverwahrung, welche bis 1998 

galten, gehören, wie in Kapitel 1.2.1 beschrieben, mindestens zwei Vorstrafen sowie mindes-

tens zwei Jahre im Straf- bzw. Maßregelvollzug. Weiterhin musste zum Zeitpunkt der schwe-

ren Anlasstat vom erkennenden Gericht ein Hang und, damit einhergehend, eine ungünstige 

Gefährlichkeitsprognose festgestellt werden. Bedeutsam war auch, dass eine doppelte Über-

prüfung der Gefährlichkeit stattfand: Vor Ende des Vollzugs der Freiheitsstrafe wurde ein 

zweites Mal geprüft, „ob der Zweck der Maßregel die Unterbringung erfordert“ (§ 67c Abs. 1 

StGB). Zudem war gesetzlich eine Höchstfrist der Sicherungsverwahrung von zehn Jahren 
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aus Gründen der Verhältnismäßigkeit festgelegt worden (§ 67d Abs. 1 StGB). So war eine 

Entlassung auch bei noch bestehender Gefährlichkeit vorgeschrieben. Mindestens alle zwei 

Jahre erfolgte eine neue Begutachtung des Untergebrachten, bei der über eine mögliche 

Entlassung oder eine weitere Unterbringung entschieden wurde. In den 1990er Jahren galt 

die Sicherungsverwahrung als veraltet (Habermeyer et al. 2008) und stand kurz vor ihrer 

Abschaffung, da sie kaum noch Anwendung fand (Kinzig 2009). Zu einem Zeitpunkt, als die 

Strafvollzugsstatistiken rückläufige Zahlen an Sexualverbrechen dokumentierten (Bundesamt 

1998), wurden in kurzer Zeit viele neue Gesetze im Bereich der Sicherungsverwahrung er-

lassen (Kinzig 2009; Kröber 2011). Diese gesetzlichen Neuerungen wurden aufgrund einzel-

ner schwerer Verbrechen, welche von den Medien mit großem Interesse verfolgt wurden, 

verfasst. Zu den Gesetzesänderungen zählen:  

 

 1998 „Gesetz zur Bekämpfung von Sexualdelikten und anderen gefährlichen Straf-

taten“ (§ 66 Abs. 3 StGB);  

 2002 Einführung der vorbehaltenen Sicherungsverwahrung (§ 66a StGB);  

 2004 „Gesetz zur Einführung der nachträglichen Sicherungsverwahrung“ (§ 66b 

StGB);  

 2008 „Gesetz zur Einführung der nachträglichen Sicherungsverwahrung bei  Verurtei-

lung nach Jugendstrafgesetz“ (§ 7 Abs. 2  JGG). 

 

Im Folgenden werden überblicksartig die wichtigsten Änderungen, die durch die neuen Ge-

setze erfolgt sind, präzisiert. 1998 wurde das „Gesetz zur Bekämpfung von Sexualdelikten 

und anderen gefährlichen Straftaten“, welches Anordnungserleichterungen bei Sexual-

verbrechen enthielt, verabschiedet (§ 66 Abs. 3 StGB). Kernpunkte des neuen Gesetzes 

bildeten die Reduzierung der Vorstrafen auf lediglich eine Vorstrafe vor der schweren An-

lasstat und der Wegfall der Höchstfrist von zehn Jahren. Außerdem wurde diese Gesetzes-

änderung rückwirkend eingeführt: Sie galt auch für solche Straftäter, die noch nach altem 

Strafrecht, also vor 1998, verurteilt worden waren (sogenannte Altfälle). Die vorbehaltene 

Sicherungsverwahrung gemäß § 66a StGB, die 2002 eingeführt wurde, wird dann angeord-

net, wenn während des Verfahrens die Gefährlichkeit nicht hinreichend bestätigt werden 

kann. Diese Art der Sicherungsverwahrung war lange Zeit nicht bedeutsam (Kinzig 2009). 

Seit 01. Juni 2013 rückt wieder die vorbehaltene Sicherungsverwahrung im Rahmen neuer 

Gesetzgebungen  in den Vordergrund (siehe Kap. 1.2.3). Die nachträgliche Sicherungsver-

wahrung, die 2001 schon von einigen Bundesländern (u. a. Bayern, Baden-Württemberg) auf 

Länderebene angewendet und schließlich 2004 bundesweit verabschiedet wurde (§ 66b 

StGB), sorgte in den vergangenen Jahren für Aufsehen: Für Straftäter, denen erst am Ende 

des Vollzugs eine Gefährlichkeit zugeschrieben wird, kann in diesem Rahmen die Siche-
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rungsverwahrung angeordnet werden. Diese Änderung beinhaltet den Wegfall der doppelten 

Gefährlichkeitsprognose und damit eine Abnahme der materiellen Voraussetzungen. Da-

durch wird die Anordnung der Sicherungsverwahrung vereinfacht. Mithilfe von zwei unab-

hängigen psychiatrischen Sachverständigen, die jeweils ein Prognosegutachten erstellen, 

wird die Gefährlichkeit des Betroffenen am Ende der Haftzeit überprüft. Beim Feststellen 

neuer Anhaltspunkte für eine fortbestehende Gefährlichkeit (Nova) einerseits und aufgrund 

von zwei positiven Prognosegutachten andererseits wird die erhebliche Gefährlichkeit für die 

Allgemeinheit angenommen. Auf dieser Grundlage kann die nachträgliche Sicherungsver-

wahrung nach Verbüßung der Haftstrafe angeordnet werden. Der Begriff der Nova bezeich-

net neue Tatsachen, die die Gefährlichkeit des Insassen erst seit der letzten Verurteilung 

und, bevor die Staatsanwaltschaft einen Antrag gestellt hat, während der Haft erkennen las-

sen (Bundesgerichtshof 2007). Außerdem fallen auch formelle Voraussetzungen weg. Zur 

Anordnung der Sicherungsverwahrung sind weder Vorstrafen noch vorhergehende Zeit in 

Haft erforderlich. Das bedeutet, dass auch bei Einmaltätern die nachträgliche Sicherungs-

verwahrung angeordnet werden kann (§ 66b Abs. 2 StGB). 2008 wurde schließlich das „Ge-

setz zur Einführung der nachträglichen Sicherungsverwahrung bei Verurteilung nach Ju-

gendstrafrecht“ verabschiedet, nach dem nunmehr auch die Nova keine  Voraussetzung 

mehr bildet, sondern nur noch die Gefährlichkeitsprognose am Ende der Haftzeit (§ 7 Abs. 2  

JGG). Konstatieren lässt sich eine „Ausweitung“ der Gesetzgebung der Sicherungs-

verwahrung durch eine Vielzahl von Gesetzesänderungen in den letzten Jahren (Kinzig 

2009). Die Änderungen im Strafrecht wurden als Antwort auf einzelne Verbrechen, die im 

Fokus  der medialen Öffentlichkeit standen und einen ganz erheblichen Druck auf die Regie-

renden ausgeübt haben, erlassen. Kinzig beschreibt die schwierige rechtliche Situation fol-

gendermaßen: „Dadurch, dass der Gesetzgeber auf fast jede neue schwere Rückfalltat mit 

einer so genannten Reform reagiert, ist ein eigenes, nur noch Eingeweihten in glücklichen 

Stunden verständliches Rechtsgebiet entstanden: das der Sicherungsverwahrung (2009, 

S.51).“ Aufgrund der neuen Gesetzeslage befanden sich im Jahre 2009 insgesamt 476 Men-

schen in der Sicherungsverwahrung (Bundesamt 2010). Die absolute Zahl der Sexualstraf-

täter in der Sicherungsverwahrung im Zeitraum von 1990 bis 2008 hat sich laut Strafvollzug-

sstatistik vom 31.03.2009 mehr als verdreifacht (74 auf 232) (Bundesamt 2010). Aufgrund 

der Tatsache, dass immer mehr Straftäter verwahrt werden und immer weniger entlassen, 

steigt die Zahl der Sicherungsverwahrten (Bundesamt 2010; Woynar 2009). Die Sicherungs-

verwahrung gilt als umstrittenste Sanktion des Strafrechts, da dem Straftäter die Freiheit im 

Hinblick auf noch nicht begangene Straftaten entzogen wird (Kinzig 2009). 

 

 

1.2.3 Neueste Entwicklungen der (nachträglichen) Sicherungsverwahrung  
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Im Jahr 2009 geriet die Sicherungsverwahrung, durch eine Entscheidung des Europäischen 

Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR), wiederum in das öffentliche Bewusstsein und 

erneut in die Kritik. Das verhandelnde Gericht stufte die nach neuem deutschen Strafrecht 

mögliche, rückwirkende Verlängerung der Sicherungsverwahrung nach 1998 als Strafe ein 

und deklarierte diese als konventionswidrig (Urteil vom 17. Dezember 2009 - 19359/04, vgl. 

Laue 2010). Das Urteil des EGMR führte 2010 im Resultat dazu, dass als noch gefährlich 

angesehene Sicherungsverwahrte entlassen werden müssen (OLG Karlsruhe, 15. Juli 2010, 

2 Ws 458/09), und entfachte erneut eine Debatte in der verunsicherten Bevölkerung, die auf-

grund kaum existenter Fakten zumeist mehr auf der gefühlsgeleiteten Ebene als auf dem 

fundiert sachlichen Niveau geführt wurde bzw. werden konnte. Bis zum 27. März 2012 sind 

64 BGH-(Bundesgerichtshof) Entscheidungen zur nachträglichen Sicherungsverwahrung 

erfolgt, lediglich in 16 Fällen wurde die Unterbringung  angeordnet. Am 1. Januar 2011 traten 

die Änderungen des Gesetzes der Sicherungsverwahrung in Kraft (vgl. BGBl. I S. 2300). 

Wieder wurden in aller Eile neue Gesetze verabschiedet und versprochen: „Wegsperren oh-

ne rechtsstaatliche Grundsätze, das ist seit Inkrafttreten der Reform der Sicherungs-

verwahrung am 1. Januar 2011 Vergangenheit“ (Leutheusser-Schnarrenberger 2011). Bis 

zum 31.05.2013 galten die alten Regelungen zur Sicherungsverwahrung bei Taten, welche 

vor dem 01. Januar 2011 verübt wurden (wenn nicht § 66, 2 III StGB vorliegt). Das neue 

Recht greift dagegen bei Delikten, die nach dem 31. Dezember 2010 begangen wurden. Ein 

wichtiges Element dieser Neuerungen bildet das Therapieunterbringungsgesetz (ThUG). 

Diese Gesetzesgrundlage liefert die Voraussetzung für den Fall, dass als psychisch gestört 

ausgewiesene Straftäter mit anhaltender Gefährlichkeit untergebracht werden dürfen. Dieses 

Gesetz wurde, infolge des Urteils des EGMR im Jahr 2009, formuliert um die als gefährlich 

eingestuften Sicherungsverwahrten, weiterhin in einer geeigneten Einrichtung unterbringen 

zu können. Diese Regelung betrifft Sicherungsverwahrte, die vor dem 31.01.1998 eine An-

lasstat begangen haben (sogenannte „Altfälle“) und aufgrund des Rückwirkungsverbots ent-

lassen wurden bzw. werden sollen sowie Personen, denen eine nachträgliche Sicherungs-

verwahrung angeordnet wurde. Kritiker sehen in dieser rechtlichen Änderung keine adäquate 

Antwort auf die Kritik des EGMR und befürchten eine Gleichstellung von Kriminalität und 

Krankheit. Weiterhin bezweifeln die forensischen Sachverständigen, dass nunmehr eine 

psychotherapeutische Unterstützung den Probanden nach 18 oder 36 Monaten ungefährlich 

macht (Morgenstern et al. 2011; Müller et al. 2011a; Müller et al. 2011b). Es bestehen erheb-

liche Befürchtungen, dass es sich bei diesem Gesetz um einen Versuch handelt, die „Psy-

chiatrie als Ersatzreserve für das Strafrecht“ (Leygraf 2011) zu nutzen. Vor dem Hintergrund 

dieser aktuellen Entwicklungen stellt sich die Frage, wie der Schutz der Allgemeinheit vor 

gefährlichen Straftätern und die Rechte des Delinquenten miteinander vereinbart werden 
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können. Seit 1. Juni 2013 greift das Gesetz zur bundesrechtlichen Umsetzung des Ab-

standsgebots im Recht der Sicherungsverwahrung (BGBl. I Nr. 57 S. 2425) als Reaktion auf 

das Urteil des Bundesverfassungsgerichts (04.05.11), welches auf Grundlage der Entschei-

dung des EGMR 2009 erlassen wurde. Eine Neuerung ist bspw. § 66c StGB. Diese Vor-

schrift geht in verschiedenen Punkten, wie dem Trennungs- oder dem Intensivierungsgebot, 

die an dieser Stelle nicht Gegenstand der Ausführungen sein sollen, auf den Verstoß gegen 

das Abstandsgebot ein (Peglau 2013). So soll gewährleistet werden, dass ein Unterschied 

zwischen der Sicherungsverwahrung als schuldunabhängiger präventiver Maßregel und der 

Strafe existiert und entsprechend auch umgesetzt wird. Ziel der neuen Gesetzgebung ist 

zudem die weitgehende Abschaffung der nachträglichen Sicherungsverwahrung. Eingeräumt 

wurde die Tatsache, dass diese nicht zu mehr Sicherheit beitrug, da sie nicht zur Identifikati-

on der gefährlichen Straftäter führte, die Rechte der Betroffenen stark beschnitten hat und 

praxisuntauglich war (Leutheusser-Schnarrenberger 2011). Sicherungsverwahrung muss 

nun wieder beim Strafurteil angeordnet werden (wie vor der Reform 1998) oder vorbehalten 

sein. Als Übergangsregelung hängt die Verurteilung des Straftäters vom Zeitpunkt des An-

lassdelikts ab (siehe § 316 e EGStGB). 

Den zentralen Gegenstand dieser Arbeit bildet die rechtliche Situation der (nachträglichen) 

Sicherungsverwahrung, die existierte, als die untersuchte Stichprobe hinsichtlich ihrer Legal-

bewährung beobachtet wurde (Gesetzesfassung des § 66 ff. StGB bis 1. Januar 2011). 

 

1.2.4 Exkurs zum Begriff des Hanges nach § 66 StGB in Justiz und Psychiatrie 

 

Seit der Strafrechtsreform im Jahre 1970 wird das Vorliegen einer „Hangtäterschaft“ bei Un-

terbringung in der Sicherungsverwahrung gefordert (§ 66 StGB). Der Begriff des Hanges 

kann je nach Kontext mehrere Bedeutungen haben (Nedopil und Müller 2012). Im Zusam-

menhang mit der Unterbringung in einer Entziehungsanstalt wird ein Hang nach § 64 StGB 

als eine „eingewurzelte, aufgrund psychischer Disposition bestehende oder erworbene, den 

Täter treibende und beherrschende Neigung, immer wieder Alkohol oder andere Rauschmit-

tel im Übermaß zu sich zu nehmen“, definiert (Schreiber und Rosenau 2009, S.116). Beim 

Absetzen des Suchtstoffs kann es zu physischen oder/und psychischen Entzugser-

scheinungen kommen  (Dannhorn 2010). Im Kontext der Unterbringung der Sicherungsver-

wahrung fehlen laut Habermeyer und Saß (2004) bislang „geeignete und anerkannte psychi-

atrische Begriffsbestimmungen des Hanges zur Begehung gefährlicher Straftaten“. Der Hang 

repräsentiert keine definierte psychiatrische Kategorie. In der Rechtssprechung wird der 

Hang nach § 66 StGB als „fest eingewurzelte Neigung“ und „eingeschliffener innerer Zu-

stand“ gekennzeichnet (Kindhäuser et al. 2010). Die Bedeutung des Erkennens eines Han-

ges besteht darin, dass damit unmittelbar eine hohe Wahrscheinlichkeit für das Begehen 
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weiterer erheblicher Straftaten verknüpft ist (Dannhorn 2010). In einem Verfahren zur Anord-

nung der Sicherungsverwahrung ist der psychiatrische Sachverständige aufgefordert, zum 

Begriff des Hanges nach § 66 StGB Stellung zu beziehen. Er hat die Aufgabe die innere Ein-

stellung des Delinquenten einzuschätzen, damit der Richter den Hang abschließend bejahen 

oder verneinen kann. Habermeyer und Saß stellen in ihrer Untersuchung 2004 heraus, dass 

der Begriff Hang als „zeitlich stabile persönlichkeitsgebundene Bereitschaft zu aktivem krimi-

nellen Handeln“, verbunden mit einer negativen Kriminalprognose, beschrieben werden kann. 

Des Weiteren führen sie Merkmale auf, die eine überdauernde Bereitschaft zur Ausübung 

von Delikten bzw. einen Hangtäter i. S. des § 66 StGB kennzeichnen sollen (siehe Abbildung 

2). Dabei gehen sie im Wesentlichen auf Merkmale der Persönlichkeit des Täters ein (i. S. 

einer antisozialen/dissozialen Persönlichkeit), betrachten die Lebensumstände, die 

Delinquenzgeschichte und schlagen den Einsatz eines anerkannten Prognoseinstruments 

(PCL-R, siehe Kap. 1.1.4.1) vor. Ähnliche Aspekte diskutiert Dannhorn (2010): Um einen 

Hang zu beurteilen, betrachtet er u. a. Merkmale, die eine antisoziale/dissoziale Persönlich-

keit kennzeichnen. So eruiert Dannhorn Verhaltensauffälligkeiten vor der Tat, bspw. Schul-

verweigerung, Frühkriminalität oder Demütigungen im sozialen Umfeld. Die Umstände der 

Anlasstat sowie eine zunehmende Brutalität und intensiver werdende Tatplanung markieren 

seiner Meinung nach weitere Kriterien für das Vorliegen eines Hanges. Merkmale nach Be-

gehung der Tat, die für einen Hang sprechen, sind Bagatellisierung der Delikte oder Schuld-

zuweisungen der Straftäter an Dritte oder sogar an die Opfer selbst. Dabei sollen in der Si-

cherungsverwahrung sowohl der „beharrliche, zu gefährlicher Aktivität neigende“ als auch 

der „passiv-antriebsschwache“ Straftäter untergebracht werden (Kinzig 1996). Weder im fo-

rensisch-psychiatrischen noch im juristischen Sprachgebrauch existiert eine präzise Definiti-

on des Hanges nach § 66 StGB. Auch die neue Gesetzesfassung ändert nichts an dieser 

Tatsache. Beispielhaft wurden einige Begriffserklärungen zum Hangbegriff von Psychiatern 

und Juristen angeführt. Da die Einschätzung des Hanges bei Anordnung der nachträglichen 

Sicherungsverwahrung gefordert wird, stellt die fehlende - für Justiz und Psychiatrie über-

greifend gültige Definition für den Hang gemäß § 66 StGB- in der aktuellen Situation eine 

Herausforderung dar (Puhlmann und Habermeyer 2010). 

 



  EINLEITUNG                                                                                                                            

 
  19 

Abbildung 2: Merkmale für stabile und persönlichkeitsgebundene Bereitschaft zur Bege-

hung von Straftaten (nach Habermeyer und Saß 2004, S. 1067, modifiziert) 

Kategorien Merkmale 

Persönlichkeitsmerkmale - Zustimmende, ich-syntone Haltung zur Delinquenz 

 - Schuldzuweisung an Opfer, Dritte, Umstände 

 - Antisoziale Denkstile, die eine situative Verführbarkeit bedingen oder 

kriminelle Verhaltensstile legitim erscheinen lassen.   

 

Delinquenzgeschichte 

 

- Phasen der Delinquenz überwiegen gegenüber unauffälligen  Le-

bensphasen 

 - Progrediente Rückfallneigung, Missachtung von Auflagen 

 - Aktive Gestaltung der Tatumstände bzw. der Tat 

 - Spezialisierung auf einen bestimmten Delinquenztyp 

 

Prognoseinstrument 

 

- Psychopathy nach Hare 

 

Lebensumstände 

 

- Integration in eine kriminelle Subkultur 

 - Reizhunger, sozial unverbundene, augenblicksgebundene Lebens-

führung 

 - Fehlende psychosoziale Auslösefaktoren bzw. begünstigende Kon-

flikte 
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1.3. Forensisch-psychiatrische Prognosebegutachtung     

             

1.3.1 Stand der Forschung 

 

In Untersuchungen zu psychiatrisch-forensischen Gutachten wurden substanzielle Mängel 

festgestellt. Schon in den 1970er und 1980er Jahren erfolgte eine Auseinandersetzung mit 

der mangelnden Qualität von Prognosegutachten (Heinz 1982, Venzlaff 1983). Pfäfflin (1978) 

fand in seiner Untersuchung, die 317 psychiatrische Gutachten (1964 bis 1971) von Sexual-

straftätern umfasste, in 80% weniger als 10 Seiten und in über der Hälfte fehlten Angaben 

über die Durchführung einer körperlichen Untersuchung. Pfäfflin unterstrich insbesondere die 

mangelhafte Auseinandersetzung mit der Sexualanamnese der Straftäter. Insgesamt schätz-

te er lediglich 8% der Gutachten in der Gesamteinschätzung als gut oder sehr gut ein. 

Nowara (1995) untersuchte 137 Prognosegutachten von Patienten in einem Zentrum für Fo-

rensische Psychiatrie aus den Jahren 1985 bis 1989. Dabei fehlte bei einem Drittel der Se-

xualstraftäter die Sexualanamnese. Die Frage nach der (sexuellen) Motivation sollte aber als 

Grundlage bei jeder Straftat beantwortet werden können. Eine explizite Nennung der Diag-

nose fand sich in nur 65 % der Gutachten. In über der Hälfte (56,2 %) der Gutachten wurden 

keine testpsychologischen Untersuchungen vorgenommen. Fast die Hälfte der Gutachter 

beschrieben nicht, ob der Täter bei Begehung des Indexdelikts unter Einfluss eines Sucht-

mittels stand. Nowara skizzierte dabei ein sehr gegensätzliches Bild der Gutachtenqualität. 

Es existierten dabei große Unterschiede hinsichtlich der Güte der formalen und inhaltlichen 

Aspekte der Prognosegutachten. Während die eine Hälfte der Sachverständigen insgesamt 

gute bis sehr gute Gutachten erstellte, waren die anderen Gutachten eher in die Kategorie 

schlecht bis sehr schlecht einzustufen. Daher forderte Nowara die Sicherstellung eines Min-

deststandards, um die Praxis der Prognosebegutachtung zu verbessern. Kinzig (1996) wer-

tete 318 Gutachten aus, die zur Frage der Anordnung der Sicherungsverwahrung Stellung 

bezogen. Bei rund 21 % lag die Seitenanzahl der Gutachten über die Sexual-, Raub- und 

Gewalttäter bei höchstens 20, im Durchschnitt bei 36 Seiten. Kinzig kritisierte, dass dieser 

geringe Umfang kaum alle notwendigen Anforderungen eines Prognosegutachtens erfüllen 

könne. In lediglich ca. 42 % der Fälle wurden testpsychologische Untersuchungen veranlasst, 

welche seiner Meinung nach zum Standard der Begutachtung gehören. Besonders im Be-

reich der Persönlichkeitsstörungen wird auf die Problematik der Diagnoseformulierung ver-

wiesen, bei der meist keine konkreten Aussagen getätigt wurden. Besondere Schwierigkei-

ten bereitete auch der Begriff des Hanges: In einigen Gutachten wurde dieser durch andere 

Formulierungen ersetzt oder die Sachverständigen weigerten sich, zum Hang Stellung zu 

nehmen. Kinzig resümierte, dass sowohl die formale als auch die inhaltliche Qualität der ein-

zelnen Prognosegutachten große Unterschiede aufweisen. Habermeyer et al. (2008) unter-
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suchten 227 Gutachten, die von 1991 bis 2001 in vier Bundesländern zur Anordnung der 

Sicherungsverwahrung führten. Eingangsvoraussetzung für die Analyse der Gutachten war 

die persönliche Untersuchung des Probanden durch den psychiatrischen Sachverständigen. 

Aus diesem Grund reduzierte sich die Zahl der Gutachten auf 208. Im Vergleich wurden eini-

ge noch in Kinzigs Studie (1996) kritisch angemerkte Elemente stärker berücksichtigt. So 

belief sich bspw. die mittlere Seitenanzahl auf 55 (vgl. dazu Kinzig: 36 Seiten). Als problema-

tisch wurden ebenfalls die Mängel in der Diagnosebeschreibung charakterisiert. Nur in 51 % 

der Fälle wurde die Diagnose mittels der gängigen Terminologie benannt. In 138 Gutachten 

wurden Persönlichkeitsauffälligkeiten beschrieben, nicht einmal die Hälfte (n=66) fand sich 

als Diagnose in der ICD- (International Classification of Diseases) bzw. DSM- Klassifikation 

(Diagnostic and Statistical Manual of Mental Disorders) wieder. Neben diesen terminolo-

gisch-diagnostischen Schwächen waren außerdem kriminalprognostische Mängel vorhanden: 

Für die Prognose relevante Risikofaktoren sind nur eingeschränkt in den Begutachtungen 

enthalten. Die Anwendung eines standardisierten Untersuchungsinstruments erfolgte nur in 

einem der Gutachten. Diese Ergebnisse zeigen, dass zwar häufiger formale Aspekte berück-

sichtigt wurden, aber noch immer erhebliche inhaltliche Mängel bestanden.  

 

1.3.2 Mindestanforderungen an Prognosegutachten  

 

Fehler unterschiedlicher Art können bei der Begutachtung von Delinquenten auftreten. 

Nedopil (2007) trug verschiedene Problembereiche der Gutachtenerstellung zusammen. So 

führte er etwa eine lückenhafte Anamnese, bei der wichtige Punkte wie eine Sexual-

anamnese ausgelassen werden, an oder aber Fehler bei der Erhebung des Befundes (bspw. 

Verzicht auf relevante Untersuchungen). Ein großer Teil der Versäumnisse besteht - seinen 

Ergebnissen nach- im Bewertungsteil des Gutachtens, wie das Fehlen einer expliziten Diag-

nose, terminologische Mängel oder das Unterlassen von therapeutischen sowie prognosti-

schen Überlegungen. Außerdem wurde die Trennung zwischen Datenerhebung und deren 

Wertung missachtet oder der Begutachtete lediglich anhand seiner Tat charakterisiert. Bei-

spielhaft skizzierten diese Versäumnisse Verletzungen einer sorgfältigen Gutachtenpraxis. 

Dies macht den Wunsch nach einer einheitlichen Vorgehensweise, welcher in den letzten 

Jahren geäußert wurde, nachvollziehbar und verständlich. Möller und Maier (2000) formulier-

ten grundlegende Anforderungen, welche an ein Prognosegutachten zu stellen sind. Dazu 

gehört u. a. der persönliche Kontakt zum Begutachteten, welcher während der Untersuchung 

hergestellt wird. Des Weiteren beinhalteten diese ein ausführliches Aktenstudium mit beson-

derer Berücksichtigung prognostischer Faktoren, wie des Gebrauchs von Alkohol, der 

Schwere der Gewaltanwendung und des Einsatzes von Waffen. Einen weiteren wichtigen 

Punkt bilden die Auseinandersetzung mit den Erfahrungen, die in der Haft gemacht wurden, 



  EINLEITUNG                                                                                                                            

 
  22 

sowie die Darlegung der Therapiebereitschaft des Probanden und deren Erfolge. Schluss-

endlich sei es bedeutsam, dass die gutachterlichen Einschätzungen bezüglich ihrer Wichtig-

keit klar dargelegt werden und der Leser des Gutachtens in die Lage versetzt wird, die Ent-

scheidungsfindung nachzuvollziehen. Eine Gruppe von Richtern am Bundesgerichtshof, 

forensische Sachverständige, Sexualmediziner und Juristen, entwickelte zunächst für die 

Schuldfähigkeitsbegutachtung und später auch für forensische Prognosegutachten Mindest-

anforderungen (Boetticher et al. 2006). Diese sollen im Folgenden erläutert werden, da sie 

zum Teil zur Auswertung der Prognosegutachten in dieser Arbeit dienen. Es erfolgt die Ein-

teilung des Leitfadens in formelle und inhaltliche Mindestanforderungen, die an ein 

Prognosegutachten zu stellen sind. Nennung der Fragestellung, Angabe der Erkenntnisquel-

len oder eine klare, übersichtliche Gliederung sind nur einige der elf formulierten Punkte, 

welche zu den formellen Mindestanforderungen gehören. Inhaltlich fordert die inter-

disziplinäre Arbeitsgruppe ein umfassendes Aktenstudium, gleichsam eine suffiziente Anam-

neseerhebung, bei der die Persönlichkeit, der Delinquenzverlauf und eventuelle Krankheiten 

in den Fokus gerückt werden. Weiterhin ist eine angemessene Untersuchungsdauer mit ent-

sprechender Untersuchungsatmosphäre, ggf. an mehreren Tagen, notwendig. Auch der Ein-

satz von standardisierten Prognoseinstrumenten, um relevante Risikofaktoren aufzuspüren, 

und die Anwendung testpsychologischer Untersuchungen werden empfohlen. Hinsichtlich 

der Diagnose ist eine möglichst exakte Benennung mithilfe der gängigen Klassifikationssys-

teme ICD-10 oder DSM-IV wünschenswert. Bei der Erstellung des Prognosegutachtens soll 

eine Analyse der individuellen Delinquenz und der Risikofaktoren, welche deliktspezifisch, 

krankheits- oder persönlichkeitsbedingt aus der Anamnese resultieren, erfolgen. Hervorge-

hoben werden muss die Entwicklung des Probanden nach der Anlasstat, insbesondere bei 

schon durchgeführten Therapien. Im nächsten Schritt werden die gewonnenen Informationen 

mit Tätergruppen verglichen und die entsprechende Basisrate (siehe Kap. 1.1.2) zugeordnet. 

Dabei sollte je nach vorhandenen Risiko- sowie protektiven Faktoren die Rate nach oben 

oder unten korrigiert werden. Abschließend stehen die Einschätzung des zukünftigen Verhal-

tens des Probanden und die Wahrscheinlichkeit eines möglichen Rückfalls im Vordergrund. 

Einfließen in das Resümee des forensischen Experten sollen der soziale Empfangsraum und 

die vorhandenen Ressourcen, welche dem Probanden in kritischen Situationen zur Verfü-

gung stehen. Neben der Risikoeinschätzung hat der Gutachter außerdem die Aufgabe, i. S. 

eines Risikomanagements geeignete Maßnahmen vorzuschlagen (bspw. die Unterbringung 

des Probanden in einer betreuten Wohneinheit). Nedopil (2009) nannte folgende Ziele der 

Veröffentlichung der Mindestanforderungen an psychiatrischen Gutachten: Zum einen han-

delt es sich um einen Leitfaden für die forensischen Gutachter, die sich ihrer Verpflichtung 

und Verantwortung bewusst werden sollen. Andererseits bieten diese Mindestanforderungen 

auch einen gewissen Schutz für die psychiatrischen Sachverständigen vor rechtlicher Haf-
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tung, wenn sie sich an die Anforderungen gehalten haben. Bezüglich des Spannungsfelds 

der Psychiatrie und der Justiz bedeuten sie eine Hilfe für Gerichte bei deren Bemühen, die 

Güte einer psychiatrischen Begutachtung zu überprüfen. Außerdem soll eine Grenze zwi-

schen den Kompetenzbereichen gezogen werden: Auf der einen Seite die Darlegung der 

Erkenntnisse des forensischen Experten und auf der anderen Seite deren Interpretation 

durch das erkennende Gericht. 

 

1.4. Fragestellung und Zielsetzung         

 

In der vorliegenden Arbeit wird eine Gruppe von Straftätern untersucht, welche von Psychia-

tern als gefährlich eingeschätzt, aber aufgrund von rechtlichen Bedingungen in die Freiheit 

entlassen werden. Es soll geprüft werden, inwiefern die Prognose der zukünftigen Gefähr-

lichkeit durch die forensischen Sachverständigen zutrifft. Dafür werden die Probanden über 

einen Zeitraum von 24 Monaten hinsichtlich ihrer Legalbewährung beobachtet. In vorange-

gangenen Studien konnte nachgewiesen werden, dass die Güte von Prognosegutachten 

sehr variabel bezüglich Form und Inhalt ist (Kinzig 1996; Nowara 1995; Habermeyer et al. 

2008). Die Validität der Prognosegutachten kann anhand dieser besonderen Stichprobe ge-

prüft werden. Es handelt sich um Probanden mit geprüfter, aber nicht vollzogener nach-

träglicher Sicherungsverwahrung. Es interessieren die soziodemografischen und kriminal-

biografischen Merkmale der Probanden, bei denen eine Prüfung der Anordnung der nach-

träglichen Sicherungsverwahrung vorgenommen wurde. Aus der Auswertung der 

persönlichen Lebensgeschichte sowie der Kriminalkarriere und der entsprechenden Rück-

fallwahrscheinlichkeit des Probanden sollen die Merkmale, welche mit Rückfälligkeit assozi-

iert sind, eruiert werden. Zusammengefasst lassen sich folgende Ziele der aktuellen Studie 

auflisten: 

 Untersuchung der Validität und der formalen und inhaltlichen Qualität von 

Prognosegutachten zur nachträglichen abgelehnten Sicherungsverwahrung, 

 Bestimmung von Rückfallquoten von Straftätern, welche durch einen Psychiater als 

gefährlich eingeschätzt und dennoch in Freiheit entlassen wurden, 

 Erfassung von soziodemografischen und kriminalbiografischen Merkmalen von Pro-

banden, bei denen die Anordnung der nachträglichen Sicherungsverwahrung geprüft 

wurde, 

 Herausstellen von Merkmalen, welche einen Zusammenhang mit schwerer/ schwers-

ter Rückfälligkeit von Gewalt- und Sexualstraftätern zeigen.   
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2 MATERIAL UND METHODEN 

 

2.1 Zusammensetzungen der Stichprobe 

 

Die vorliegende Arbeit untersucht solche Fälle, bei denen die Anordnung der nachträglichen 

Sicherungsverwahrung aus rechtlichen Gründen abgelehnt wurde. Bis zum Stichtag dieser 

Untersuchung (17. Juni 2008) bearbeitete der Bundesgerichtshof (BGH) insgesamt 37 Ent-

scheidungen zur Anordnung der nachträglichen Sicherungsverwahrung. Lediglich in 8 von 37 

Fällen wurde die Maßregel angeordnet. In 29 Verfahren erfolgte jedoch eine Ablehnung. Die 

Probanden wurden von psychiatrischen Gutachtern als gefährlich eingeschätzt, mussten 

aber aufgrund fehlender juristischer Voraussetzungen in Freiheit entlassen werden. 25 von 

29 Ablehnungen (86,2 %) wurden in der vorliegenden Studie ausgewertet. Die fehlenden 

Fälle setzen sich aus zwei Verfahren zusammen, bei denen aufgrund laufender Unter-

suchungen keine Akteneinsicht gewährt werden konnte. In zwei weiteren Verfahren konnten 

uns von der zuständigen Staatsanwaltschaft die Akten nicht per Post zugestellt werden. Un-

ter den 25 evaluierten Fällen wurde eine der Ablehnungen der Anordnung der nachträglichen 

Sicherungsverwahrung nach dem „Straftäter-Unterbringungsgesetz“ eines Bundeslandes 

entschieden, indes die anderen nach der neuen Rechtslage im Jahr 2004 gemäß § 66b 

StGB („Nachträgliche Anordnung der Unterbringung in der Sicherungsverwahrung“) beurteilt 

wurden. Insgesamt existieren für die 25 Fälle 55 forensisch-psychiatrische Prognosegut-

achten, welche in dieser Studie ausgewertet werden konnten. 

 

2.2 Materialbeschaffung, Datenverarbeitung und Definitionen 

 

Zur Auswertung der Ermittlungsakten wurde bei den zuständigen Staatsanwaltschaften um 

Akteneinsicht gebeten. Zudem erfolgte die Analyse der Führungsaufsichts- bzw. Bewäh-

rungshilfeberichte, welche nach der Entlassung aus der Haft (oder Maßregel) erstellt worden 

waren. Zur Erfassung der Daten dieser besonderen Gruppe von Straftätern wurde ein Erhe-

bungsbogen entwickelt, welcher 117 Items umfasst (siehe Anhang). Neben den formalen 

und inhaltlichen Aspekten der Prognosegutachten wurden in dem Bogen soziodemo-

grafische Merkmale sowie Angaben zur Delinquenzgeschichte und zu aktuellen Straftaten 

der Probanden vermerkt. Berücksichtigt werden neben relevanten Merkmalen aus dem Fra-

genkatalog von Kinzig (1996) auch Inhalte aus Untersuchungen von Habermeyer et al. (2008) 

sowie die Mindestanforderungen für Prognosegutachten von Boetticher et al. (2006). Die 

Aufnahme einiger o. g. Ergebnisse ermöglicht die Vergleichbarkeit und folglich die Einord-

nung der eigenen Resultate in den wissenschaftlichen Kontext. Zur Einhaltung der daten-

schutzrechtlichen Vorschriften erfolgte in Rücksprache mit dem Datenschutzbeauftragten der 
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Georg-August-Universität Göttingen eine pseudonymisierte Verarbeitung der Probanden-

daten. Die Festlegung des Katamnesezeitraums orientierte sich an dem vom Gesetzgeber 

geforderten Kriterium der gegenwärtigen Gefahr der Begehung erheblicher Straftaten für die 

Beurteilung der Gefährlichkeit des Straftäters. Es reicht also nicht die Annahme einer allge-

meinen Rückfälligkeit, um die nachträgliche Sicherungsverwahrung anordnen zu können. Wir 

definierten einen Zeitraum von zwei Jahren (Stichtag 17. Juni 2008 bis Juni 2010) in dem die 

Beobachtung der Probanden hinsichtlich ihrer Legalbewährung erfolgte. Aus diesem Grund 

wurden neuerliche Einträge in das Bundeszentralregister (BZR) überprüft. Die BZR-Auszüge 

wurden von uns bei der zuständigen Dienststelle (gemäß § 42a Bundeszentralregister-

gesetz- BZRG) angefordert. Das BZR, welches vom Bundesamt für Justiz in Bonn geführt 

wird, enthält Eintragungen über rechtskräftige Entscheidungen der Straf- sowie bestimmte 

Entscheidungen der Vormundschaftsgerichte. Enthalten sind rechtskräftige Entscheidungen 

eines deutschen Gerichts (gemäß § 4 BZRG). In dieser Untersuchung entspricht ein Rückfall 

einem Eintrag im BZR. Aus diesem Grund können solche Straftaten, über die noch nicht 

rechtskräftig entschieden worden ist, welche nicht bekannt oder von einem ausländischen 

Gericht verhängt wurden, nicht als Rückfall gewertet werden. Eine Ausnahme bilden solche 

Strafverfahren, die wegen Schuldunfähigkeit oder psychischer Krankheit ohne Verurteilung 

abgeschlossen werden. Im Falle einer nicht rechtskräftigen Verurteilung in oben beschriebe-

nen Verfahren müssen auch diese in das BZR aufgenommen werden (§ 11 BZRG). Eine 

weitere Schwierigkeit bei der wissenschaftlichen Nutzung von Daten des BZR stellt die Ge-

nauigkeit der Angaben, wie bspw. die Vorstrafenanzahl dar, da nach Ablauf einer bestimm-

ten Frist Eintragungen im BZR getilgt werden (§ 45 BZRG). Diese Einschränkungen müssen 

bei der Erfassung der vollständigen Delinquenzgeschichte und der Interpretation der Daten 

berücksichtigt werden. Bei mehreren Einträgen im BZR wurde das erste Delikt, welches nach 

Entlassung des Probanden in Freiheit erfolgte, in der vorliegenden Studie erfasst. Die Stich-

probe, bestehend aus 25 Probanden, wird hinsichtlich ihres Eintrags im BZR unterteilt. Die 

Straftäter werden in Probanden mit und Probanden ohne Rückfall differenziert. Ein Eintrag 

im BZR nach der Entlassung der Probanden führt zu der Zuordnung eines Probanden in die 

Gruppe der Rückfälligen. Dementsprechend setzen wir einen fehlenden Eintrag im BZR mit 

Nichtrückfälligkeit gleich. Innerhalb der Gruppe der Rückfälligen wird unterschieden zwi-

schen Probanden mit leichtem und mit schwerem/schwerstem Rückfall. Ein leichter Rückfall 

wird als eine Straftat definiert, welche eine Geld- oder Bewährungsstrafe bzw. eine Freiheits-

strafe mit einer Dauer von bis zu zwölf Monaten nach sich gezogen hat. Als schwerer Rück-

fall wird ein Delikt definiert, welches eine Freiheitsstrafe ohne Bewährung von mindestens 

zwölf Monaten zur Folge hatte. Zusätzlich erfolgt die Klassifizierung eines schwersten Rück-

falls bei Ahndung des Rückfalldelikts mit Sicherungsverwahrung bzw. einer Unterbringung in 

einem psychiatrischen Krankenhaus. Die Differenzierung in der Klasse der Rückfälligen be-
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rücksichtigt den Ansatz, dass die Sicherungsverwahrung schwere Straftaten verhindern soll 

(gemäß § 66 Abs. 3 StGB). Das Indexdelikt definiert die Straftat, welche als Grundlage für 

die Prüfung der Anordnung zur nachträglichen Sicherungsverwahrung herangezogen wurde. 

In diesem Zusammenhang wurden die von uns untersuchten Prognosegutachten von psy-

chiatrischen Sachverständigen erstellt. Ein weiterer wichtiger Parameter für die Erstellung 

einer Prognose ist die Time-at-risk. Dabei handelt es sich um den in Freiheit verbrachten 

Zeitraum bis zum Datum des Rückfalldelikts (bzw. bei fehlender Straftat bis zum Ende der 

Beobachtung). In der Gruppe der Rückfälligen ist der Zeitpunkt ab Entlassung aus der Haft 

(oder der Maßregel) bis zu dem Tag des Rückfalls die Time-at-risk. In zwei Fällen wurden 

die Probanden nach ihrer Entlassung über mehrere Wochen hinweg ganztägig von der Poli-

zei überwacht oder waren verpflichtet, im Rahmen von Wiedereingliederungsprojekten re-

gelmäßig mit der Polizei Kontakt zu halten. Trotz der Entlassung befindet sich der Proband 

demnach in kontrollierter Umgebung und kann seinem (eventuell vorhandenen) Hang zur 

Begehung gefährlicher Straftaten nicht uneingeschränkt nachgehen. Folglich wurden Anga-

ben über „geschützte“ Episoden in den Führungsaufsichts- bzw. Bewährungshilfeberichten 

nicht als Risikozeitraum bewertet und in der Time-at-risk berücksichtigt. Im Falle mehrerer 

Rückfalldelikte ist das Datum der ersten Straftat bei der Berechnung der Time-at-risk zu-

grunde gelegt worden. Die Time-at-risk in der Gruppe der Nichtrückfälligen ist der Zeitraum 

ab Entlassung aus der Haft (oder der Maßregel) bis zum Datum des BZR-Auszugs (ohne 

erneuten Eintrag eines Delikts). Aufgrund dieser Definition kann die Einteilung in die Grup-

pen fehlerhaft sein, da bspw. eine Straftat begangen wurde, aber noch kein Eintrag im BZR 

vorgenommen wurde. Das auf Grundlage der Ermittlungsakten, Prognosegutachten und 

BZR-Auszüge gewonnene Untersuchungsmaterial wurde in einem Erhebungsbogen doku-

mentiert und in eine EXCEL-2002-Tabelle transferiert. Die statistische Auswertung erfolgte 

mithilfe von STATISTICA Version 9.1. Weitere Ausführungen bezüglich der Anwendung sta-

tistischer Testverfahren werden im Kapitel 2.4 erläutert. 
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2.3 Der Erhebungsbogen als Untersuchungsinstrument  

 

Die Prüfung der Anordnung der nachträglichen Sicherungsverwahrung erfolgte, da die Pro-

banden - aufgrund unterschiedlicher Tatsachen - für gefährlich gehalten wurden. Das Ziel 

der Studie ist es, zu untersuchen, ob sich tatsächlich alle 25 Straftäter als gefährlich erwei-

sen und sich die Prognosegutachten als valide beurteilen lassen. Die Auswertung der Ermitt-

lungsakten erfolgt in einem eigens konzipierten Erhebungsbogen. Der Fragenkatalog be-

rücksichtigt wichtige Erkenntnisse der Fachliteratur (Kinzig 1996; Nedopil und Müller 2012; 

Habermeyer et al. 2008). Im Wesentlichen beinhaltet dieser folgende Aspekte (gesamter 

Erhebungsbogen siehe Anhang): 

 

Merkmale der Prognosegutachten: 

 Formale und inhaltliche Merkmale der Prognosegutachten 

 Psychiatrische Diagnosen  

 Gerichtliche Entscheidungen 

 

Probandendaten: 

 Soziodemografische Merkmale und Sozialisationsbedingungen der Probanden 

 Daten zur Kriminalbiografie 

 Situation vor der Anlasstat 

 Angaben zur Anlasstat und anschließende Zeit im Strafvollzug 

 Entlassungssituation und Rückfall 

 

Im Folgenden werden die beiden zentralen Untersuchungsgegenstände der Studie, die Qua-

lität der Prognosegutachten und die Probandendaten, anhand einer kurzen Einführung ins 

Thema vorgestellt.  

 

2.3.1 Merkmale der Prognosegutachten: Formelle und inhaltliche Qualität sowie 

Gutachtenübereinstimmungen 

 

Die Prognosegutachten (n=55), welche für die Prüfung der Anordnung der nachträglichen 

Sicherungsverwahrung angefertigt wurden, werden sowohl hinsichtlich formaler als auch 

inhaltlicher Kriterien analysiert. Untersucht wird, ob sich die beschriebene Gefährlichkeit der 

Straftäter in praxi zeigt und die Prognose der forensischen Sachverständigen tatsächlich 

verifiziert wird. Formale Kriterien der Gutachtenerstellung wurden bei Habermeyer et al. 

(2008) eingehalten. In dieser Untersuchung wird das Vorliegen eines Inhaltsverzeichnisses, 

der Seiten- sowie Terminanzahl im Erhebungsbogen vermerkt. Um Differenzen in der Art der 
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Begutachtung abhängig vom Arbeitsumfeld zu detektieren, erfolgte die Unterteilung der psy-

chiatrischen Sachverständigen der Prognosegutachten (tätig in einer Universitätsklinik, psy-

chiatrischen Klinik, öffentlichen Einrichtung wie JVA oder in einer Praxis). In der Literatur 

finden sich Untersuchungen, welche Mängel bei inhaltlichen und kriminalprognostischen As-

pekten feststellen (Boetticher 2006; Kinzig 1996; Nowara 1995; Habermeyer et al. 2008). 

Danach gehört bspw. die Benutzung von Risikochecklisten nicht zum Standard in der Be-

gutachtung. Um zu prüfen, ob dieser Befund auch für die gutachterlich besonders schwierige 

Situation der nachträglichen Sicherungsverwahrung zutrifft, bei der ein jahrelanger Straf-

vollzug vorausgegangen ist und damit die Beurteilungsgrundlage für gefährliches Verhalten 

begrenzt ist, wurde der Einsatz von drei relevanten Prognoseinstrumente, nämlich PCL-R, 

HCR-20 und SVR-20 (siehe Kap. 1.1.4), untersucht. Die Anwendung von Prognose-

instrumenten ist laut Dahle (1997) unerlässlich, da durch diese eine Objektivierung der Ein-

drücke der Gutachter erfolgt und somit die Sicherheit der Prognose erhöht werden kann. 

Durch Studien konnte belegt werden, dass sich die Prognoseinstrumente zur Vorhersage 

eignen (Nedopil 2005; Dahle et al. 2006), wenn gleich ein kritischer Umgang gefordert wird 

(vgl. Eher et al. 2009). Darüber hinaus werden die wichtigen Aspekte der Beurteilung der 

Gutachter berücksichtigt. Eine (materielle) Voraussetzung für die Anordnung der nach-

träglichen Sicherungsverwahrung (gemäß § 66b StGB) ist das Vorhandensein eines „Han-

ges zur Begehung gefährlicher Taten“. Aus diesem Grund wird überprüft, ob die psychiatri-

schen Gutachter dieses Merkmal berücksichtigten und wie sich dieses Kriterium auf die 

Gutachtenempfehlung auswirkte. Bei Prüfung eines Hanges erfolgt zusätzlich (ohne Auflis-

tung im Erhebungsbogen) die Angabe, anhand welcher Kriterien die Gutachter zu ihrer Zu-

schreibung gekommen sind. Insbesondere die sogenannten H-Items des HCR-20 sind zur 

Erfassung relevanter Persönlichkeitseigenschaften geeignet (Dahle et al. 2006). Die Über-

prüfung der Anwendung der PCL-R erfolgt deshalb, da das Persönlichkeitskonstrukt der 

psychopathy zwar selten ist, aber dann, wenn es auftritt, als hoher Risikofaktor für Rück-

fälligkeit gilt (Dahle et al. 2006). Neben situativen Gegebenheiten erhöhen in diesen Fällen 

insbesondere Aspekte der Persönlichkeit die Gefahr eines Rückfalls. Das SVR-20 ist ein 

probates Prognoseinstrument zur Beurteilung der Rückfälligkeit von Sexualstraftätern (Boer 

et al. 1997; Müller-Isberner et al. 2000). Diese Art von Delinquenten entspricht der Klientel 

der nachträglichen Sicherungsverwahrung, daher wird auch die Erstellung einer Sexual-

anamnese untersucht. Nowara (1995) hat nachgewiesen, dass über 80 % der Straftäter nicht 

nach ihrer Sexualität befragt wurden. Für eine korrekte Diagnosestellung, mögliche Thera-

pien und vor allem für die Prognose ist dies aber ein entscheidender Faktor. Es werden die 

psychiatrischen Diagnosen bzw. Persönlichkeitsbeschreibungen dokumentiert und fest-

gestellt, ob diese in psychiatrische Klassifikationssysteme codiert worden sind. Liegen in 

einem Fall mindestens zwei Gutachten vor, werden die erhobenen Diagnosen miteinander 
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verglichen. Andere inhaltliche Gegenstände, welche überprüft werden, sind die Durchführung 

einer körperlichen Untersuchung, testpsychologische Zusatzuntersuchungen oder schlicht 

die Erhebung eines umfassenden Lebenslaufs. Aufgrund der unterschiedlichen Legal-

bewährung der Probanden, welche mithilfe der Einträge im BZR erfasst wird, teilt sich die 

Stichprobe in eine Gruppe ohne Rückfall und in eine Gruppe mit Rückfall auf. Die Gruppe mit 

Rückfall wird je nach Schwere des Rückfalldelikts untergliedert in eine Gruppe mit leichtem 

sowie eine Gruppe mit schwerem/schwerstem Rückfall (siehe Kap. 2.2). Eruiert wird, ob Dif-

ferenzen zwischen den Merkmalen der Prognosegutachten existieren, die den unter-

schiedlichen Rückfallgruppen angehören. 

 

2.3.2 Probandendaten: Psychiatrische, soziodemo- und kriminalbiografische Merkmale 

 

Die Erhebung der persönlichen Daten der 25 Probanden mit geprüfter, aber abgelehnter 

Sicherungsverwahrung ist bedeutsam, da es gelingt, eine Klientel zu untersuchen, welche 

als gefährlich eingestuft wird und dennoch in Freiheit lebt. Dies ist bisher nur in wenigen Fäl-

len gelungen (Steadman 1973, Thornberry und Jacoby 1979, Stadtland 2006). Erfasst wer-

den psychiatrische, soziodemo- und kriminalbiografische Daten, welche im Folgenden kurz 

aufgelistet werden. Die Präsentation der Psychopathologie der untersuchten Personen ist ein 

zentrales Element dieser Arbeit, da in früheren Studien gezeigt werden konnte, dass bspw. 

Sexual- und Gewaltstraftäter einer psychiatrisch auffälligen Gruppe angehören (Endrass et al. 

2007). Bereits vor Beginn der Delinquenzgeschichte konnte den späteren Straftätern ein 

Vorliegen einer Persönlichkeitsstörung, affektiven Störung oder Schizophrenie sowie der 

Missbrauch von Alkohol oder Drogen zugeordnet werden. Nach einer Untersuchung von 

Habermeyer et al. (2008) haben zwei Drittel der Probanden mit angeordneter Sicherungs-

verwahrung psychiatrische Auffälligkeiten aufgewiesen. Aufgrund dieser Ergebnisse werden 

die Existenz von psychiatrischen Störungen und von psychiatrischen Behandlungen über-

prüft. Es werden die psychiatrischen Diagnosen, wie Persönlichkeitsstörungen und Störun-

gen der Sexualpräferenz, mit in die Auswertung einbezogen. Insbesondere das Vorliegen 

einer antisozialen bzw. dissozialen Persönlichkeitsstörung wird untersucht, da eine Häufung 

dieser psychiatrischen Diagnose in Studien über Sicherungsverwahrte und Strafgefangene 

schon mehrfach belegt werden konnte (Frädrich und Pfäfflin 2000; Gairing et al. 2011). Bei 

fehlenden Angaben präziser Diagnosen erfolgt die Dokumentation der beschriebenen patho-

logischen Verhaltensweisen und Persönlichkeitszüge der Straftäter. Der Einfluss psycho-

troper Substanzen bei Begehung von Straftaten konnte bereits in vielen Studien nachgewie-

sen werden (u. a. Rasch 1986; Rasch und Konrad 2004; Gairing et al. 2011) und wird in der 

vorliegenden Untersuchung berücksichtigt. Erfasst wird der Konsum von Suchtstoffen wie 

Alkohol, Drogen oder Medikamenten vor dem Indexdelikt, zur Tatzeit des Indexdelikts sowie 
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während der Haft. Nicht nur das Vorliegen eines Abhängigkeitssyndroms wird dokumentiert, 

sondern auch der schädliche Gebrauch oder die akute Intoxikation, insofern dieser Zustand 

einen Einfluss auf die kriminelle Handlung hatte. Untersuchungen zeigen, dass wiederholt 

Straffällige schwierigere Sozialisationsbedingungen in Bezug auf Familie und Ausbildung 

aufweisen (Kinzig 1996; Endrass et al. 2007; Habermeyer et al. 2008). Ebenfalls stellen 

Schalast et al. (2007) in einer Arbeit über Behandlungsaussichten im Maßregelvollzug (ge-

mäß § 63 StGB) fest, dass durch gravierende familiäre Erziehungsprobleme die Behand-

lungsaussichten ungünstig beeinflusst werden und/oder dass sich die Entlassungs-

perspektive bei Anzeichen auf frühe Anpassungsprobleme verschlechtert. In der vor-

liegenden Studie werden Auffälligkeiten in der Kernfamilie, wie Unvollständigkeit durch 

Scheidung oder Tod eines Elternteils, Heimaufenthalte oder Misshandlungen, dokumentiert. 

Das Ausbildungsniveau wird mithilfe der Dokumentation des Schultyps, des Erreichens eines 

Schulabschlusses oder des Abbruchs der Lehre festgehalten. Mithilfe dieser prägnanten 

Ereignisse aus der Kindheit und Jugend der Probanden wird der Verlauf dieser Lebens-

abschnitte zumindest im Ansatz nachvollzogen. Um die Rückfälligkeit zu beurteilen, sind 

nicht nur sozialbiografische Merkmale von entscheidender Bedeutung, sondern auch die 

Kriminalkarriere der Straftäter. Die Gruppe der Rückfälligen verfügt über eine frühe, viel-

fältige und lange Delinquenzgeschichte (Kinzig 1996; Endrass et al. 2007; Habermeyer et al. 

2008). Einschlägig vorbestrafte Täter haben ein höheres Rückfallrisiko für leichte und schwe-

re Delinquenz (Endrass et al. 2007). Aufgrund dieser Erkenntnisse erhebt die aktuelle Unter-

suchung Merkmale bspw. zum Kriminalitätsbeginn, zur Vorstrafenanzahl und der Dauer der 

Haft sowie zum Verhalten im Strafvollzug. Zudem wird der Verlauf der Deliktart betrachtet, 

d.h. es wird festgehalten, ob es sich vor der Anlasstat, bei der Anlasstat oder ggf. beim 

Rückfalldelikt um Diebstahl, Raub oder Körperverletzung o. Ä. gehandelt hat. Bei einem 

Rückfall wird die Time-at-risk (siehe Kap. 2.2.) berechnet. Es werden zudem Unterbringun-

gen der Probanden in anderen Maßregeln (gemäß §§ 63, 64) festgehalten. Die Überprüfung 

des sozialen Empfangsraums erfolgt nach Entlassung aus der Haft (oder Maßregel). Ermit-

telt werden hierbei u. a. die Art der Unterkunft (Vorliegen einer eigenen Wohnung oder be-

treutes Wohnen), das Beschäftigungsverhältnis und die Existenz sozialer Beziehungen, so-

dass die Entlassungssituation des Probanden möglichst detailliert dargestellt werden kann. 

Diese Informationen werden aus Führungsaufsichts- bzw. Bewährungshilfeberichten ent-

nommen.  
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2.4 Statistische Verfahren und Hypothesen   

 

In dieser Arbeit erfolgt eine deskriptive Darstellungen mit Mittelwerten bei metrischen Variab-

len und der Angabe von Spannweiten sowie die Benutzung von Prozentangaben im Fall von 

nominalskalierten Variablen. Da es sich um eine hochselektive Stichprobe handelt, ist nicht 

von einer Normalverteilung der Variablen auszugehen. Zur statistischen Auswertung werden 

aus diesem Grund nicht-parametrische Verfahren angewendet. Zum Vergleich einer stetigen 

Variablen (bspw. Alter in Jahren, Zeit in Monaten) zwischen zwei unabhängigen Gruppen 

(bspw. Gruppe der Rückfälligen und Gruppe der Nichtrückfälligen) kommt der Mann-

Whitney-U-Test (MWU) zur Anwendung. Zum Vergleich dichotomer Variablen (d. h. die nur 

zwei Ausprägungen aufweisen wie Heimaufenthalt „ja oder nein“) zwischen zwei unab-

hängigen Gruppen (bspw. Gruppe der Rückfälligen und Gruppe der Nichtrückfälligen) wer-

den der Chi-Quadrat-Test bzw. der Exakte-Test-von-Fisher, als exakter Chi-Quadrat-Test 

angewendet. Die Interaktionen zwischen Variablen werden mithilfe des Chi-Quadrat-Tests 

geprüft. Beim Überprüfen eines Zusammenhangs zwischen zwei Merkmalen bezüglich des 

Einflusses auf die Variable „Rückfall“ erfolgen drei Paarvergleiche mittels des Chi-Quadrat-

Tests. Bei der Realisierung mehrerer Einzeltests ist die Wahrscheinlichkeit hoch, dass da-

raus ein falsch-positives Ergebnis resultiert. Aus diesem Grund erfolgt hierbei eine Herabset-

zung des Signifikanzniveaus mittels Bonferroni-Korrektur um falsch-positive Resultate einzu-

grenzen. Die p-Werte p<0,05 werden als statistisch signifikant, p<0,01 als stark signifikant 

und p<0,001 als höchst signifikant angenommen.  

 

Im Folgenden werden die Hypothesen für die Untersuchung der Prognosegutachten und für 

die Charakteristika der Probanden in dieser Arbeit aufgelistet.  

 

Die erstellte Prognose der psychiatrischen Sachverständigen ist nicht valide, d. h. es bege-

hen nicht alle Probanden (n=25), bei denen die nachträgliche Sicherungsverwahrung abge-

lehnt wurde und die von psychiatrischen Gutachtern als gefährlich eingeschätzt wurden, in 

einem Katamnesezeitraum von 24 Monaten, ein schwerstes Rückfalldelikt. 

Die Formalien der Prognosegutachten bzw. -begutachtung werden nicht eingehalten. Dies 

wird geprüft anhand der Häufigkeit persönlicher Begegnungen zwischen Gutachter und De-

linquenten, der Umfang des Gutachtens gemessen an der Seitenzahl und dem Vorliegen 

eines Inhaltsverzeichnisses als Instrument für einen schnellen Zugriff auf die Inhalte der 

Gutachten.  

Die Prognosegutachten weisen inhaltliche Mängel auf. Dabei wird insbesondere die Prüfung 

des Hanges zur Begehung erheblicher Straftaten nicht durchgeführt, die Klassifikation in 

aktuelle psychiatrische Diagnosesysteme weist Mängel in Form von fehlender/unzureichen-
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der Auseinandersetzung mit diagnostischen Kriterien auf, erfolgt in nur unzureichendem Ma-

ße die Erhebung relevanter individuumsspezifischer Kriterien wie die Durchführung einer 

Sexualanamnese oder detaillierte Formulierung des Lebenslaufs.  

Die Übereinstimmungsrate bezüglich der Empfehlung des Gutachtens (für eine nachträgliche 

Sicherungsverwahrung, gegen eine nachträgliche Sicherungsverwahrung, Vorschlag einer 

anderen Unterbringung oder keine Stellungnahme der Gutachter) und der psychiatrischen 

Diagnose zwischen zwei Gutachtern, welche denselben Probanden untersucht haben, ist 

aufgrund der inhaltlichen Mängel nur gering.  

Das Vorliegen eines Hanges zur Begehung gefährlicher Straftaten beeinflusst nicht die 

Rückfälligkeit der Probanden. Daraus folgt, dass die Rückfälligkeit einer Gruppe mit vorhan-

denem Hang gleich der Rückfälligkeit einer Gruppe ohne zugeschriebenen Hang ist.  

Es werden Merkmale der Probanden hinsichtlich ihrer Ausprägung in den Gruppen (kein, 

leichter, schwerer/schwerster Rückfall) untersucht. 

Psychiatrische Auffälligkeiten der Probanden wie psychiatrische Störungen, insbesondere 

eine dissoziale/antisoziale Persönlichkeitsstörung/ frühere psychiatrische Behandlungen 

oder der Konsum von Suchtstoffen (Alkohol, Drogen, Medikamente) beeinflussen nicht die 

Rückfälligkeit der Probanden. Daraus folgt, dass die durchschnittliche Anzahl von psychiatri-

schen Störungen (insbesondere dissoziale /antisoziale Persönlichkeitsstörungen) oder frühe-

ren psychiatrischen Behandlungen oder eines Konsums von Suchtstoffen (Alkohol, Drogen, 

Medikamente) gleich der durchschnittlichen Anzahl dieser Merkmale bei Nichtrückfälligen ist 

und sich nicht signifikant unterscheidet.  

Schwierige Sozialisationsbedingungen der Probanden wie Heimaufenthalte, unvollständige 

Herkunftsfamilien, körperliche Misshandlungen und/oder sexueller Missbrauch beeinflussen 

nicht die Rückfälligkeit der Probanden. Das bedeutet, dass die durchschnittliche Anzahl von 

Heimaufenthalten, unvollständigen Herkunftsfamilien oder körperlichen Misshandlungen 

und/oder sexuellen Missbrauch bei Rückfälligen gleich der durchschnittlichen Anzahl dieser 

Variablen bei Nichtrückfälligen ist und sich nicht signifikant unterscheidet.  

Die Bildung der Probanden, gemessen an der Anzahl von Schulabbrüchen oder dem vor-

zeitigen Beenden der Lehrausbildung, beeinflusst nicht die Rückfälligkeit der Probanden. 

Damit ist die durchschnittliche Anzahl von Abbrüchen der Schul- oder Lehrausbildung bei 

Rückfälligen gleich der durchschnittlichen Anzahl dieser Merkmale bei Nichtrückfälligen und 

lässt sich nicht signifikant unterscheiden. Die Aufteilung der Probanden bezüglich des be-

suchten Schultyps d. h. die durchschnittliche Anzahl von Sonder-, Haupt und Realschülern 

differiert nicht in den drei Gruppen kein, leichter oder schwerer/schwerster Rückfall. Be-

stimmte Merkmale in der Kriminalbiografie der Probanden wie früher Delinquenzbeginn, ho-

he Anzahl von Vorstrafen und eine lange Zeit in Haft beeinflusst nicht die Rückfälligkeit der 

Probanden. Das durchschnittliche Alter bei Erstdelinquenz, die durchschnittliche Anzahl von 
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Vorstrafen und die durchschnittliche Zeit in Haft bei Rückfälligen sind gleich der durchschnitt-

lichen Anzahl dieser Merkmale bei Nichtrückfälligen. 
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3 ERGEBNISSE 

 

Die vorliegende Arbeit befasst sich mit solchen Straftätern, bei denen eine Anordnung der 

nachträglichen Sicherungsverwahrung geprüft, jedoch vom BGH verworfen wurde. In der 

Stichprobe, die sich aus 25 Probanden zusammensetzt, wurden alle Personen von psychiat-

rischen Sachverständigen als gefährlich eingestuft, aber aufgrund des BGH-Urteils in die 

Freiheit entlassen. In einem Beobachtungszeitraum von zwei Jahren wird mithilfe der Bun-

deszentralregister-Auszüge die Legalbewährung der Delinquenten verifiziert. Die Auf-

schlüsselung der Probanden erfolgt abhängig vom Eintrag im BZR in drei Gruppen: kein 

Rückfall, leichter Rückfall und schwerer/schwerster Rückfall. Untersucht wird die Qualität der 

zugehörigen 55 psychiatrischen Prognosegutachten der Probanden, die zur Frage der nach-

träglichen Sicherungsverwahrung Stellung nehmen. Die Analyse umfasst sowohl die forma-

len als auch die inhaltlichen Aspekte der Gutachten. Die persönlichen Merkmale der Pro-

banden werden hinsichtlich Sozialisationsbedingungen, Kriminalkarriere und Psycho-

pathologie erfasst. Entsprechend der Klientel wird ein kurzer Exkurs die Sexual- und die 

Gewaltstraftäter dieser Studie anhand einiger ausgewählter Aspekte miteinander vergleichen. 

Ausgewählte Daten wurden in den letzten Jahren bereits publiziert (vgl. Müller et al. 2013, 

Müller und Stolpmann 2012, Müller et al. 2012, Müller et al. 2011b; Stolpmann et al. 2010) 

und werden im Folgenden entsprechend gekennzeichnet.      

 

3.1 Auswertung der psychiatrischen Prognosegutachten     

  

Die Prognosegutachten sind erstellt worden, um die Voraussetzung für die Anordnung einer 

nachträglichen Sicherungsverwahrung zu prüfen. Die Differenzierung der Gutachten ist in 

der Tabelle 1 vorgenommen worden. Die Gutachtenanzahl ist entsprechend der Gruppen 

kein, leichter und schwerer/schwerster Rückfall eingetragen. In der Übersicht findet sich, 

dem gegenübergestellt, die Probandenanzahl in Bezug auf die Rückfallgruppen. Insgesamt 

liegen 55 Prognosegutachten von 25 Probanden vor. Die Gruppe der Nichtrückfälligen ver-

eint auf sich 40 % der Gutachten. Die Gruppe der Leichtrückfälligen hat einen Gutachten-

anteil von 35 % und die Schwer-/Schwerstrückfälligen von 25 %. Pro Proband existieren 

mindestens ein bis höchstens fünf Prognosegutachten. In 80 % der Fälle liegen zwei Gutach-

ten vor, bei zwei Probanden jeweils nur ein Gutachten. Für zwei Delinquenten wurden je-

weils vier und für eine Person fünf Gutachten erstellt. Die Gutachtenanzahl variiert aus diver-

sen Gründen. In einem Fall kam es zu einer Verweigerung seitens des psychiatrischen 

Sachverständigen, der für die Erstellung eines Gutachtens keine ausreichende Beurteilungs-

grundlage gegeben sah, da der Proband die Teilnahme am Explorationsgespräch abgelehnt 

hatte. Aus diesem Grund existiert in diesem Verfahren nur ein Gutachten, das ausgewertet 
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werden kann. In einem Fall, bei dem fünf Gutachten vorliegen, erstreckte sich das Verfahren 

über einen sehr langen Zeitraum, sodass das Gericht aktualisierte Prognosegutachten ein-

forderte.   

 

Tabelle 1: Verteilung der Prognosegutachten bezüglich der Gruppen kein Rückfall, leichter 

und schwerer/schwerster Rückfall 

Gruppen Gutachtenanzahl 

   N                % 

Probandenanzahl 

 N                 % 

Kein Rückfall (kein RF) 22*               40 10                  40 

Leichter Rückfall (RF+) 19**            34,5  8                   32 

Schwerer/schwerster Rückfall (RF++) 14***           25,5  7                   28 

 davon: - Schwerer Rückfall  7                12,7  4                   16 

             - Schwerster Rückfall  7                12,7  3                   12 

Total  55                100 25                100 

 
* 1 Proband (Pb.) hat 4 Gutachten; **  1 Pb. hat 5 Gutachten; *** 1 Pb. hat 1 Gutachten, 1 Pb. hat 4 
Gutachten.            

 
 

3.1.1 Formalien der Prognosegutachten 

 

Tabelle 2 präsentiert die geprüften formalen Merkmale der Prognosegutachten, wie Inhalts-

verzeichnis, Seiten- und Terminanzahl. Dabei sind die Ergebnisse in die Gruppen kein, leich-

ter und schwerer/schwerster Rückfall unterteilt.  

 

Tabelle 2: Formalien der Prognosegutachten (Prozentangaben beziehen sich auf die jeweili-

ge Gruppengröße) 

Gruppen (An-

zahl der Gut-

achten) 

Inhaltsverzeichnis   

    

%              n 

Seitenanzahl 

 

MW     ≤20         ≤50       ≥100 

Terminanzahl   

                  

MW          ≥2              ≥4      

Kein RF(N=22) 31,8   7  46 1 13 0  1,6*   7    3 

RF+(N=19) 52,6 10  68,9  2   3 4  1,5*   5    2 

RF++(N=14) 57,1   8  89,1 1   2 5  1,7*   7    1 

Total (N=55) 45,5 25  64,9 4 18 9  1,6* 19    6 

 
*Verweigerung der Begutachtung durch die Probanden; MW Mittelwert, RF Rückfall (+ leicht;  

++ schwer/schwerst). 
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Die Anzahl der Termine, d.h. wie oft eine persönliche Begegnung zwischen psychiatrischem 

Sachverständigen und Probanden stattgefunden hat, differiert im Bereich von keiner bis fünf 

Begegnungen. Im Durchschnitt gab es pro Gutachten 1,6 Termine, bei denen es zum per-

sönlichen Kontakt zwischen dem psychiatrischen Sachverständigen und dem zu begutach-

tenden Probanden kam. In der Tabelle erfolgt die Unterteilung der Terminanzahl aus Grün-

den der Übersicht in größer/gleich zwei oder größer/gleich vier Termine. Die Fälle, in denen 

größer/gleich vier persönliche Begegnungen pro Gutachten stattgefunden haben, sind etwas 

häufiger (~14%) bei den Nichtrückfälligen und kaum (~7%) bei den Schwer-/Schwerst-

rückfälligen zu verzeichnen. Dagegen liegen in der Gruppe kein RF die meisten Gutachten 

(~32%) vor, bei denen keine persönliche Begutachtung erfolgt ist. In der Gruppe mit leichtem 

Rückfall wurden fünf Begutachtungen (26%) aufgrund eines Aktenstudiums vorgenommen. 

In der Gruppe der Schwer-/Schwerstrückfälligen betrifft dies zwei Gutachten (14%). Viele 

Befragungen aller Probanden (n=14) kamen deshalb nicht zustande, da die Begutachteten 

der persönlichen Begegnung ihre Zustimmung verweigerten. Dies führte in einem Fall dazu, 

dass ein Gutachter sich nicht in der Lage dazu sah, ein Gutachten ohne persönlichen Kon-

takt zu verfassen. Insgesamt sind sechs Personen nicht durch eine persönliche Begegnung 

mit einem Gutachter evaluiert worden, sondern nur aufgrund des vorliegenden Aktenmateri-

als. Dabei handelt es sich um drei Probanden der Gruppe kein Rückfall und einen Proban-

den der Leichtrückfälligen. Bei drei von Ihnen erfolgte jedoch eine persönliche Begutachtung 

in den anderen vorliegenden Gutachten. Aus der Gruppe schwerer/schwerster Rückfall be-

trifft diese Form der Begutachtung mittels Aktenmaterial zwei Probanden. Diese wurden je-

weils nur einmal im Rahmen der Prüfung der Anordnung der nachträglichen Sicherungsver-

wahrung begutachtet. Ein direkter Kontakt mit einem forensischen Sachverständigen fand 

somit nicht statt. Wie bei diesen Gutachten die Empfehlungen der Sachverständigen bezüg-

lich der nachträglichen Sicherungsverwahrung ausgefallen sind, wird in Kap. 3.1.3.1 detail-

liert beschrieben. Die Angabe der Seitenanzahl erfolgt als Durchschnitt und geordnet nach 

Gutachten mit kleiner/gleich 20 und 50 Seiten sowie größer/gleich 100 Seiten. Die durch-

schnittliche Anzahl der Seiten beträgt 64,9, wobei die höchste Seitenanzahl bei 194 und die 

niedrigste bei nur 2 Seiten liegen. Die Gruppe der Schwer-/Schwerstrückfälligen verzeichnet 

im Durchschnitt die höchste Seitenanzahl (89,1) sowie die meisten Gutachten über 100 Sei-

ten. Im Gegensatz dazu liegt der mittlere Wert der Seitenanzahl bei den Nichtrückfälligen bei 

der Hälfte (ca. 45 Seiten). In dieser Gruppe liegen auch keine Gutachten mit mehr als 100 

Seiten vor. Verglichen wurde, inwiefern und ob eine hohe Anzahl der Seiten und die „richti-

ge“ Empfehlung der psychiatrischen Gutachter einen Zusammenhang aufweisen. In der 

Gruppe der Nichtrückfälligen erfolgt in zehn Prognosegutachten die Empfehlung einer nach-

träglichen Sicherungsverwahrung (MW 49 Seiten, Range 25-90). In sieben Fällen wird die 

Sicherungsverwahrung in dieser Gruppe ausdrücklich nicht empfohlen (MW 35,9 Seiten, 
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Range 15-73). Bei den Leichtrückfälligen erfolgt in neun Gutachten die Befürwortung einer 

nachträglichen Sicherungsverwahrung (MW 69,2 Seiten, Range 12-134). In sieben Fällen 

lautet die Empfehlung, dass keine Maßregel erfolgen soll (MW 74,1 Seiten, Range 2-184). In 

der Gruppe der Schwer-/Schwerstrückfälligen sprechen sich zehn Prognosegutachten für die 

Unterbringung in der Maßregel aus (MW 99 Seiten, Range 6-194) und nur ein Gutachter ist 

gegenteiliger Meinung (46 Seiten). Die noch fehlenden Gutachten in den drei Gruppen neh-

men zur prognostischen Empfehlung keine eindeutige Stellung (vgl. Kap. 3.1.3.1). In den 

Gruppen mit Rückfall (leichter und schwerer/schwerster Rückfall) ist die prognostische Emp-

fehlung der Gutachter in sieben von neun Gutachten, welche eine Seitenanzahl von mehr als 

100 aufweisen, richtig. Insgesamt 24 Gutachten (43,6 %) verfügen über ein Inhaltsverzeich-

nis, welches dem schnellen Zugriff auf Inhalte der Gutachten dient. Dabei findet sich der 

größte Anteil mit knapp 60 % bei den Schwer-/Schwerstrückfälligen, lediglich die Hälfte (ca. 

32 %) der Gutachten der Nichtrückfälligen weist ein Verzeichnis auf.   

Die geprüften formellen Merkmale nämlich eine hohe Seitenanzahl, häufige Begutachtungs-

termine und die Existenz eines Inhaltverzeichnisses sind häufiger in den Prognosegutachten 

der Schwer-/Schwerstrückfälligen vorhanden. Um formal die Person des Gutachters näher 

identifizieren zu können, erfolgt in Tabelle 3 eine Auflistung nach deren Arbeitsstellen. Die 

Übersicht verdeutlicht, dass die psychiatrischen Sachverständigen zur Hälfte (52,7 %) aus 

niedergelassenen Ärzten bestehen, ein Fünftel der Psychiater ist in einer psychiatrischen 

Klinik angestellt, rund 18 % in einer Universitätsklinik und ca. 11 % arbeiten in anderen öf-

fentlichen Einrichtungen wie in einer JVA.  

 

Tabelle 3: Aktuelle Arbeitsstellen der Prognosegutachter (Prozentangaben beziehen sich auf 

die jeweilige Gruppengröße) 

Gruppen (An-

zahl der Gut-

achten) 

Universitätsklinik 

 

 

 n               % 

Niedergelassene 

Ärzte 

 

n               % 

Psychiatrische 

Klinik 

 

n            % 

Andere öffentl. 

Einrichtungen 

(JVA) 

n              % 

Kein RF(N=22)  4 18,2 11* 50  4 18,2 3** 13,6 

RF+(N=19)  5 26,3  9 47,4  3 15,8 2 10,5 

RF++(N=14)  2 14,3  6* 42,9  5 35,7 1   7,1 

 

Total (N=55) 

 

11 

 

20 

 

26 

 

47,3 

 

12 

 

21,8 

 

6 

  

10,9 

         

         

* 1 Proband wurde von einem Gutachter, der sowohl selbstständig als auch für die JVA arbeitet, be-
gutachtet; ** 1 Proband wurde von einem Landgerichtsarzt begutachtet; RF Rückfall (+ leicht; 
++schwer/schwerst)  
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Innerhalb der drei Gruppen kein, leichter und schwerer/schwerster Rückfall ist der Anteil der 

niedergelassenen Gutachter ähnlich (~43-50%). Die Gutachten der Schwer/Schwerstrück-

fälligen erfolgte aber häufiger (~36%) durch Sachverständige aus psychiatrischen Kliniken.  

 

3.1.2 Inhalte der Prognosegutachten  

 

3.1.2.1 Quellen des Aktenstudiums, dimensionale Betrachtung, Lebenslauf und angewandte 

Untersuchungen 

 

Die Prognosegutachten werden neben den formellen Merkmalen auch auf inhaltliche Aspek-

te hin untersucht. Es ist vor allem von Interesse, woher die Prognostiker ihre Informationen 

bezogen haben (Quellen des Aktenstudiums) und ob bestimmte Elemente bzw. Angaben in 

den Gutachten vorzufinden sind (Lebenslauf, testpsychologische Untersuchungen, Sexual-

anamnese u. Ä.). Die Auflistung erfolgt in Tabelle 4, aufgegliedert sind die Ergebnisse in die 

Gruppen kein, leichter und schwerer/schwerster Rückfall.  
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Tabelle 4: Bezugsquellen und berücksichtigte Elemente bzw. Angaben in den Prognose-

gutachten (Prozentangaben beziehen sich auf die jeweilige Gruppengröße) 

 

PS Persönlichkeit; RF Rückfall (+ leicht; ++ schwer/schwerst). 

 

Die Gutachter haben für die Erstellung des Gutachtens vor allem die Gefangenenpersonal-

akte verwendet, die in rund 90 % (n=49) als Informationsquelle der Prognosegutachten an-

gegeben wird. Zu je rund 70 % wurden Ermittlungs- (n=37) und Beiakten (n=38) sowie Voll-

streckungshefte (n=38) benutzt. Die Krankenakte wurde in 40 % (n=22) und die 

Bewährungshilfe-/Führungsaufsichtsberichte in ca. 10 % (n=5) der Fälle verwendet. In den 

Prognosegutachten wird die Beschreibung der postdeliktischen Persönlichkeit in allen Ein-

Inhalte der 

Prognosegutachten 

Gruppen (Anzahl der Prognosegutachten) 

Kein RF(N=22) 

n                  % 

RF+(N=19) 

n               % 

RF++(N=14) 

n               % 

Total (N=55) 

n               % 

Quellen des Aktenstudiums 

-Ermittlungsakte 

- Beiakten/Vorstrafen 

- Krankenakte 

- Gefangenenpersonalakte 

- Vollstreckungsheft 

- Bewährungshilfe-

/Führungsaufsichtsberichte 

 

16 

13 

  6 

20 

14 

 

- 

 

72,7 

59,1 

27,3 

90,9 

63,6 

 

- 

 

11 

14 

10 

15 

14 

 

  2 

 

57,9 

73,7 

52,6 

78,9 

73,7 

 

10,5 

 

10 

11 

  6 

14 

10 

 

  3 

 

71,4 

78,6 

42,9 

100 

71,4 

 

21,4 

 

37 

38 

22 

49 

38 

 

  5 

 

67,3 

69,1 

40 

89,1 

69,1 

 

9,1 

Erhebung des Lebenslaufs 16 72,7 17 89,5 14 100 47 85,5 

Berücksichtigung des 

- Ausgangsdelikts 

- Prädeliktische Persönlich-

keit 

- Postdeliktische Persönlich-

keit 

- sozialen Empfangsraum 

 

21 

22 

 

22 

 

16 

 

95,5 

100 

 

100 

 

72,7 

 

18 

18 

 

19 

 

18 

 

94,7 

94,7 

 

100 

 

94,7 

 

13 

13 

 

14 

 

11 

 

92,9 

92,9 

 

100 

 

78,6 

 

42 

53 

 

55 

 

45 

 

76,4 

96,4 

 

100 

 

81,8 

Körperliche Untersuchung   5 22,7   3 15,8   3 21,4 11 20 

Testpsychologische Unter-

suchung 

  7 31,8 10 52,6   8 57,1 25 45,5 

Risikomanagement  15 68,2 15 78,9   7 50 37 67,3 

Auffällige PS-Züge, aber 

keine Diagnosezuordnung 

  5 22,8   3 15,8   3 21,4 11 20 

Hang geprüft   9 40,9   8 42,1 10 71,4 27 49,1 

Nova benannt   8 36,4 10 52,6   3 21,4 21 38,2 

Sexualanamnese  15 68,2 10 52,6 11 78,6 36 65,5 
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schätzungen der Gutachter berücksichtigt. Entsprechend wird auch die prädeliktische Per-

sönlichkeit, bis auf zwei Ausnahmen (ca. 4 %), in die Überlegungen mit einbezogen. Das 

Ausgangsdelikt betrachteten die forensischen Sachverständigen dagegen nicht in allen Gut-

achten (76,4 %; n=42). In rund 20 % (n=10) wird der soziale Empfangsraum nicht berück-

sichtigt. Rund 11 % (n=8) der Dokumente enthalten keinen Lebenslauf. Eine körperliche Un-

tersuchung ist in 20 % (n=11) der Gutachten vorgenommen worden. In 45,5 % (n=25) der 

Prognosegutachten sind testpsychologische Zusatzuntersuchungen dokumentiert worden 

und in 65,5 % (n=36) sind Sexualanamnesen enthalten. Im Rahmen der 55 Begutachtungen 

erfolgten weder eine Blutentnahme noch eine Bildgebung. Wie in Kapitel 3.1.2.2 ausführlich 

erläutert, wird in etwa einem Drittel der Gutachten die Diagnose nicht mithilfe eines psychiat-

rischen Klassifikationssystems angegeben. Es finden sich in 20 % der Fälle lediglich Ausfüh-

rungen über auffällige Persönlichkeitszüge ohne Einordnung in die ICD oder das DSM.  

 

3.1.2.2 Psychiatrische Diagnosen in den Prognosegutachten  
 
 

Die Synopsis in Tabelle 5 präsentiert die in den Gutachten gestellten psychiatrischen Diag-

nosen (Müller et al. 2011b). Die Diagnosen werden bezüglich des Konsums psychotroper 

Substanzen, der Störungen der Sexualpräferenz und der Persönlichkeitsstörungen aufgelis-

tet. Die Diagnosen der Persönlichkeitsstörungen sind nicht alle gemäß einem Klassifikati-

onssystem eingeordnet, aus diesem Grund werden sie entsprechend dem Dreiclustermodell 

der amerikanischen Psychiatrie gruppiert. Dieses teilt Persönlichkeitsstörungen in sonderbar-

exzentrische (A) sowie dramatisch-emotionale (B) und ängstlich-vermeidende (C)-Typen. 

Der Übersichtlichkeit halber wurde diese Gruppierung anstelle der Auflistung jeder einzelnen 

Persönlichkeitsstörung gewählt. Dadurch ist eine bessere Vergleichbarkeit der Diagnosen 

gewährleistet. Bei einem Fünftel attestierten die Gutachter dem Proband zwar keine Persön-

lichkeitsstörung, stellten aber pathologische Persönlichkeitszüge fest. Folglich werden auch 

die Angaben über abweichende Wesenszüge in der Zusammenstellung der Psycho-

pathologie der Straftäter erfasst. Außerdem sind Angaben zum Intelligenzniveau, der Krank-

heitseinsicht der Probanden und über frühere psychiatrische Behandlungen in Tabelle 5 zu-

sammengefasst. Diese Daten dienen dazu, die Entwicklung der psychischen Gesundheit 

(vor und nach dem Indexdelikt) darzustellen. Die Hauptdiagnose ist nicht in jedem Fall in den 

Gutachten als solche vermerkt, daher werden bei der Zusammenstellung der Diagnosen 

auch Mehrfachnennungen berücksichtigt. 
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Tabelle 5: Diagnosen in den Prognosegutachten (Mehrfachnennungen möglich, die Pro-

zentangaben beziehen sich auf die jeweilige Gruppengröße) 

 
 Gruppe (Anzahl der Prognosegutachten) 

Diagnosen nach ICD-10 

Kein RF (N=22) 

 

n              % 

RF+(N=19) 

 

n              % 

RF++(N=14) 

 

n              % 

Total (N=55) 

 

n             % 

Konsum psychotroper Substanzen 

 

Alkohol 

Drogen 

Polytoxikomanie 

 

 

2 

1 

2 

  

 

9,1 

4,5 

9,1 

 

 

6 

4 

2 

 

 

31,6 

21,1 

10,5 

 

 

10 

4 

2 

 

 

71,4 

28,6 

14,3 

 

 

18 

  9 

  6 

 

 

32,7 

16,4 

11 

 

Keine Persönlichkeitsstörung, 

davon pathologische Persönlichkeitszüge 

 

 

8 

5 

 

36,8 

22,8 

 

4 

3 

 

21,1 

15,8 

 

 

3 

3 

 

21,4 

21,4 

 

15 

11 

 

27,3 

20 

 

Störung der Sexualpräferenz 

Pädophilie (F65.4) 

Sadomasochismus (F65.5) 

 

6 

 

3 

 

27,3 

 

13,6 

 

4 

 

1 

 

21,1 

 

  5,3 

 

- 

 

- 

 

- 

 

- 

 

10 

 

4 

 

18,2 

 

7,3 

Persönlichkeitsstörungen 

 

Cluster A (paranoid, schizotyp., schizoid) 

 

Cluster B (histrionisch, narzisstisch, 

borderline, antisozial)* 

 

Cluster C (selbstunsicher, dependent, 

zwanghaft)** 

 

Organische PS-Strg. 

 

Leichte Intelligenzminderung (Schwachbe-

gabung) 

 

Kombinierte PS-Strg. ohne nähere Anga-

ben 

 

 

3 

 

 

5 

 

2 

 

 

- 

 

- 

 

 

1 

 

 

13,6 

 

 

22,7 

 

9,1 

 

 

- 

 

- 

 

 

4,5 

 

 

- 

 

 

8 

 

1 

 

 

1 

 

- 

 

 

1 

 

 

- 

 

 

42,1 

 

5,3 

 

 

5,3 

 

- 

 

 

5,3 

 

 

- 

 

 

8 

 

1 

 

 

2 

 

3 

 

 

1 

 

 

- 

 

 

57,1 

 

7,1 

 

 

14,3 

 

21,4 

 

 

7,1 

 

 

3 

 

 

21 

 

4 

 

 

3 

 

3 

 

 

3 

 

 

5,5 

 

 

38,2 

 

7,3 

 

 

 5,5 

 

 5,5 

 

 

 5,5 

Intelligenz 

Überdurchschnittlich 

Durchschnittlich 

Unterdurchschnittlich 

 

2 

9 

5 

 

9,1 

41 

22,8 

 

1 

11 

- 

 

5,3 

57,9 

- 

 

- 

8 

3 

 

- 

57,1 

21,4 

 

3 

28 

8 

 

5,5 

51 

14,5 

Krankheitseinsicht lt. GA 3 13,6 3 15,8 4 28,6 10 18,2 

         

*insgesamt alle emotional-instabilen PS-Strg. eingerechnet: impulsiv, aggressiv, emotional-instabil; ** 
ebenfalls depressive PS-Strg. eingerechnet; PS-Strg. Persönlichkeitsstörung, RF Rückfall (+ leicht; ++ 
schwer/schwerst). 
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In insgesamt 27,3 % (n=15) der Gutachten wurden keine Persönlichkeitsstörungen festge-

stellt und i. S. der psychiatrischen Klassifikationssysteme codiert. 20% (n=11) dieser Gutach-

ten beschreiben pathologische Persönlichkeitszüge. In der Gruppe der Nichtrückfälligen fin-

den sich in 36,8 % (n=8) keine Persönlichkeitsstörungen, während in den beiden Rückfall-

gruppen (leichter und schwerer/schwerster Rückfall) rund 21 % (n=4 bzw. 3) der Gutachten 

keine Störung der Persönlichkeit verzeichnen. Weiterhin haben fast alle gutachterlichen Ein-

schätzungen bei den Rückfälligen pathologische Persönlichkeitszüge ohne die Angabe einer 

psychiatrisch codierten Diagnose festgestellt. Gruppen übergreifend dominieren einige psy-

chiatrische Störungen: Fast 40 % der Prognosegutachten (n=21; 38,2 %) beschreiben eine 

Persönlichkeitsstörung des Clusters B (histrionisch, narzisstisch, borderline, antisozial). In 

den meisten Gutachten (n=19; 34,5%) handelt es sich hierbei um eine dissoziale oder eine 

antisoziale Persönlichkeitsstörung (gemäß der Klassifikation nach ICD oder DSM). Gutach-

ten, in denen zwar keine psychiatrische Diagnose benannt worden ist, jedoch pathologische, 

vor allem dissoziale Züge beschrieben wurden, werden auch berücksichtigt. In der Gruppe 

der Schwer-/Schwerstrückfälligen existiert die Diagnose der Cluster-B-Persönlichkeit in       

57,1 % (n=8) der Gutachten, bei den Leichtrückfälligen in 42,1 % (n=8). In der Gruppe ohne 

Rückfall wurde diese Persönlichkeitsstörung lediglich in rund 23 % (n=5) der Gutachten di-

agnostiziert. Die Schwer-/Schwerstrückfälligen verzeichnen somit einen mehr als doppelt so 

hohen Anteil an Cluster-B-Persönlichkeitsstörungen als die Gruppe ohne Rückfall. Die ande-

ren aufgeführten Persönlichkeitsstörungen sind nur bei einem geringen Anteil der Prognose-

gutachten zu eruieren (organische, kombinierte und Cluster-A-Diagnosen mit jeweils 5,5 %; 

Cluster-C-Diagnosen mit 7,3 %). Cluster-A-Diagnosen (paranoid, schizotypisch, schizoid) 

sind lediglich in der Gruppe der Nichtrückfälligen zu finden, eine leichte Intelligenzminderung 

(Schwachbegabung) nur bei den Schwer-/Schwerstrückfälligen. Organische Persönlichkeits-

störungen wurden bei drei Probanden dokumentiert, welche den Rückfallgruppen (leichter 

und schwerer/schwerster Rückfall) angehören. Im Bereich der Störungen der Sexualpräfe-

renz ist eine klare Zuordnung innerhalb der Gruppen zu erkennen. In 25,5 % der Gutachten 

(n=14) wird die Diagnose einer Störung der Sexualpräferenz gestellt. Dabei liegt diese psy-

chiatrische Diagnose nur in den Gruppen ohne und mit leichtem Rückfall vor. Die Diagnose 

einer Pädophilie ist in 27,3 % (n=6) der Gutachten in der Gruppe kein Rückfall sowie zu 

21,1 % (n=4) in der Gruppe leichter Rückfall vergeben worden. Den Befund eines Sadoma-

sochismus diagnostizieren 13,6 % (Gruppe kein Rückfall) und 5,3 % (Gruppe mit leichtem 

Rückfall) der Gutachter. In der Gruppe mit schwerem/schwerstem Rückfall existiert kein Gut-

achten mit einer diagnostizierten Störung der Sexualpräferenz. In den Gruppen kein und 

leichter Rückfall ist der größere Teil der Sexualstraftäter 2  (~67 %) verortet. Die Ko-

morbiditäten der Probanden mit sexuellen Präferenzstörungen werden im Kapitel 3.2.5 auf-

                                                 
2
 Einteilung erfolgt nach Art des Indexdelikts. 
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geführt. Bei der Erfassung des Konsums psychotroper Substanzen wurden sowohl eine be-

schriebene Abhängigkeit von einem Suchtstoff als auch der dauerhafte Missbrauch ohne 

explizite Abhängigkeit und die Diagnose einer Polytoxikomanie dokumentiert. In fünf Gutach-

ten erfolgte lediglich die Nennung des Konsums psychotroper Substanzen ohne eine Diag-

nosezuschreibung bzw. ohne Auseinandersetzung mit diagnostischen Kriterien, wie der Fra-

ge nach körperlichen Entzugserscheinungen oder einer fortschreitenden Vernachlässigung 

anderer Verpflichtungen. In rund einem Drittel (n=18; 32,7%) aller Gutachten wird ein miss-

bräuchlicher Konsum oder eine Alkoholabhängigkeit beschrieben, in 16,4 % (n=9) besteht 

der Konsum von Drogen oder eine Polytoxikomanie. Besonders in der Gruppe der Schwer-

/Schwerstrückfälligen ist der missbräuchliche Konsum von Alkohol oder eine Abhängigkeit 

hoch (71,4 %; n=10). Demgegenüber ist der Alkoholkonsum in der Gruppe ohne Rückfall um 

das Achtfache (9,1 %; n=2) und in der Gruppe mit leichtem Rückfall um mehr als die Hälfte 

(31,6%; n=6) geringer. Ähnliche Werte ergibt der Vergleich der Gruppen bezüglich eines 

Drogenabusus der Probanden. So wird in der Gruppe ohne Rückfall lediglich in etwa 4,5 % 

(n=1) der Gutachten ein Missbrauch vermerkt, in den Gruppen mit Rückfall ist dieser Wert 

um das Fünf- (Gruppe leichter Rückfall: 21,1 %; n=4) bzw. Sechsfache (Gruppe schwerer/-

schwerster Rückfall: 28,6 %; n=4) höher. Die nachstehende Tabelle 6 veranschaulicht den 

Konsum psychotroper Substanzen im Leben der Probanden zu drei verschiedenen Zeit-

punkten: Vor der Anlasstat, bei Begehung der Anlasstat und zum Zeitpunkt der Erstellung 

des Prognosegutachtens. Mithilfe dieser Daten wird überprüft, inwieweit ein überdauernder 

Einfluss von psychotropen Substanzen bei den Probanden existent ist. Es handelt sich je-

weils um dieselben Patienten.  

 

Tabelle 6: Konsum psychotroper Substanzen: Vor der Anlasstat, bei Begehung der Anlass-

tat und als Diagnose in den Prognosegutachten   

 

Anzahl der Probanden mit Alkohol- u./o. Drogenabusus  

(davon nur Alkohol) 

 
 

Vor der Anlasstat 

 

Bei der Anlasstat 

Diagnose der  

Prognosegutachten* 

Kein RF (N=10)  

 

3(1) 2(1) 2(1) 
RF+ (N=8) 

 

6(3) 6(3) 5(2) 

RF++ (N=7) 

 

5(3) 5(4) 5(3)            

 

*wenn mindestens ein Gutachter eines Probanden die Diagnose gestellt hat; RF Rückfall (+ leicht; ++ 
schwer/schwerst). 
 

Folglich behalten diejenigen, welche schon vor der Anlasstat psychotrope Substanzen kon-

sumiert hatten, bis zum Zeitpunkt der Anlasstat und schließlich bei der Begutachtung diesen 
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Konsum bei. In den Gruppen mit Rückfall (leichter und schwerer/schwerster) konsumieren 

anteilsmäßig mehr Probanden psychotrope Substanzen als in der Gruppe der Nichtrückfälli-

gen. Die Bewertung der Intelligenz wurde entweder bei der Gutachtenerstellung mithilfe von 

testpsychologischen Untersuchungen vorgenommen oder aus Vorgutachten übernommen. 

Über die Hälfte der Gutachter (51 %) schätzten die Probanden als durchschnittlich intelligent 

ein. Acht der Probanden wurden als unterdurchschnittlich intelligent eingestuft. Darunter be-

findet sich ein Proband mit einer organischen Persönlichkeitsstörung. In 5,5 % (n=3) der Gut-

achten wurden die Straftäter als überdurchschnittlich intelligent bezeichnet. In den Gruppen 

mit Rückfall (leicht bzw. schwer/schwerst) ist der Hauptanteil der Probanden mit jeweils rund 

57 % durchschnittlich intelligent. Der Anteil derjenigen, die als unterdurchschnittlich intelli-

gent eingestuft werden, ist in den beiden Gruppen kein Rückfall und schwerer/schwerster 

Rückfall mit rund 22 % am größten. In 16 Gutachten (29,1 %) sind keine Angaben zur Intelli-

genz des Straftäters zu finden. 

 

3.1.2.3 Prüfung des Hanges in den Prognosegutachten und Hangkriterien 

 

Die Prognosegutachten sollen die Anordnung einer nachträglichen Sicherungsverwahrung 

überprüfen. Mit dieser Maßregel ist das Vorhandenseins eines Hanges zur Begehung erheb-

licher Straftaten (gemäß § 66 StGB) verbunden, durch den eine Gefährlichkeit des Begut-

achteten belegt werden kann. Die Tabelle 7 und die Abbildung 3 präsentieren die Ergebnisse 

der Untersuchung der Gutachten auf die Prüfung eines Hanges durch die forensischen 

Sachverständigen (Müller et al. 2011b).  
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Tabelle 7: Prüfung des Hanges zur Begehung erheblicher Straftaten (gemäß § 66 StGB) in 

den Prognosegutachten  (Prozentangaben beziehen sich auf die jeweilige Gruppengröße) 

Gruppen 

 (Anzahl der Gutachten) 

Hang geprüft Hang nicht geprüft 

 

 Vorhanden (n. s.) 

             n (%) 

Nicht vorhanden 

             n (%) 

 

             n (%) 

Kein RF (N=22) 7 (31,8) 2 (9,1) 13 (59,1) 

RF+ (N=19) 7 (36,8) 1 (5,3) 11 (57,9) 

RF++ (N=14) 

davon: 

Schwerster RF (N=7) 

9 (64,3) 

 

3 (42,9) 

1 (7,1) 

 

- 

4 (28,6) 

 

4 (57,1) 

Total (N=55) 23(41,8) 4(7,3) 28(50,9) 

RF Rückfall (+ leicht; ++ schwer/schwerst), n. s. nicht signifikant. 
  

 

Abbildung 3: Diagramm -  Prüfung des Hanges zur Begehung erheblicher Straftaten (ge-

mäß § 66 StGB) in den Prognosegutachten   
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Total

RF Rückfall (+ leicht; ++ schwer/schwerst) 
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In etwa der Hälfte der 55 Gutachten (49,1 %; n=27) wurden Aussagen zum Hang getätigt. 

Davon schreiben insgesamt rund 42 % (n=23) der Gutachten den Probanden einen Hang zu. 

In der Gruppe mit schwerem/schwerstem Rückfall wird der Hang am häufigsten überprüft 

(71,2 %). In dieser Gruppe wurde bei ca. 64 % der Gutachten ein Hang zugeschrieben, eine 

Unterbringung in die nachträgliche Sicherungsverwahrung erfolgte dabei nicht. In einem Drit-

tel (28,6 %; n=4) der Prognosegutachten der Schwer/Schwerstrückfälligen wird der Hang 

nicht überprüft. Ein signifikanter Zusammenhang bezüglich des Vorliegens eines Hanges 

zwischen der Gruppe der Nichtrückfälligen und den Rückfälligen (leichter und schwerer/-

schwerster Rückfall) besteht jedoch nicht (p=0,4422; df=1, Chi-Quadrat-Test). 

 

Tabelle 8: Kriterien zur Überprüfung und Zuschreibung eines Hanges zur Begehung erheb-

licher Straftaten (gemäß § 66 StGB) (Mehrfachnennungen möglich) 

Kriterien 

Häufigkeit in Prognosegutachten mit bestä-

tigtem Hang (N=23) 

Persönlichkeitsstörungen (Dissozialität) 15 

Frühe Delinquenz (als Jugendlicher) 9 

Therapieversagen/fehlende Therapiemotivation 8 

Betrachtung der Delikte 8 

Kriminelle Polytropie (mehr als zwei verschiedene Arten von Delikten) 6 

Suchtverhalten (psychotrope Substanzen) 5 

Deliktfrequenz 5 

Zunahme der Deliktschwere 5 

Prognoseinstrumente (PCL-R, HCR-20) 4 

Vollzugsauffälligkeiten (Gewalt gegen Personal/Mitgefangene, erneute Ver-

fahren, Konsum psychotroper Substanzen, Lockerungsversagen) 4 

Chronifizierte Handlungsmuster/ „Verhaltensschablone“ 4 

Prädeliktische Persönlichkeit (Persönlichkeit vor dem Anlassdelikt) 4 

Aggressivität 4 

Bewährungsversagen 2 

Kausalität zur Anlasstat 2 

Tatplanung 2 

Postdeliktische Persönlichkeit (Persönlichkeit nach dem Anlassdelikt) 1 

Bagatellisierung 1 
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Die psychiatrischen Sachverständigen haben in einem Großteil der Gutachten die Persön-

lichkeit des Probanden berücksichtigt. Ein wichtiger Faktor in Bezug auf die Zuschreibung 

eines Hanges sind die dissozialen Verhaltensweisen der Straftäter. Eine frühe Delinquenz, 

welche im Jugendalter beginnt, sowie die Art der Delikte bzw. eine kriminelle Polytropie sind 

Kriterien für die Zuschreibung eines Hanges. Die forensischen Experten verweisen auf ein 

Therapieversagen bzw. eine fehlende Therapiemotivation, das Vorliegen einer Sucht und 

eine hohe Deliktfrequenz als ungünstige Parameter, auf deren Grundlage die Zuschreibung 

eines Hanges erfolgt. Zur Einschätzung eines Hanges bei einem Probanden ziehen die Ex-

perten gängige Prognoseinstrumente, wie die Psychopathy Checklist-Revised (PCL-R) oder 

das Historical-Clinical-Risk-Management-20 (HCR-20), heran. Weitere Indizes für das Vor-

liegen eines Hanges sind sowohl Auffälligkeiten während der Haft (bspw. Gewalt gegenüber 

Mitgefangenen oder Personal) als auch Bewährungsversagen. Außerdem richten einige 

Gutachter den Fokus auf die prädeliktische Persönlichkeit, wiederkehrende Verhaltens-

muster sowie Anzeichen von massiver Aggressivität bzw. eine Zunahme der Deliktschwere. 

In einigen Gutachten verweisen die Experten auf die akribische Tatplanung, die Kausalität 

zur Anlasstat, die postdeliktische Persönlichkeit oder die Bagatellisierung der begangenen 

Delikte. In den Gutachten ist bspw. die Rede von „eingeschliffenen Verhaltensschab-

lonen“ oder von einer „Hartnäckigkeit in der kriminellen Lebensführung“. Bei bislang fehlen-

der psychiatrischer Begriffsbestimmung des Hangs sei an dieser Stelle auf Definitionsannä-

herungen dieses Merkmals in Kapitel 1.2.4. verwiesen. In mehreren Fällen wurde der Hang 

zur Begehung erheblicher Straftaten eines Probanden von mindestens zwei voneinander un-

abhängigen Sachverständigen überprüft und übereinstimmend als existent eingestuft (n=7). 

Nur in zwei Fällen stufte der erste Gutachter den Hang als nicht vorhanden ein, der zweite 

Gutachter schrieb dem Probanden jedoch einen Hang zu. Tabelle 9 präsentiert alle Proban-

den - aufgeteilt nach ihrer Legalbewährung, entsprechend dem Merkmal „Rückfall Ja/-

Nein“ sowie nach der Zuschreibung eines Hanges durch die psychiatrischen Sachverständi-

gen. Einige Merkmale, welche laut oben aufgeführter Tabelle zur Zuschreibung eines Hangs 

herangezogen wurden, untersuchen wir hinsichtlich ihrer Ausprägung bei den Delinquenten 

ohne Hang im Vergleich zu den Hangtätern. Zu den geprüften Kriterien zählen das Vorliegen 

einer dissozialen Persönlichkeitsstörung, das Erstdelinquenzalter, die Vorstrafenanzahl, das 

Vorkommen einschlägiger Vorstrafen, eine Polytropie und die Einschätzung des Suchtver-

haltens. Zusätzlich erfolgt die Betrachtung früherer Misshandlungserfahrungen, der Fami-

liensituation in der Kindheit der Probanden und der Time-at-risk.   
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Tabelle 9: Vergleich der Probanden mit Hang-Diagnose* (+Hang) mit den Probanden ohne 

Hang bzw. mit nicht geprüftem Hang (-Hang) 

 
Gruppe 

(Anzahl 

der Proban-

den) 

Anzahl der  

Probanden 

 

+Hang  -Hang 

Erstdelinquenzalter in 

Jahren 

 

+Hang    -Hang 

Vorstrafen-

anzahl 

 

+Hang   -Hang 

Time-at-risk 

in Monaten 

 

+Hang   -Hang 

Kein 

RF(n=10**) 
5               5 22,2            20 6                6,8 31            28,2 

RF+(n=8) 5               3 18,6            27 7,6             4,7 17,8            6 

RF++(n=7)*** 5               2 15,4            34 11,2            8 11,2          11 

Total 15             10 18,7            27  8,3            6,5 20            15,1 

Signifikanz           n. s. n. s.  

 

Gruppe  

(Anzahl der 

Probanden) 

 

Körperl. Misshand-

lung/sex. Miss-

brauch  

in Kindheit 

+Hang    -Hang 

Dissoziale PS-

Strg.**** 

 

+Hang    -Hang 

Konsum von  

Alkohol 

/Drogen**** 

 

+Hang    -Hang 

Kein RF**    -                  -   2                1    -              2 

RF+(n=8)    2                 -   3                1   3              2 

RF++(n=7) 

*** 
   4                 -   4                -    4              1 

Total    6                 0   9                2   7              5 

Signifikanz n. s. n. s.   

 

*Hang vorhanden, wenn in mindestens einem Gutachten (GA) Hang geprüft und vorhanden; **Gruppe 
kein RF ein Proband mit 4 GA, zweimal Hang geprüft: einmal bestätigt, einmal als nicht vorhanden 
deklariert (Prb.23) in Gruppe +Hang; ***Gruppe RF++ ein Proband mit 2 GA, zweimal Hang geprüft: 
einmal bestätigt, einmal als nicht vorhanden deklariert (Prb.4) in Gruppe 

+
Hang; ****wenn Diagnose in 

mindestens einem Gutachten; RF Rückfall (+ leicht; ++ schwer/schwerst), n. s. nicht signifikant. 

 

Es existieren insgesamt 15 Probanden mit zugeschriebenem Hang (60 %) und 10 Straftäter 

ohne Hang (bzw. ohne eine Prüfung des Hanges, 40%). Die Hangtäter differenzieren sich 

innerhalb der einzelnen Gruppen kein Rückfall (50 %), leichter Rückfall (62,5 %) und schwe-

rer/schwerster Rückfall (71,4 %) mit jeweils fünf Personen. Innerhalb der Probanden ohne 

Hang sind jeweils 50 % (n=5) in der Gruppe der Nichtrückfälligen, 37,5 % (n=3) in der Grup-

pe der Leichtrückfälligen und 28,6 % (n=2) in der Gruppe der Schwer-/Schwerstrückfälligen. 

Das Verhältnis bei den Nichtrückfälligen in Bezug auf die Zuschreibung eines Hanges ist 

ausgewogen, bei den Rückfälligen (leichter sowie schwerer/schwerster RF) überwiegt indes 
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der Anteil der Hangtäter mit fünf zu drei bzw. fünf zu zwei Probanden. Personen mit einem 

Hang in den Rückfallgruppen weisen im Mittel mehr Vorstrafen und ein jüngeres Erst-

delinquenzalter auf. Eine Signifikanz zeigt sich bezüglich der „Anzahl der Vorstrafen“ oder 

des „Alters bei Erstdelinquenz“ und der Zuschreibung eines Hang jedoch nicht (p=0,4283 

sowie p=0,1289, MWU). Bei den Probanden mit einem Hang finden sich in allen drei Grup-

pen prozentual häufiger Aggressionen in Haft. In der Gruppe schwerer/schwerster Rückfall 

wird häufiger die Diagnose einer dissozialen Persönlichkeitsstörung gestellt. Ein bedeutsa-

mer Zusammenhang zwischen einem zugeschriebenem „Hang“ und dem Vorliegen einer 

„dissozialen Persönlichkeitsstörung“ ist dabei jedoch nicht gegeben (p=0,2290; df=1, Chi-

Quadrat-Test). Jeweils rund die Hälfte der Hangtäter sowie der Nichthangtäter sind durch die 

Diagnose eines Konsums von Alkohol und/oder Drogen charakterisiert. Der Konsum psycho-

troper Substanzen liegt nur bei den Hangtätern in den Gruppen der Rückfälligen (leichter RF 

sowie schwerer/schwerster RF) vor. Bei den Straftätern ohne Hang sind in allen Gruppen 

Probanden mit Suchtverhalten. Ein statistisch signifikanter Zusammenhang zwischen einem 

zugeschriebenem Hang sowie der Diagnose eines „Konsums von Alkohol und/oder Dro-

gen“ kann hierbei nicht nachgewiesen werden (p=1,0; df=1, Chi-Quadrat-Test). Der Zeitraum 

zwischen der Entlassung und dem Rückfall (Time-at-risk) beträgt bei leichtrückfälligen Pro-

banden ohne Hang sechs Monate. Diese Spanne ist deutlich kürzer als bei den Hangtätern 

in derselben Gruppe, welche durch eine Time-at-risk von 17,8 Monaten gekennzeichnet sind. 

Dies bedeutet, dass ein Hangtäter später rückfällig wird als eine Person ohne Hang. Es ist 

aber gerade die zeitlich nicht verzögerte Rückfälligkeit das besondere Merkmal eines Hang-

täters, da wie in Abbildung 2 (Kap. 1.2.4.) schon erwähnt wurde, u. a. eine augenblicks-

gebundene Lebensführung, fehlende Auslösefaktoren und eine aktive Gestaltung des Tat-

umstandes Kennzeichen dieser Delinquenten sind. Während bei den Merkmalen „ein-

schlägige Vorstrafen“ und „Polytropie“ (beide nicht in Tabelle 9 aufgeführt) keine Unter-

schiede festgestellt werden können, zeigen die Variablen „Körperliche Misshandlung 

und/oder sexueller Missbrauch in der Kindheit“ bei Probanden mit zugeschriebenem Hang 

eine Häufung dieser Faktoren. Ein signifikanter Zusammenhang zwischen „Hang“ und „Kör-

perliche Misshandlung und/oder sexueller Missbrauch in der Kindheit“ (p=0,2105; df=1, Chi-

Quadrat-Test) kann dabei nicht festgestellt werden. Bezüglich des Vorkommens und der 

Kombination der Merkmale „Körperliche Misshandlung und/oder sexueller Missbrauch in der 

Kindheit“ und „Dissoziale Persönlichkeitsstörung“ ist bei den Probanden mit zugeschriebe-

nem Hang häufiger die Kombination dieser genannten Faktoren festzustellen. Eine Signifi-

kanz des gehäuften Vorkommens der Merkmale „Körperliche Misshandlung und/oder sexuel-

ler Missbrauch in der Kindheit“ und „Dissoziale Persönlichkeitsstörung“ in Bezug auf einen 

Hang ist nicht zu erwarten. Ähnlich verhält es sich mit den kriminalbiografischen Variablen. 
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Schon die einzelnen p-Werte der Variablen im Vergleich mit einem Hang weisen auf keine 

Bedeutsamkeit hin (p=0,12-1,0.).  

 

3.1.2.4 Einsatz der Prognoseinstrumente: HCR-20, SVR-20 und PCL-R  

 

Die Verwendung der Checklisten HCR-20, SVR-20 und PCL-R, welche sich zur Einschät-

zung eines Gewaltrückfalls (HCR-20), zur Vorhersage sexueller Rückfalltaten (SVR-20) und 

zur Einschätzung einer hohen Rückfälligkeit bei einer bestimmten Tätergruppe (PCL-R) eig-

nen, werden in dieser Untersuchung überprüft. In Tabelle 10 erfolgt die Einbeziehung ande-

rer Risikomerkmalslisten (Integrierte Liste von Nedopil, Kriterien nach Dittmann etc.) oder ein 

Hinweis falls keine Checklisten benutzt wurden (Müller et al. 2011b).  

 

Tabelle 10: Benutzung der Prognoseinstrumente HCR-20, SVR-20, PCL-R und anderer 

Checklisten (Mehrfachnennungen möglich, Prozentangaben beziehen sich auf die jeweilige 

Gruppengröße) 

Gruppe 

(Anzahl der 

Gutachten) 

 

HCR-20 

benutzt 

 

n            % 

HCR-20 

20-30 

Pkt. 

n 

HCR-20 

>30 Pkt. 

 

n 

SVR-20 

benutzt 

 

n       % 

PCL-R be-

nutzt 

 

n         % 

Andere 

Checklisten 

benutzt 

n           % 

Keine 

Checkliste 

benutzt  

n          % 

Kein RF 

(N=22) 

6         27,3 3 - 6      27,3 8        36,4  9        40,9 

 

9        40,9 

RF+(N=19) 3         15,8 2 1 2      10,5 4        21,1 6         31,6 10      52,6 

RF++(N=14) 6         42,9 3 - 5      35,7 7        50 7           50 4        28,6 

Total (N=55) 15       27,3 8 1 13    23,6 19      34,5 22         40 23      41,8 

 

HCR-20 Historical-Clinical-Risk-Management-20; PCL-R Psychopathie-Checklist-Revised; SVR-20 
Sexual-Violence-Risk ;RF Rückfall (+ leicht; ++ schwer/schwerst).  
 

 

In fast der Hälfte der Gutachten (42 %) wurde keine Checkliste zur Erstellung einer Prognose 

benutzt. In den Gutachten der Schwer-/Schwerstrückfälligen fällt dieser Anteil mit knapp 

30 % am geringsten aus. Bei der Verwendung von Prognoseinstrumenten erfolgte am häu-

figsten (40 %) der Rückgriff auf „andere Checklisten“. Die PCL-R zur Bestimmung der Wahr-

scheinlichkeit eines Rückfalls bei Tätern mit dem Persönlichkeitsgefüge der psychopathy 

kam am häufigsten als „spezielles“ Prognoseinstrument (34,5 %), vor allem in der Gruppe 

der Schwer-/Schwerstrückfälligen (50 %), zur Anwendung. Knapp ein Drittel der Gutachten 
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(27,3 %) verwendete die HCR-20 und etwa ein Viertel der Gutachten benutzte die SVR-20. 

Vermerkt wurde in dieser Arbeit bei der HCR-20 eine Punktzahl zwischen 20 bis 30 Punkten 

und von über 30 Punkten. Die Summe der getesteten Items dient als Wahrscheinlichkeits-

aussage in Bezug auf Gewaltrückfälle und wird als niedrig, mittel oder hoch eingeschätzt. 

Diese Angaben sollen bei der Einordnung der Checkliste hinsichtlich ihres Aussagegehalts 

helfen. Betrachtet wird inwiefern die Empfehlungen der Gutachter hinsichtlich des weiteren 

Procedere etwa Unterbringung in der Sicherungsverwahrung, psychiatrisches Krankenhaus 

oder Freilassung mit den Ergebnissen der Checklisten übereinstimmen. In der Gruppe ohne 

Rückfall wurde bei einer Punktzahl der HCR-20 zwischen 20 und 30 eine Empfehlung zur 

nachträglichen Sicherungsverwahrung bei zwei von drei Probanden ausgesprochen. Bei den 

Leichtrückfälligen empfahlen die Gutachter in beiden Fällen die Unterbringung in der Siche-

rungsverwahrung. Ebenso fielen die Empfehlungen in der Gruppe der Schwer-/Schwerst-

rückfälligen aus. Ein Proband der Gruppe der Leichtrückfälligen erreichte einen Punktwert 

von 37 in der PCL-R. Hierbei sprach sich der Gutachter für die nachträgliche Sicherungs-

verwahrung aus. Die Empfehlung „nachträgliche Sicherungsverwahrung“, bezogen auf das 

Ergebnis der HCR-20, kann in drei Fällen als berechtigt (Gruppe der Schwer-/Schwerstrück-

fälligen) und fünf Mal als nicht gerechtfertigt beurteilt werden, da entweder kein oder nur ein 

leichter Rückfall zu verzeichnen war. Die HCR-20 beinhaltet die sogenannten H-Items. Bei 

diesen handelt es sich um statische Merkmale zur Erfassung der Delinquenzgeschichte, 

welche auch die PCL-R enthalten. Als bedeutsam erweisen sie sich bei der Betrachtung ei-

nes Hanges zur Begehung erheblicher Straftaten (siehe Kap. 1.1.4.2). In sechs Gutachten 

liegt der einzelne Wert der H-Items vor, eine Prüfung des Hanges erfolgte in vier Fällen nicht 

(Punktzahl von 8-12). In zwei Gutachten mit einer Punktzahl der H-Variablen von 10 bzw. 15 

(von möglichen 24) wurde der Hang geprüft und beide Male als vorhanden eingeschätzt.  

 
 
3.1.3 Übereinstimmungen in den Prognosegutachten  

 

3.1.3.1 Gutachterliche Empfehlung: nachträgliche Sicherungsverwahrung? 

 

In den Prognosegutachten sind Empfehlungen der psychiatrischen Sachverständigen hin-

sichtlich des weiteren Prozederes zu finden. Differenzieren kann man zwischen den Empfeh-

lungen für und gegen eine nachträgliche Sicherungsverwahrung, für eine andere Art der Un-

terbringung und den Gutachten, bei denen keine Stellungnahme in Bezug auf den weiteren 

Verlauf abgegeben wurde. Die Tabelle 11 listet die Verteilung der Empfehlungen bezogen 

auf die Gruppen kein, leichter und schwerer/schwerster Rückfall auf. Bei Vorliegen von min-

destens zwei Prognosegutachten für einen Fall erfolgt eine Prüfung der Übereinstimmungen 

der Empfehlung zwischen den forensischen Experten (Müller et al. 2011b). 
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Tabelle 11: Übereinstimmung der Gutachter hinsichtlich der Empfehlung für die nachträgli-

che Sicherungsverwahrung (Prozentangaben beziehen sich auf die jeweilige Gruppengröße) 

Gruppe 

(Anzahl der Gut-

achten) 

Gutachtenempfehlung 

„nSV“ 

  

%                 Ü 

„Keine  nSV“  

 

 

%           Ü 

„Keine Stellung-

nahme“ 

 

 %          Ü 

Andere 

Unterbringungen 

           

% 

Kein RF (N=22) 45,5   2 31,8 2 22,7 1 - 

RF+(N=19) 52,6   3 31,6 2 10,5 - 5,3 

RF++(N=14) 71,4   5 - 21,4 - 7,1 

Total (N=55) 54,5 10 23,6 4 18,2 1 3,6 

nSV nachträgliche Sicherungsverwahrung; RF Rückfall (+ leicht, ++ schwer/schwerst); Ü Überein-

stimmung zwischen zwei Gutachten.  

 

Grafisch dargestellt, präsentiert sich hinsichtlich der Verteilung der Prognoseempfehlungen 

innerhalb der Gruppen das folgende Bild:  

 

Abbildung 4: Verteilung der Prognoseempfehlung der psychiatrischen Gutachten in der 

Gruppe ohne Rückfall (kein RF), mit leichtem (RF+) sowie schwerem/schwerstem Rückfall 

(RF++) 
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Insgesamt beziehen 18 % der Gutachter keine Stellung zur Empfehlung hinsichtlich der 

nachträglichen Sicherungsverwahrung. Die psychiatrischen Sachverständigen begründen 

ihre Vorgehensweise damit, dass die Entscheidung über diese Maßregel nicht in ihren Kom-

petenzbereich falle. Es handele sich vielmehr um einen juristischen Aufgabenbereich. Eine 

Enthaltung seitens des Gutachters wurde, auch wenn dieser eine negative Legalbewährung 

prognostizierte, als „keine Aussage zur nachträglichen Sicherungsverwahrung“ in dieser 

Studie eingeordnet. Mehr als die Hälfte aller Gutachten (54,5%) empfiehlt die Unterbringung 

in der nachträglichen Sicherungsverwahrung und knapp ein Viertel (23,6 %) spricht sich ge-

gen die Unterbringung in der Maßregel aus. In der Gruppe der Schwer-/Schwerstrückfälligen 

befürworten die Gutachter am häufigsten (71,4 %) die nachträgliche Sicherungsverwahrung 

und keines der Gutachten lehnt diese ab. Die Anzahl der Übereinstimmungen der Empfeh-

lungen zwischen den Prognosegutachten ist die höchste in der Gruppe mit schwerem/-

schwerstem Rückfall. Jedoch favorisiert rund ein Fünftel (21,4 %) der Gutachten der Schwer-

/Schwerstrückfälligen, keine Stellungnahme zur Empfehlung abzugeben. In den Gruppen 

kein und leichter Rückfall hat etwa jeweils ein Drittel von der Unterbringung abgeraten, wäh-

rend die Hälfte der Gutachter eine Empfehlung für die nachträgliche Sicherungsverwahrung 

aussprach. Insgesamt sind zwei Personen aufgrund ihres Rückfalldelikts nach Verbüßung 

ihrer Haftstrafe von drei bzw. sechs Jahren in der Sicherungsverwahrung untergebracht wor-

den. Dazu zählt ein Proband, bei welchem nur ein Prognosegutachten vorlag, in dem weder 

eine Checkliste benutzt, noch ein Hang geprüft wurde. Die Gutachtenempfehlung lautete 

bereits bei der ersten Begutachtung: Unterbringung in der nachträglichen Sicherungsver-

wahrung. Im Fall des zweiten Probanden, benutzten drei der vier Gutachter die Checklisten 

PCL-R, HCR-20 und SVR-20. Es prüften drei der vier Gutachter den Hang und schrieben 

dem Straftäter einen Hang zu. Drei Gutachter befürworteten die Unterbringung in der nach-

träglichen Sicherungsverwahrung, im vierten Gutachten fehlte eine Aussage zur Empfehlung. 

Bei den Gutachten, in denen sich eine Übereinstimmung bei der Empfehlung zeigt, wird der 

Einsatz der Prognoseinstrumente untersucht. Tabelle 12 stellt unter Berücksichtigung der 

Gruppen kein, leichter und schwerer/schwerster Rückfall die Gutachtenempfehlung den ge-

nutzten Prognoseinstrumenten gegenüber. Deutlich wird dabei, dass bei allen Empfehlungs-

übereinstimmungen, bei denen auch eine Checkliste benutzt wurde, die HCR-20 Verwen-

dung fand. In jeweils zwei Übereinstimmungen wurden zusätzlich sowohl die PCL-R als auch 

die SVR-20 angewendet. In zwei weiteren Fällen kam jeweils eine Kombination der HCR-20 

mit der PCL-R oder der SVR-20 zum Einsatz. Die PCL-R ist eines der historical Items (H-

Items) der HCR-20-Checkliste und damit integraler Bestandteil dieses Prognoseinstruments. 

In insgesamt acht Gutachten erfolgte sowohl die Angabe des Gesamtscore der HCR-20 als 

auch der PCL-R. 
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Tabelle 12: Einsatz von Prognoseinstrumenten bei Übereinstimmung der Empfehlung in den 

Gutachten 

Gruppe (Anzahl der 

Probanden) 

Proband GA-Empfehlung Gemeinsame genutzte 

Prognoseinstrumente 

Kein RF(N=10) 12 keine nSV - 

22 keine Stellungnah-

me 

- 

23 keine nSV HCR-20, SVR-20 

24 nSV HCR-20, PCL-R, SVR-20 

25 nSV - 

RF+(N=8) 9 nSV HCR-20, PCL-R 

15 nSV - 

18 keine nSV - 

21 keine nSV HCR-20* 

RF++(N=7) 7 nSV HCR-20** 

11 nSV HCR-20, PCL-R, SVR-20*** 

13 nSV HCR-20 

 
 
*insgesamt fünf Gutachten (GA), bei einem Gutachtenvergleich übereinstimmend in Empfehlung ein-
mal das gleiche Prognoseinstrument genutzt; **das andere GA betrachtete statische und dynamische 
RF der HCR-20; ***bei drei GA alle drei Prognoseinstrumente benutzt; GA Gutachten; nSV nachträgli-
che Sicherungsverwahrung; RF Rückfall (+ leicht, ++ schwer/schwerst).  
 

 

Tabelle 13 veranschaulicht die Beziehung zwischen der Gutachtenempfehlung und der Prü-

fung eines Hanges unter Berücksichtigung der Gruppen kein, leichter und schwe-

rer/schwerster Rückfall. Dabei liegen die Empfehlungen in den Gutachten in den Aus-

prägungen für eine nachträgliche Sicherungsverwahrung und gegen diese Maßregel bzw. 

mit unterbliebener Stellungnahme vor.  
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Tabelle 13: Empfehlung der Prognosegutachten im Zusammenhang mit einem Hang zur 

Begehung gefährlicher Straftaten (Prozentangaben beziehen sich auf die jeweilige Gruppen-

größe) 

                                                 nSV (n=29; 52,7%)          Keine nSV/ keine Aussage (n=26; 47,3%) 

                                                                                         HANG          

Gruppen 

(Gutachtenanzahl) 

                                                                                          

Vorhanden  Nicht geprüft Vorhanden Nicht vor-

handen 

Nicht geprüft 

Kein RF (N=22) 5 (17,2%) 5 (17,2%) 2 (7,7%) 2 (7,7%) 8 (30,8%) 

RF+ (N=19) 6 (20,7%) 3 (10,3%) 1 (3,8%) 1 (3,8%) 8 (30,8%) 

RF++ (N=14) 7 (24,1%) 3 (10,3%) 2 (7,7%) 1 (3,8%) 1 (3,8%) 

 

TOTAL  (N=55)  18 (32,7%) 11(20%)              5 (9,1%) 4 (7,3%) 17 (30,9%) 

nSV nachträgliche Sicherungsverwahrung; RF Rückfall (+ leicht, ++ schwer/schwerst). 

 

Betrachtet wird nachfolgend, wie sich die Verteilung der Gutachten mit geprüftem Hang auf 

die Gutachtenempfehlung auswirkt. Da ein zugeschriebener Hang eine Voraussetzung für 

die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung bildet, interessiert die Antwort auf die Frage, 

in wie vielen Gutachten bei Zuschreibung eines Hanges auch eine nachträgliche Siche-

rungsverwahrung empfohlen wird. Dabei zeigt sich eine heterogene Vorgehensweise, da 

nicht allein aufgrund einer Prüfung eines Hanges und dessen Ergebnis auf die Art der Emp-

fehlung und vice versa geschlossen werden kann. Es existieren 18 Gutachten (62,1 %, 

N=29), in denen ein Hang gemäß § 66 StGB überprüft und als vorhanden eingestuft wurde. 

Diese Prognosegutachten empfehlen eine nachträgliche Sicherungsverwahrung. Es liegen 

neun weitere Gutachten vor, in denen der Hang auch geprüft wurde. Davon wird in fünf Gut-

achten den Probanden ein Hang zugeschrieben. In diesen Gutachten sprachen die forensi-

schen Experten (19,2 %; n=26) keine Empfehlung aus, da die Einschätzung der Unter-

bringung in der nachträglichen Sicherungsverwahrung als eine gerichtliche Aufgabe 

angesehen wurde. In vier Gutachten (15,4 %; n=26) konnte kein Hang festgestellt werden. 

Die Empfehlungen lauteten drei Mal keine nachträgliche Sicherungsverwahrung und im vier-

ten Dokument wurde keine Stellungnahme zur Empfehlung abgegeben.  

Von insgesamt 28 Prognosegutachten in denen kein Hang geprüft wurde, existieren 11 

Prognosegutachten bei denen eine nachträgliche Sicherungsverwahrung empfohlen wurde 

und 17 Gutachten in denen keine Stellungnahme zur Unterbringung abgegeben bzw. keine 

Empfehlung für eine nachträgliche Sicherungsverwahrung ausgesprochen wurde. In den 

Gutachten ohne Empfehlung für die nachträgliche Sicherungsverwahrung finden sich andere 

Empfehlungen, bspw. die Aufnahme in eine geschlossene geriatrisch/-psychiatrische Einrich-

tung mit umfassender Betreuung, in eine soziale Einrichtung mit psychiatrischer Ambulanz 
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oder aufgrund „schwerer anderer seelischer Abartigkeit“ die Unterbringung nach Psych. KG 

(Psychisch-Kranken-Gesetz). Weiterhin sind Einschätzungen formuliert worden, in denen die 

Straftäter als nicht mehr gefährlich eingestuft wurden oder in Bezug auf den erfolgreichen 

Abschluss einer Therapie eine gesunkene Gefährlichkeit angenommen wurde. Interessant ist, 

wie die Empfehlungen der Gutachter lauteten, wenn zuvor keine persönliche Begutachtung 

der Straftäter stattgefunden hatte. Insgesamt hatten sechs Personen keinen persönlichen 

Kontakt zu ihrem Gutachter: drei Nichtrückfällige, ein Leichtrückfälliger und zwei Probanden 

mit jeweils nur einem Gutachten aus der Gruppe mit schwerem/schwerstem Rückfall. Sieben 

Gutachter haben die nachträgliche Sicherungsverwahrung empfohlen, von diesen bezog sich 

lediglich ein Gutachten auf einen Schwer-/Schwerstrückfälligen. So stimmen sechs Empfeh-

lungen hinsichtlich der Legalbewährung nicht mit dem tatsächlich eingetretenen 

Delinquenzverlauf überein, da ein schneller Rückfall mit einem erheblichen Delikt nicht ein-

getreten ist. Zwei Mal erfolgte bei einem Schwer-/Schwerstrückfälligen keine Stellungnahme 

zur nachträglichen Sicherungsverwahrung. Zwei Empfehlungen, nämlich in einem Fall gegen 

die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung und in einem anderen Fall keine Stellung-

nahme, wurden bei zwei Nichtrückfälligen abgegeben und erweisen sich damit als entspre-

chend der Legalbewährung der Straftäter passende Empfehlung.  

3.1.3.2 Diagnoseübereinstimmungen  

Wie auch bei der Prüfung der Übereinstimmungen von Gutachterempfehlungen wird in 

Tabelle 14 eine Übersicht hinsichtlich der kongruenten psychiatrischen Diagnosen zwischen 

den Prognosegutachten eines Falles präsentiert. Daraus lässt sich ableiten, wie über-

einstimmend eine Diagnose gestellt werden kann. Werden bei einem Probanden durch meh-

rere Gutachter verschiedene psychopathologische Befunde erstellt, ist die Zuordnung der 

gleichen Diagnose nicht gegeben. Zeigt sich aber zwischen den Prognostikern eine De-

ckungsgleichheit, ist davon auszugehen, dass die geeignete psychiatrische Klassifikation der 

vorliegenden Störung gegeben ist (oder aber eine unzureichende Diagnostik beider Gutach-

ter). Ausgeschlossen von dem Vergleich sind die Fälle (n=2), in denen nur ein Gutachten 

vorliegt. Dabei ist die Reliabilität psychiatrischer Diagnosen generell zu beachten, dieses 

Thema wird im Kapitel 4.4.3 diskutiert.   
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Tabelle 14: Übereinstimmungen der Gutachten hinsichtlich der Diagnosen (Prozentangaben 

beziehen sich auf die jeweilige Gruppengröße) 

 

Gruppe (Anzahl der 

Gutachtenpaare) 

Diagnoseübereinstimmung 

 

Ja 

n        %  

Nein 

n         %  

Kein RF (N=10) 9        90 1       10     

RF+ (N=8) 7        87,5 1       12,5    

RF++ (N=5)* 5        100 -         -   

Total (N=23) 21      91,3 2         8,7  

 

*bei zwei Probanden nur ein Gutachten vorhanden RF Rückfall (+ leicht, ++ schwer/schwerst). 

 

Insgesamt liegt die Kongruenz der Einschätzung der psychiatrischen Störungen in den 

Prognosegutachten, abhängig von der Rückfallgruppe: kein, leichter und schwerer/-

schwerster Rückfall, zwischen rund 88 bis 100 %. Die Interrater-Reliabilität bezüglich der 

Diagnosen ist damit in allen drei Gruppen sehr hoch. Mangelnde Diagnoseüber-

einstimmungen liegen in nur wenigen Fällen vor. So existiert eine Inkongruenz jeweils in ei-

nem Fall in den Gruppen kein Rückfall und leichter Rückfall. Bei den Schwer/-

Schwerstrückfälligen stimmen bei allen Gutachten die Diagnosen überein. In den Fällen, in 

denen mehrere Prognosegutachten existieren, werden die Übereinstimmungen zwischen 

allen Gutachten miteinander verglichen.        
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3.2 Probandendaten 

 

3.2.1 Legalbewährung der Probanden 

 

Von den 25 Probanden, welche als gefährlich eingeschätzt wurden und bei denen eine Prü-

fung der Anordnung der nachträglichen Sicherungsverwahrung vorgenommen wurde, sind 

zehn Probanden in einem Zeitraum von über 24 Monaten nach Entlassung aus der Haft 

nicht rückfällig geworden (Tabelle 15, Müller et al. 2011b, Stolpmann et al. 2010). Die zentra-

le Hypothese dieser Arbeit, bei der davon ausgegangen wird, dass nicht alle Probanden trotz 

der ungünstigen Gefährlichkeitsprognose ein Rückfalldelikt begehen, kann verifiziert werden. 

In Abhängigkeit vom Vorhandensein (Rückfall, RF) bzw. Nichtvorhandensein (kein RF) eines 

Eintrags im BZR- Register bilden sich die Gruppen der Nichtrückfälligen (n=10, 40 %) und 

der Rückfälligen (n=15, 60 %) heraus. Die rückfälligen Straftäter werden in die Probanden 

mit leichtem (RF+, n=8, 32 %) und mit schwerem/schwerstem Rückfall (RF++, n=7, 28 %) 

differenziert. Davon wird die Gruppe der Schwerstrückfälligen (n=3) separat betrachtet. Die-

se sind definiert als diejenigen, welche nach dem Rückfalldelikt in ein psychiatrisches Kran-

kenhaus eingewiesen wurden, bzw. diejenigen, die in der Sicherungsverwahrung unterge-

bracht wurden. Sie bilden damit eine kleine Gruppe an Personen, welche die für die 

nachträgliche Sicherungsverwahrung erforderlichen schweren Straftaten begangen haben. 

Werden die Probanden ohne und mit leichtem Rückfall zusammengefasst, so bildet sich eine 

Gruppe von 17 Personen (68 %), die nicht der Zielgruppe der nachträglichen Sicherungsver-

wahrung entspricht. Bei Hinzunahme der Schwerrückfälligen ohne die Schwerstrückfälligen 

ergibt das eine Gesamtpersonenanzahl von 22 (ca. 89%).   

 

Tabelle 15: Legalbewährung der Probanden  

Gruppen Probandenanzahl 

 N                   % 

Kein Rückfall (kein RF) 

Leichter Rückfall (RF+) 

Schwerer/schwerster Rückfall (RF++) 

10                  40 

 8                   32 

 7                   28 

davon: - Schwerer Rückfall 

            - Schwerster Rückfall 

 4                   16 

 3                   12 

Total 25                 100 
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3.2.2 Sozialisationsbedingungen und Ausbildung der Probanden 
 

Betrachtet wird die familiäre Situation der Probanden in der Kindheit, speziell hinsichtlich 

solcher Faktoren wie einer zerrütteten Familienstruktur (mit fehlenden Familienmitgliedern, 

Substanzabusus etc.), Heimaufenthalten oder Erfahrungen mit häuslicher Gewalt. 

Berücksichtigt werden auch die Angaben über die schulische und berufliche Bildung der 

Straftäter. Die 25 Probanden der vorliegenden Studie sind alle männlich. Insgesamt wuchsen 

48 % der Untersuchten in einer Familie auf, in der Familienmitglieder (zumeist der Vater) 

fehlten. Neun Probanden waren als Kind von der Scheidung der Eltern betroffen, drei Perso-

nen lernten einen Elternteil nicht kennen. Die Stichprobe enthält jeweils eine Halb- als auch 

eine Vollwaise. Tabelle 16 listet einige Merkmale der Sozialisationsbedingungen aus der 

Kindheit und Jugend der Probanden auf.  

 

Tabelle 16: Sozialisationsbedingungen in der Kindheit (Prozentangaben beziehen sich auf 

die jeweilige Gruppengröße) 

 

Gruppe (Anzahl 

der Probanden) 

Schwierige  

Familien-

verhältnisse  

(n. s) 

n              %  

 

Heimaufenthalt 

(n. s.) 

 

 

n              % 

 

 

 

 

 

Körperl. Misshandlg.u./o. 

sex. Missbrauch  

(n. s.) 

 

n              % 

Kein RF(N=10)  6             60  2              20  -                 - 

RF+(N=8)  4             50  3              37,5  2              25 

RF++(N=7) 

davon: 

Schwerster             

RF(N=3) 

 6             85,7 

  

3           100 

 

4              57,1 

 

2              66,7 

 

4*            66,7 

 

1              33,3 

Total (N=25) 16            64  9              36  6*             25 

* bei 1 Probanden keine Aussage vorhanden, daher gilt für Prozentangabe N=6; RF Rückfall (+ leicht; 
++ schwer/schwerst), n. s. nicht signifikant. 

 

64 % der Probanden sind unter schwierigen Bedingungen im Elternhaus aufgewachsen. Für 

die Annahme des Merkmals „Schwieriges Familienverhältnis“ wurden in der Anamnese die 

Schilderung von familiären Problemen wie Missbrauchs- und/oder Heimerfahrungen sowie 

Eltern, welche gewalttätig oder durch einen Substanzabusus gekennzeichnet sind, berück-

sichtigt. Für eine präzise Analyse erfolgt zusätzlich die Einzeldarstellung der Ausprägung der 

Merkmale bezüglich Missbrauchs- und/oder Heimerfahrungen, welche als Risikofaktoren 

bekannt sind (siehe Kap. 2.3.2). Probanden mit unvollständiger Familie werden nicht auto-

matisch durch das Merkmal „Schwieriges Familienverhältnis“ charakterisiert. Geht aus der 
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Dokumentation hervor, dass aus dem Fehlen eines Familienmitglieds Probleme resultierten, 

wird das Merkmal „Schwieriges Familienverhältnis“ bejaht.3  Ein signifikanter Unterschied 

hinsichtlich des Merkmals „Schwieriges Familienverhältnis“ wird in der Gruppe der Schwer-

/Schwerstrückfälligen im Vergleich mit den Nicht- oder Leichtrückfälligen nicht festgestellt 

(p=0,3548, df=1, Chi-Quadrat-Test). Die Faktoren, die bereits im Merkmal „Schwieriges Fa-

milienverhältnis“ enthalten sind, werden nochmals gesondert betrachtet. Dies erlaubt eine 

genauere Analyse hinsichtlich des Zusammenhangs mit der Variablen „Rückfall Ja/Nein“. Ein 

Viertel der Untersuchten (25 % bei N=24; bei einem Pb. sind keine Angaben vorhanden) sind 

in der Kindheit körperlicher Misshandlung oder/und sexuellem Missbrauch ausgesetzt gewe-

sen. In der Gruppe ohne Rückfall hat kein Proband sexuelle oder gewalttätige Erfahrungen in 

der Kindheit gemacht. Bei den Schwer-/Schwerstrückfälligen findet sich bezüglich des 

Merkmals „Körperliche Misshandlung und/oder sexueller Missbrauch“ in der Kindheit im Ver-

gleich zu den beiden anderen Gruppen (kein RF, leichter RF) kein statistisch signifikanter 

Unterschied, sondern es wird lediglich eine Tendenz zur Signifikanz deutlich (p=0,0700, df=1, 

Chi-Quadrat-Test). Die drei Probanden mit der Anamnese eines sexuellen Missbrauchs in 

der Kindheit weisen sowohl als Vorstrafen als auch in der Anlasstat eine Sexualstraftat auf. 

Die anderen 13 Probanden mit einer Sexualstraftat als Anlassdelikt hatten in der Kindheit 

keine Missbrauchserfahrungen. Mehr als ein Drittel (36 %) der Probanden waren zeitweise in 

Heimen untergebracht. Hierbei kann kein statistisch signifikanter Unterschied bezüglich des 

Merkmals „Heimaufenthalt“ in der Gruppe der Rückfälligen vs. der Nichtrückfälligen eruiert 

werden (p=0,2287; df=1; Chi-Quadrat-Test). Die durchschnittliche Anzahl der Geschwister 

lag bei rund 3 (Range 0-14). Das Merkmal „Anzahl der Familienmitglieder“ weist beim Ver-

gleich der Schwer-/Schwerstrückfälligen mit den anderen beiden Gruppen (kein RF, RF+) 

eine Tendenz zur statistischen Signifikanz auf (p=0,0911, MWU-Test). Dies bedeutet für die-

se Stichprobe, dass die Probanden aus einer großen Familie häufiger mit einem schweren/-

schwersten Rückfall auffallen. 32 % der Probanden sind verheiratet, davon dauerten zwei 

Ehen weniger als ein Jahr. Einige der o. g. biografischen Merkmale werden bezüglich des 

Zusammenhangs untereinander (mittels Chi-Quadrat-Test) überprüft. Dies soll ein über-

durchschnittlich häufiges Auftreten einer Kombination von Risikofaktoren detektieren. Dabei 

potenziert sich das Risiko für einen Rückfall nicht, sondern spricht eher für einen Komplex 

von Kriterien, welche Rückfälligkeit bedingen, unabhängig davon wie vieler solcher Faktoren 

bei dem Straftäter existieren. Insbesondere im Bereich der Sozialisationsbedingungen liegt 

es nahe, dass sich bestimmte familiäre Situationen bedingen bspw., dass die Qualität der 

eigenen erwachsenen partnerschaftlichen Beziehung abhängig sein kann von der erlebten 

Kindheit. In dieser Untersuchung kann diese Vermutung allerdings nicht gestützt werden. So 

                                                 
3
 Bspw. die Überlastung einer allein erziehenden, in Arbeit stehenden Mutter, die wenig Zeit hatte, 

sich um ihre Kinder zu kümmern, und wo keine anderen Familienmitglieder existieren, welche die 
Mutter hätten unterstützen können. 
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existiert kein bedeutsamer Zusammenhang zwischen „Heimaufenthalt“ in der Kindheit und 

„Körperlicher Misshandlung“ in der Kindheit (p=0,3123; df=1, Chi-Quadrat-Test). Es kann 

auch kein signifikanter Zusammenhang zwischen dem Kriterium „Schwieriges Familienver-

hältnis“ und dem Merkmal „Heimaufenthalt“ (p=1,0; df=1, Chi-Quadrat-Test) nachgewiesen 

werden. Ein bedeutsamer Zusammenhang zwischen der Kombination der aufgeführten Vari-

ablen mit dem Merkmal „Rückfall Ja/Nein“ ist nicht zu erwarten, da bereits die einzelnen p-

Werte keine Signifikanz zeigen (p=0,14-1,0). Ein statistisch signifikanter Zusammenhang 

innerhalb der Sozialisationsbedingungen kann lediglich zwischen den Merkmalen „Heimauf-

enthalt“ und „Sexuellem Missbrauch“ in der Kindheit ermittelt werden (p=0,0366; df=1,Chi-

Quadrat-Test). Dabei ist immer sexuelle Übergriffigkeit in der Kernfamilie, nicht aber in dem 

jeweiligen Heim, gemeint. Ein Einfluss auf das Merkmal „Rückfall Ja/Nein“ wird dabei nicht 

belegt.  

 

Tabelle 17: Ausbildung der Probanden (Prozentangaben beziehen sich auf die jeweilige 

Gruppengröße) 

Gruppen 

(Anzahl der 

Probanden) 

Sonder-

schule 

 

n     % 

Haupt- 

schule 

 

n       % 

Real-

schule 

 

n        % 

Schul-

abschluss 

(n. s.) 

n        % 

Lehre 

 

 

n        % 

Abbruch 

Lehre  

(n. s.) 

n       % 

Mehrere 

Lehren 

 

n      % 

Kein RF 

(N=10)* 

 

 

3 

 

 

 

30 

 

3 

 

 

30 

 

3 

 

30 

 

7 

 

70 

 

10 

 

100 

 

5 

 

50 

 

5 

 

50 

 

 

RF+ (N=8) - - 5 62,5 3 37,5 6 75 7 87,5 2 25 1 12,5 

RF++(N=7) 3 42,9 2 28,6 1 14,3 4 57,1 5 71,4 2 28,6 2 28,6 

davon: 

Schwerster 

RF(N=3) 

Total(N=25) 

 

- 

 

6 

 

- 

 

24 

 

2   

 

10 

 

66,7 

 

40 

 

- 

 

7 

 

- 

 

28 

 

2 

 

17 

 

66,7 

 

68 

 

2 

 

22 

 

66,7 

 

88 

 

2 

 

9 

 

66,7 

 

36 

 

1 

 

8 

 

33,3 

 

32 

               

*1 Proband hat das Fachabitur abgelegt; RF =Rückfall (+ leicht; ++ schwer/schwerst), n. s. nicht signi-
fikant.  

 

 

Rund 70 % (n=17) der Probanden haben einen Schulabschluss. Die Mehrheit der Delinquen-

ten hat eine Haupt- oder eine Realschule besucht (~71 %, n=17), knapp ein Viertel (24 %, 

n=6) absolvierte die Sonderschule. Ein Proband verließ nach acht Jahren die vierte Klasse 

der Grundschule ohne einen Abschluss, ein anderer erreichte den Abschluss eines Fach-
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abiturs. Hinsichtlich der Häufigkeit des Schulabbruchs unterscheiden sich die Probanden der 

Gruppe der Rückfälligen nicht signifikant von denen der Gruppe der Nichtrückfälligen 

(p=0,6687; df=1, Chi-Quadrat-Test). Rund 88 % (n=22) haben eine Lehre begonnen, ein 

Drittel (36 %, n=9) brach dagegen die Lehre ab und ein Drittel der Probanden (n=8, 32 %) 

fing mehrere Lehren an. Ein statistisch signifikanter Unterschied bezüglich des „Abbruchs 

der Lehre“ kann in der Gruppe der Rückfälligen nicht eruiert werden (p=0,4029; df=1, Chi-

Quadrat-Test). Bei der Auswertung wird zum einen vermerkt, wenn ein Proband mehrere 

Lehren begonnen und einen Abschluss erzielt hat, und zum anderen, das Nichterreichen 

eines Abschlusses trotz verschiedener Ausbildungsplätze. Dieses Vorgehen dient dazu, bei 

der gleichen Ausprägung des Merkmals „Mehrere Lehren“ diejenigen zu detektieren, bei de-

nen es zu einer abgeschlossenen Lehrausbildung gekommen ist. Einer der Probanden ab-

solvierte ein Studium. Geprüft wurde, ob die Sozialisationsbedingungen die schulische Karri-

ere bzw. Ausbildung beeinflussen. Denkbar wäre eine schlechtere Ausbildungssituationen 

von Kindern, bei denen das häusliche Umfeld ungünstige Rahmenbedingungen schafft. 

Hierbei kann ein statistisch bedeutsamer Zusammenhang zwischen dem Merkmal „Schwieri-

ges Familienverhältnis“ und der Aufnahme „mehrerer Lehren“ belegt werden (p=,0047; df=2, 

Chi-Quadrat-Test). Ein statistisch signifikanter Zusammenhang zwischen „Rückfall 

Ja/Nein“ und den Variablen „Schwieriges Familienverhältnis“ (p=1,0; df=1, Chi-Quadrat-Test) 

oder „Mehrere Lehren“ (p=0,2028; df=2, Chi-Quadrat-Test) besteht nicht. Andere Zusam-

menhänge zwischen ausbildungsrelevanten Faktoren und Merkmalen der Sozialisationsbe-

dingungen ließen sich indes in der Analyse nicht darstellen. 

 

3.2.3  Daten zur Kriminalbiografie 

 

3.2.3.1 Vor der Anlasstat  

 

Um die Kriminalkarriere eines Straftäters zu erfassen, interessiert, in welchem Alter die De-

linquenz begonnen hat („Erstdelinquenzalter“, vgl. Kap. 3.2.6), wieviele Straftaten vor dem 

Indexdelikt begangen wurden („Vorstrafenanzahl“) und ob bereits Haftaufenthalte vorliegen 

(„Haftzeit vor Indexdelikt“). Neben diesen Angaben werden in dieser Untersuchung die De-

liktart der Vorstrafen erfasst und Verhaltensauffälligkeiten, wie bspw. der Konsum von Alko-

hol oder ein Bewährungsversagen, beschrieben. Tabelle 18 listet die durchschnittliche An-

zahl der Vorstrafen der Probanden in Bezug auf die Gruppen kein, leichter und schwerer/-

schwerster Rückfall auf. Insgesamt beträgt die durchschnittliche Vorstrafenanzahl 7,5 

(Range 0-18). In der Gruppe ohne Rückfall beträgt dieser Wert 6,4 (Range 0-11), in den 

Gruppen mit einem Rückfall beträgt er bei den Probanden mit leichtem 6,5 (Range 0-13) und 

beim schweren/schwersten Rückfall sind es im Durchschnitt 10,3 Vorstrafen (Range 2-18; 
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vgl. Müller et al. 2011b, Stolpmann et al. 2010). Ein statistisch signifikanter Unterschied der 

Anzahl der Vorstrafen zwischen der Gruppe der Rückfälligen und der Gruppe der Nichtrück-

fälligen ist hierbei nicht gegeben (p=0,3457; MWU-Test). Im Vergleich zwischen den Schwer-

/Schwerstrückfälligen und den anderen beiden Gruppen (kein und leichter Rückfall) kann 

bezüglich des Merkmals „Vorstrafenanzahl“ eine Tendenz zur Signifikanz nachgewiesen 

werden (p=0,0961; MWU-Test). Die Tatsache, dass einschlägige Vorstrafen bestehen, ist im 

Vergleich zwischen den Rückfälligen und den Nichtrückfälligen nicht bedeutsam (p=1,0; df=1, 

Chi-Quadrat-Test). Einander gegenübergestellt werden zudem die Probanden mit mehr und 

jene mit weniger als fünf Vorstrafen. Hierbei wird deutlich, dass zwei Drittel aller Probanden 

mehr als fünf Vorstrafen aufweisen. Diese Konstellation ist sowohl für die Schwer-/Schwerst-

rückfälligen als auch für die Nichtrückfälligen charakteristisch. Die durchschnittliche Zeit in 

Haft vor dem Indexdelikt beträgt 95,4 Monate (Range 0-244 Monate; Tabelle 18). In der 

Gruppe ohne Rückfall sind es durchschnittlich 83,7 Monate. In der Gruppe mit leichtem 

Rückfall liegt die durchschnittliche Haftdauer mit 87,8 Monaten unwesentlich höher. In der 

Gruppe mit schwerem/schwerstem Rückfall beträgt die durchschnittliche Dauer in Haft vor 

dem Indexdelikt 120,9 Monaten. In allen drei Gruppen existiert mindestens ein Straftäter, 

welcher vor dem Indexdelikt noch nie in Haft gewesen ist, und ein Proband mit einem be-

sonders langen Aufenthalt von über 14,8 Jahren (Range 178-244 Monate; vgl. Müller et al. 

2011b, Stolpmann et al. 2010). Ein signifikanter Unterschied in Bezug auf das Merkmal 

„Durchschnittliche Haftdauer vor der Anlasstat“ zwischen den Schwer-/Schwerstrückfälligen 

und den Gruppen leichter und kein Rückfall besteht nicht (p=0,2895; MWU-Test). Bei Nicht-

beachtung der Ausreißer (226 bzw. 244 Monate) in der Gruppe ohne Rückfall resultiert somit 

ein Wert von 45,9 Monaten. Betrachtet man dieses Ergebnis und vergleicht es mit der durch-

schnittlichen Haftzeit vor der Anlasstat der Schwer-/Schwerstrückfälligen von rund 121 Mo-

naten, ist aber ein deutlicher Unterschied abbildbar. 
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Tabelle 18: Vorstrafenanzahl und Haftzeit vor dem Indexdelikt (Prozentangaben beziehen 

sich auf die jeweilige Gruppengröße) 

Gruppe  

(Anzahl  

der Probanden) 

 Vorstrafenanzahl (n. s.) 

Insgesamt            ≤ 5                  > 5      

MW (Range)       n (%)            n (%) 

Haftzeit vor Indexdelikt  

(n. s.) 

 

MW in Monaten (Range) 

Kein RF (N=10)    6,4 (0-11)           3 (30)            7 (70)  83,7 (0-244) 

RF+ (N=8)    6,5 (0-13)           4 (50)            4 (50)  87,8 (0-178) 

RF++ (N=7) 

davon: 

Schwerster 

RF(N=3) 

 10,3 (2-18)           2 (28,6)         5 (71,4)           

  

 7,7  (2-14)          1 (33,3)         2 (66,7) 

   

120,9 (0-223) 

    

   62   (0-128) 

   

 

Total (N=25) 

  

7,5 (0-18)             9 (36)            16 (64) 

 

  95,4 (0-244) 

    

MW Mittelwert; RF Rückfall (+ leicht; ++ schwer/schwerst), n. s. nicht signifikant. 

 

Bei den Hauptdeliktarten der Vorstrafen, welche in Tabelle 19 aufgelistet sind, handelt es 

sich um Diebstahl (60 %), Körperverletzung (52 %) und Sexualstraftaten (52 %). Weitere 

Deliktarten sind Raubdelikte (20 %), Betrug (16 %) oder Brandstiftung (16 %). Jeweils drei 

der Probanden (12 %) hatten gegen das Betäubungsmittelgesetz (BtmG) verstoßen oder 

verübten ein Tötungsdelikt. Bei zwölf Probanden (48 %) liegt eine polytrope (vielgestaltige) 

Deliktstruktur vor, d. h. diese haben Taten in mehr als zwei Gruppen von Delikten begangen 

(Sieverts und Schneider 1979). In der Gruppe der Schwer-/Schwerstrückfälligen konnte be-

züglich des Merkmals „Polytropie“ im Vergleich zu den Nicht- oder Leichtrückfälligen kein 

bedeutsamer Unterschied nachgewiesen werden (p=0,3623; df=1, Chi-Quadrat-Test). Unter 

allen Probanden befanden sich drei Ersttäter (12 %), bei denen das Anlassdelikt zur Prüfung 

der nachträglichen Sicherungsverwahrung ausreichend war. Bei Betrachtung der Vorstrafen 

ist eine Deliktkonstanz erkennbar: Vier Probanden, deren Rückfalldelikt eine Körper-

verletzung aufweist, fielen schon vor der Anlasstat durch Körperverletzungen auf. Ebenso 

verhält es sich mit zwei Personen, welche jeweils als Anlass- sowie Rückfalldelikt eine Se-

xualstraftat begangen haben und bei denen auch als Vorstrafen Sexualdelikte bekannt sind.

   

 

 

 

 

 



   ERGEBNISSE 

 
  65 

Tabelle 19: Deliktarten der Vorstrafen (Mehrfachnennung möglich, Prozentangaben bezie-

hen sich auf die jeweilige Gruppengröße) 

 

 Vorstrafen 

Gruppe 

(Anzahl der 

Probanden) 

Tötungs-

delikt 

n (%) 

KV 

 

n (%) 

Sexual- 

delikt 

n (%) 

Raub 

 

n (%) 

Betrug 

 

n (%) 

Brand 

 

n (%) 

Dieb-

stahl 

n (%) 

BtmG- 

Delikt 

n (%) 

Kein 

RF(N=10) 
1 (10) 4 (40) 6 (60) 2 (20) 1 (10) - 6 (60) 2 (20) 

RF+(N=8) 2 (25) 3 (38) 3 (38) 1 (13) 2 (25) - 4 (50) 1 (13) 

RF++(N=7) 

davon: 

Schwerster RF 

(N=3) 

- 

 

- 

 

6 (86) 

 

2  (67) 

 

4 (57) 

 

2 (67) 

 

2 (29) 

 

- 

 

1 (14) 

 

- 

 

4 (57) 

 

1 (33) 

 

5 (71) 

 

1 (33) 

 

- 

 

- 

 

Total (N=25) 3 (12) 13 (52) 13(52) 5 (20) 4 (16) 4 (16) 15(60) 3 (12) 

BtmG Betäubungsmittel-Gesetz; KV  Körperverletzung; RF Rückfall (+ leicht; ++ schwer/schwerst). 

 

Nachfolgend wird die Zeit vor dem Anlassdelikt bezüglich krimineller Aktivität, des Konsums 

psychotroper Substanzen und psychiatrischer Auffälligkeiten betrachtet. Hierbei fielen insge-

samt 64 % der Untersuchten durch ein Bewährungsversagen auf. Bezogen auf die Rückfall-

gruppen weisen 40 % der Nichtrückfälligen, 75 % der Leichtrückfälligen und rund 86 % der 

Schwer-/Schwerstrückfälligen ein Bewährungsversagen auf. Bei 14 der 25 Probanden (56 %) 

wurde vor der Anlasstat ein Alkoholkonsum konstatiert, sieben Probanden konsumierten 

andere Drogen und drei nahmen missbräuchlich Medikamente ein. Genaue zeitliche Anga-

ben können dabei nicht datiert werden. Bei zwei der Untersuchten war vor der Anlasstat eine 

Maßregel in einer Entziehungsanstalt (gemäß § 64 StGB) angeordnet worden. Bei keinem 

der Probanden gab es einen Hinweis auf eine Unterbringung in einem psychiatrischen Kran-

kenhaus (gemäß § 63 StGB). Zwei Probanden befanden sich vor der Anlasstat in ambulanter 

und vier in stationärer psychiatrischer Behandlung. Die übrigen 19 Personen benötigten vor 

der Anlasstat laut Aktenlage keine psychiatrische Behandlung. Zwischen den Gruppen der 

Rückfälligen gab es dabei im Vergleich zu den Nichtrückfälligen keinen statistisch signifikan-

ten Unterschied hinsichtlich des Merkmals „Frühere psychiatrische 

gen“ (p=0,1206; df=1, Chi-Quadrat-Test). Werden zwei der vorgenannten Merkmale der Kri-

minalkarriere bezüglich eines Zusammenhangs geprüft, sind viele dieser Kombinationen 

ohnehin aufgrund logischer Überlegungen ableitbar und auch statistisch überprüfbar. So 

zeigt sich bei einem polytropen Straftäter ein statistisch bedeutsamer Zusammenhang zum 

„Alter der Erstdelinquenz“ (p=0,0095), der „Vorstrafenanzahl“ (p=0,000095) und der „durch-

schnittlichen Haftdauer vor der Anlasstat“ (p=0,0017, alle MWU-Test). Liegen „Einschlägige 
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Vorstrafen“ vor lassen sich bedeutsame statistische Zusammenhänge mit der „Vorstrafenan-

zahl“ (p=0,0426) oder „Durchschnittlicher Haftdauer vor Anlasstat“ (p=0,0168, beide MWU-

Test) abbilden. Werden diese Variablen hinsichtlich ihres Einflusses auf einen „Rückfall 

Ja/Nein“ geprüft, resultiert allerdings kein statistisch signifikantes Ergebnis. Betrachtet man 

das Merkmal „Frühere psychiatrische Behandlungen“ in Bezug auf einen Zusammenhang mit 

Variablen der Kriminalbiographie - unter der Vorstellung, dass psychiatrisch auffällige Perso-

nen bestimmte kriminelle Charakteristika aufweisen- kann dieser nicht belegt werden.   

 

3.2.3.2 Anlassdelikt und (anschließende) Zeit im Strafvollzug 

 

Das Anlassdelikt repräsentiert die Straftat, welche als Grundlage für die Prüfung der Anord-

nung zur nachträglichen Sicherungsverwahrung herangezogen wurde. Untersucht wird das 

Anlassdelikt hinsichtlich der Deliktart und der Tatumstände, wie Einsatz von Waffen, Konsum 

psychotroper Substanzen und der Frage nach der Schuldfähigkeit (siehe Tabelle 20). Die 

Haft, welche aus dem Indexdelikt resultierte, wird bezüglich der Dauer, des Verhaltens wäh-

rend des Strafvollzugs und des Umgangs mit den haftinternen Therapieangeboten ausge-

wertet. Die Deliktarten des Anlassdelikts sind, insgesamt betrachtet, vielfältig (siehe Tabelle 

22 und Tabelle 23). Es ergibt sich jedoch in jedem Fall eine von zwei Hauptdeliktsarten: 

neun Probanden (36%) begingen als Anlassdelikt eine Körperverletzung und 16 (64 %) eine 

Sexualstraftat. Davon verübten vier Probanden (16 %) ein Tötungsdelikt, eines davon wurde 

in Vergewaltigungsabsicht begangen. Neben diesen Hauptdeliktsarten erfolgte in fünf Fällen 

(20 %) zusätzlich ein Raubdelikt, jeweils einmal Diebstahl (4 %), Brandstiftung (4 %) oder ein 

Verstoß gegen das Betäubungsmittelgesetz (4 %). Raub oder Urkundenfälschung war in 

keinem Fall Bestandteil eines Indexdelikts. Als einschlägig vorbestraft galten dabei 18 Pro-

banden (72%). In acht Fällen (32 %) wurden Waffen eingesetzt (siehe Tabelle 20). Zum Tat-

zeitpunkt standen elf Probanden (44 %) unter Alkoholeinfluss und fünf (20 %) unter dem Ein-

fluss von Drogen (drei Personen zusätzlich mit Konsum von Alkohol). Eine verminderte 

Schuldfähigkeit wurde insgesamt bei sechs Personen (24 %) im Rahmen der Verhandlung 

berücksichtigt. In der Gruppe ohne Rückfall gab es in einem Fall die Feststellung einer er-

heblich verminderten Schuldfähigkeit aufgrund einer Intoxikationspsychose. In der Gruppe 

mit leichtem Rückfall war die Schuldfähigkeit bei einem Probanden erheblich durch Alkohol-

intoxikation vermindert. In einem weiteren Fall in dieser Gruppe stand der Proband bei Be-

gehung des Indexdelikts unter dem Einfluss von Drogen, daher erkannte der Richter die 

Steuerungs- und Handlungsfähigkeit als erheblich gemindert an. In der Gruppe mit schwe-

rem/schwerstem Rückfall gab es drei Probanden, welche in Bezug auf das Indexdelikt als 

vermindert schuldfähig eingeschätzt wurden. Aus diesem Grund erfolgte in diesen Fällen die 

Anwendung des § 21 StGB („Verminderte Schuldfähigkeit“) wegen erheblicher Alkoholisie-



   ERGEBNISSE 

 
  67 

rung bei Begehung der Tat und der daraus sich ergebenden beschränkten Fähigkeit des 

Delinquenten, entsprechend der vorhandenen Einsicht zu handeln. Daraus resultierte eine 

Milderung der Strafe. 

 

Tabelle 20: Anlassdelikt - Einschlägigkeit, Waffeneinsatz, Konsum psychotroper Substanzen, 

verminderte Schuldfähigkeit (Prozentangaben beziehen sich auf die jeweilige Gruppengröße)  

Gruppe (Anzahl 

der Probanden) 

Einschlägig 

vorbestraft 

 

n (%) 

Einsatz von  

Waffen 

 

n (%) 

Konsum von psychotro-

pen Substanzen 

 Alk.           Drogen 

  n (%)          n (%)      

Verminderte  

Schuldfähigkeit 

 

n (%) 

Kein RF (N=10) 7 (70) 5 (50) 2 (20) 

 

1 (10) 1 (10)                           

RF+ (N=8) 5 (62,5) 2 (25) 5 (62,5) 3 (38) 2 (25) 

RF++ (N=7) 

davon: Schwerster 

RF (N=3) 

6 (85,7) 

3 (100) 

 

1 (14,3) 

- 

 

4 (57,1) 

2 (66,7) 

 

1 (14,3) 

- 

 

3 (42,9) 

1(33,3) 

 

 

Total (N=25) 

 

18 (72) 

 

8 (32) 

 

11 (44) 

 

5 (20) 

 

6 (24) 

      

RF Rückfall (+leicht; ++ schwer/schwerster). 

 

Es ergibt sich für das Indexdelikt eine durchschnittliche Haftzeit von 88,7 Monaten (Range 

48-180 Monate). Dabei differieren die drei Gruppen kein, leichter und schwerer/schwerster 

Rückfall zwischen durchschnittlich 86 bis rund 92 Monaten. Untersucht werden zusätzlich die 

durchschnittliche Dauer im Strafvollzug vor dem Indexdelikt und die gesamte Zeit in Haft. Die 

Haftzeit vor dem Indexdelikt ist in der Gruppe der Schwer-/Schwerstrückfälligen mit rund 121 

Monaten am längsten (vgl. Müller et al. 2011b). Bei der Haftzeit für das Indexdelikt kehrt sich 

dieses Verhältnis um: Die Nichtrückfälligen weisen die höchste durchschnittliche Dauer für 

die Anlasstat auf. Die gesamte durchschnittliche Zeit in Haft aller Probanden beträgt 183,52 

Monate (Range 42-412 Monate). Dabei verbringen die Schwer-/Schwerstrückfälligen mit 

einem Durchschnitt von 204,6 Monaten (Range 42-331 Monate) die längste Zeit in Haft, ge-

folgt von 176,1 Monaten (Gruppe kein Rückfall, Range 54 - 412 Monate) und 174,4 Monaten 

in der Gruppe der Leichtrückfälligen (Range 48 - 229 Monate). Eine Signifikanz für die ge-

samte durchschnittliche Haftzeit kann zwischen den Rückfälligen und Nichtrückfälligen nicht 

nachgewiesen werden (p=0,3899; MWU). Ein Einfluss der Haftzeit auf die Legalprognose 

bzw. Rückfälligkeit kann damit nicht abgebildet werden.  
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Tabelle 21: Durchschnittliche Zeit in Haft vor dem Indexdelikt, Haftzeit des Indexdelikts und 

der Haftzeit insgesamt 

Gruppe (Anzahl der  

Probanden) 

Haftzeiten MW in Monaten (Range) 

 

Haftzeit vor Indexdelikt  Haftzeit Indexdelikt  Haftzeit insgesamt     

(n. s.) 

Kein RF (N=10) 83,7 (0-244) 92,4 (54-168) 176,1 (54-412) 

RF+ (N=8) 87,8 (0-178) 86,6 (48-180) 174,4 (48-229) 

RF++ (N=7) 

davon: 

Schwerster RF (=3) 

120,9 (0-223) 

62    (0-128) 

85,9 (48-180) 

64,3 (42-96) 

204,6 (42-331) 

123    (42-173) 

Total (N=25) 95,4 (0-244) 88,7 (48-180) 183,5 (42-412) 

MW Mittelwert; RF Rückfall (+ leicht; ++ schwer/schwerst), n. s. nicht signifikant. 

 

Bezüglich der Verhaltensauffälligkeiten während des Vollzugs, welcher aufgrund der Anlass-

tat durchgeführt wurde, wird eine Auflistung der Regelverstöße vorgenommen. Die Prozent-

angaben beziehen sich dabei auf die gesamte Stichprobe (N=25), wobei Mehrfach-

nennungen möglich sind. Neun Probanden (36 %) fielen durch Gewalt gegenüber Mit-

gefangenen oder dem Personal auf. Sieben Personen (28 %) konsumierten Drogen im 

Gefängnis, zwei (8 %) nahmen missbräuchlich Medikamente ein und neun (36 %) wurden 

mit dem Konsum von Alkohol auffällig. Bei vier Probanden (16 %) wurde ein Lockerungs-

versagen dokumentiert und gegen sieben Gefangene (28 %) wurde während der Haftzeit ein 

erneutes Verfahren eingeleitet. Erfolgten Interventionen in Form einer begleitenden psycho-

therapeutischen Therapie verweigerten sechs Personen (24 %) diese und acht Probanden 

(32 %) brachen die Therapie ab. Vier der 25 Probanden (16 %) wurde keine Therapie ge-

währt. Die Prüfung der nachträglichen Sicherungsverwahrung resultierte dabei u. a. aus der 

Non-Adhärenz der Straftäter. So kam es in der Gruppe ohne Rückfall bei fünf Probanden 

durch die Therapieverweigerung/ den Therapieabbruch in Haft zur Prüfung der Anordnung 

der nachträglichen Sicherungsverwahrung. Bei vier Probanden der Gruppe leichter Rückfall, 

welche keiner Therapie zugänglich waren, waren andere Gründe für die Prüfung ausschlag-

gebend. Dabei handelte es sich zum einen um aggressives Vollzugsverhalten und zum an-

deren um das Auftreten einer Psychose. In der Gruppe mit schwerem/schwerstem Rückfall 

sind bei einem Probanden der Therapieabbruch und der damit in Zusammenhang stehende 

Rückfall in die Alkoholsucht der Anlass für die Prüfung der nachträglichen Sicherungs-

verwahrung gewesen.   
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3.2.3.3 Rückfalldelikt und –geschwindigkeit  

 

Anhand der Einträge im BZR werden in der vorliegenden Arbeit drei Gruppen unterschieden: 

Die Gruppe der Nichtrückfälligen und die Gruppe mit leichtem (n=8, 32 %) sowie die Gruppe 

mit schwerem/schwerstem Rückfall (n=7, 28 %) (Müller et al. 2011b, Stolpmann et al. 2010). 

Von den insgesamt 25 Probanden sind 15 (60 %) rückfällig geworden. Für beide Rückfall-

gruppen (leichter und schwerer/schwerster Rückfall) erfolgt jeweils gesondert in der Tabelle 

22 und der Tabelle 23 eine Gegenüberstellung der Indexdelikte mit den entsprechenden 

Rückfalldelikten. Dabei bezieht sich das angegebene Strafmaß auf das Rückfalldelikt. Die 

Prüfung der Übereinstimmung zwischen Index- mit dem Rückfalldelikt bezieht sich auf die 

Deliktart der Straftaten und erlaubt Rückschlüsse auf die Einschlägigkeit der Delinquenz. Die 

Rückfalldelikte in der Gruppe mit leichtem Rückfall (Tabelle 22) reichen von Verstößen ge-

gen Weisungen der Führungsaufsicht, über fahrlässige Trunkenheit, falsche uneidliche Aus-

sage, Verstöße gegen das Betäubungsmittelgesetz bis hin zu einem Diebstahl einer Musik-

CD sowie einem Betrugsdelikt. Leichter Rückfall ist in dieser Studie definiert als eine Straftat, 

die eine Geld- oder Bewährungsstrafe bzw. eine Freiheitsstrafe mit einer Dauer von bis zu 

zwölf Monaten nach sich gezogen hat. Sechs Probanden wurde eine Geldstrafe auferlegt, 

einer Person die Fahrerlaubnis entzogen. Bei einem Delinquenten wurde die Unterbringung 

in einem psychiatrischen Krankenhaus (gemäß § 63 StGB) zur Bewährung ausgesetzt. Einer 

der Straftäter wurde zu drei Monaten Freiheitsstrafe auf Bewährung und ein anderer zu einer 

viermonatigen Freiheitsstrafe ohne Bewährung verurteilt. Die Übereinstimmung des Rückfall-

delikts mit der Anlasstat war in keinem Fall gegeben. 
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Tabelle 22: Indexdelikte und Rückfalldelikte nach abgelehnter nachträglicher Sicherungs-

verwahrung der Gruppe leichter Rückfall (N=8) 

In der Gruppe der Schwer-/Schwerstrückfälligen sind die Straftaten bis auf zwei Ausnahmen 

einschlägige Delikte, d. h. Anlass- und Rückfalltat stimmen hinsichtlich der Deliktart überein 

(siehe Tabelle 23). Dabei wird ein schwerer Rückfall definiert als eine Straftat, welche eine 

Freiheitsstrafe ohne Bewährung von mindestens zwölf Monaten zur Folge hatte. Zusätzlich 

erfolgt die Klassifizierung eines schwersten Rückfalls bei Ahndung des Rückfalldelikts mit 

Sicherungsverwahrung bzw. einer Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus. Bei 

den schweren/schwersten Rückfalldelikten handelte es sich um Körperverletzung, sexueller 

Missbrauch oder sexuelle Nötigung, schwere Brandstiftung, Raub und Diebstahl. Unter-

schieden werden dabei drei Straftäter, welche aufgrund des Rückfalldelikts in der Folgeent-

scheidung zur Sicherungsverwahrung verurteilt oder in einem psychiatrischen Krankenhaus 

gemäß § 63 StGB untergebracht wurden. Diese gelten gemäß der oben genannten Definition 

als Schwerstrückfällige und sind im unteren Teil der Tabelle 23 aufgeführt.  

Indexdelikt Rückfall-Delikt Strafmaß 

Übereinstimmg. 

von Index- und 

Rückfalldelikt 

 

Schwerer Raub 

 

falsche uneidliche Aussage 

 

Geldstrafe 

 

Nein 

Vergewaltigung Verstoß gegen Führungsauf-

sicht 

Geldstrafe Nein 

Mord in zwei Fällen BtmG-Verstoß Freiheitsstrafe  

4 Monate 

Nein 

Schwerer sexueller Miss-

brauch, Kinderpornografie 

Fahrlässige Trunkenheit Geldstrafe Sperre 

Fahrerlaubnis 

Nein 

Schwerer Menschenhan-

del, Zuhälterei 

1. Leistungserschleichung; 

2. Verstoß gegen Führungs-

aufsicht 

Geldstrafe; 

§ 63 StGB zur Be-

währung 

Nein 

Sexueller Missbrauch Diebstahl geringwertiger Sa-

chen 

Geldstrafe Nein 

Sexueller Missbrauch Betrug Geldstrafe Nein 

Versuchter Totschlag Verstoß gegen Führungsauf-

sichts-Weisung 

Freiheitsstrafe  

3 Monate zur Be-

währung 

Nein 
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Tabelle 23: Indexdelikte und Rückfalldelikte nach abgelehnter nachträglicher Sicherungsver-

wahrung der Gruppe schwerer/schwerster Rückfall (N=7) 

Indexdelikt Rückfall-Delikt Strafmaß 

Übereinstimmg. 

von Index- und 

Rückfalldelikt 

Versuchte räuberische 

Erpressung in TE mit 

gefährlicher KV 

1. Raub+ versuchter Raub; 

2. BtmG Verstoß; 

3. Nachstellg., Beleidg., 

Bedrohg. 

2 J. 10 Mon FS; 

3 Mon. FS ; 

5 Mon. FS 

Ja 

Vergewaltigung KV und Diebstahl, KV in 

TE Nötigung, 

Gemeinschaftlicher Raub 

in TE mit KV 

2 J. 2 Mon. FS Nein 

Mord in 2 Fällen vorsätzliche KV 2 Fälle, 

versuchte Nötig. 2 Fälle, 

vorsätzlicher Vollrausch 

1 J. 4 Mon. FS Ja 

Vergewaltigung 1. Diebstahl; 

2.  Nötigung in TM mit 

vers. Diebstahl 

Geldstrafe; 

FS 1 J. 6 Mon. 

Nein 

 

Schwere Brandstiftung 

in TE mit KV 

versuchte schwere Brand-

stiftung in TE mit vorsätzli-

cher KV  

6 J. Freiheitsstrafe + SV Ja 

Vergewaltigung sex. Missbrauch wider-

standsunfähiger Personen 

§ 63 StGB Ja 

Versuchte Vergewalti-

gung in TE  mit sexueller 

Nötigung/ sexuellem 

Missbrauch 

sexuelle Nötigung in TE mit 

vorsätzlicher KV 

3 J. FS + SV Ja 

BtmG Betäubungsmittelgesetz; FS Freiheitsstrafe; KV Körperverletzung; SV Sicherungsverwahrung; 
TE Tateinheit; TM Tatmehrheit. 

 

Veranschaulicht wird in Tabelle 24 die Zeit ab der Entlassung aus der Haft (oder Maßregel) 

bis zu dem Tag des Rückfalls. Dies bezeichnet die Time-at-risk. Aus Gründen der besseren 

zeitlichen Einordnung wurde die Unterteilung des Beobachtungszeitraums von zwei Jahren 

in halbjährliche Abschnitte vorgenommen. Eingetragen sind diejenigen Rückfälle, die sich in 

den ersten 6, 12, 18 Monaten und schließlich bis zum 24. Monat ereignet haben. Die durch-

schnittliche Time-at-risk aller Probanden beträgt 19,4 Monate (Tabelle 24, Range 2 - 48 Mo-

nate; Müller et al. 2011b, Stolpmann et al. 2010). Dieser Wert beinhaltet auch die Nicht-

rückfälligen, welche über mindestens 24 Monate keinen Eintrag im BZR vorweisen.  
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Insgesamt sind die Rückfälligen durch eine durchschnittliche Time-at-risk von 12,3 Monaten 

(Range 2-28 Monate) gekennzeichnet. Die Schwer-/Schwerstrückfälligen begehen durch-

schnittlich nach etwa elf Monaten erneut ein Delikt, bei den Probanden mit leichtem Rückfall 

kommt es nach etwa 13,5 Monaten zu einer neuerlichen Straftat. Die Rückfallgeschwindig-

keit differiert hierbei zwischen den Leichtrückfälligen und Schwer-/Schwerstrückfälligen signi-

fikant (p=0,0345; MWU). Fast die Hälfte der Rückfälle (ca. 47%) ereignete sich im ersten 

Jahr. Die Rückfallrate bleibt über die 24 Monate hinweg konstant und ein besonders kriti-

scher Zeitpunkt ist dabei nicht eruierbar. In zwei Fällen wurden die Probanden nach ihrer 

Entlassung über mehrere Wochen hinweg ganztägig von der Polizei überwacht oder beka-

men die Auflage erteilt, sich dreimal pro Woche im Rahmen eines speziellen Programms 

(K.U.R.S. Niedersachsen4) bei der Polizei zu melden. In diesen Fällen wird die Time-at-risk 

erst nach oben genannten Maßnahmen berechnet, da die beschriebenen Situationen eher 

als kontrollierte Umgebung denn als uneingeschränkter Risikozeitraum berücksichtigt wer-

den können.  

 

Tabelle 24: Die Time-at-risk der Leicht- und Schwer-/Schwerstrückfälligen (Prozentangaben 

beziehen sich auf die jeweilige Gruppengröße)  

 Gruppe (Anzahl der 

Probanden) 

 

Time-at-risk in Monaten * 

≤ 6 

 %           n 

> 6-12  

 %           n 

> 12-18  

 %           n 

> 18 

 %              n 

RF+ (N=8) 25           2 25           2 25           2 25              2 

RF++ (N=7) 28,6        2 14,3        1 42,9        3 14,3           1 

davon: 

Schwerster 

RF(N=3) 

33,3        1 -             - 33,3        1 33,3           1 

Total (N=15)  26,7        4 20           3 33,3        5 20              3 

     

RF Rückfall (+ leicht; ++ schwer/schwerst), * signifikant (p<0,05).  

 

Die Time-at-risk in der Gruppe der Nichtrückfälligen als Entlassung aus der Haft (oder Maß-

regel) ist definiert, und zwar bis zum Datum des BZR-Auszugs ohne erneuten Eintrag eines 

Delikts. So liegen BZR-Auszüge vor, welche noch nach den zugrunde gelegten 24 Monaten 

keinen erneuten Eintrag aufweisen. Aus diesem Grund existiert in dieser Gruppe bspw. eine 

Time-at-risk von 48 Monaten.   

                                                 
4
 K.U.R.S. Niedersachsen: Konzeption zum Umgang mit rückfallgefährdeten Sexualstraftäterinnen und 

Sexualstraftätern in Niedersachsen. 
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3.2.3.4 Entlassungssituation  

 

40% der Probanden dieser Studie werden in einem Zeitraum von 24 Monaten (und länger) 

nicht rückfällig. Die anderen verüben erneut Straftaten. Geprüft wird ein möglicher Einfluss 

der Entlassungssituation auf die Rückfälligkeit bzw. die Existenz protektiver Faktoren für die 

Nichtrückfälligkeit. Die Tabelle 25 listet dazu Angaben zur Arbeits- und Wohnsituation sowie 

zur Therapieinanspruchnahme und zum sozialen Netzwerk der Straftäter in Form von Part-

nerschaft, Freunden und Familie nach der Entlassung auf. Bei insgesamt neun Probanden 

(36 %) liegen keine Angaben zum sozialen Empfangsraum, meist aufgrund fehlender Füh-

rungsaufsichts-/ Bewährungshilfeberichte, vor. In den Gruppen kein und leichter Rückfall ist 

der Anteil derjenigen, welche ein soziales Netzwerk (i. S. eines regelmäßigen Kontakts zu 

Familie/Freunden) aufweisen, höher als bei den Schwer-/Schwerstrückfälligen. Weiterhin 

leben die Probanden, welche schwer/schwerst rückfällig geworden sind, nicht in einer eige-

nen Wohnung, sondern halten sich entweder bei Bekannten auf oder befinden sich in der 

Obhut einer betreuten Wohneinheit. In den Gruppen kein Rückfall und leichter Rückfall be-

zogen fünf Straftäter eine Wohnung, während drei weitere Probanden bei ihrer Familie oder 

ihren Freunden untergebracht waren. Bezüglich der Aufnahme bzw. Weiterführung einer 

Therapie können keine Unterschiede zwischen den Rückfallgruppen nachgewiesen werden. 

In allen drei Gruppen nahmen zwei bis vier Personen regelmäßig an Sucht-, Sexual- oder 

einer anderen Form der Therapie teil. Die Probanden, welche arbeiten, sind zu ca. 30 % in 

der Gruppe der Nichtrückfälligen (n=3) sowie zu 30 % bei den Schwer-/Schwerstrückfälligen 

(n=2) vertreten. Drei Personen aus der Gruppe der Nichtrückfälligen suchen Arbeit, in den 

Rückfallgruppen ist jeweils ein Delinquent arbeitssuchend. Zwei Probanden aus der Gruppe 

der Rückfälligen beziehen eine Altersrente. Repräsentative Schlüsse können aufgrund der 

geringen Datenmenge nicht gezogen werden. Es lassen sich in jeder Gruppe nach Haftende 

sowohl günstige als auch ungünstige Konstellationen des sozialen Empfangsraums eruieren. 

Beispielhaft können an dieser Stelle zwei Probanden aus der Gruppe der Rückfälligen prä-

sentiert werden, bei denen mehrere protektive Faktoren vorlagen. Diese Probanden führten 

ihre Therapie fort, lebten in einer festen Partnerschaft und hatten einen festen Arbeitsplatz. 

Beide Probanden sind dennoch schwer rückfällig geworden. Andere Probanden existieren 

dagegen, welche keinen Rückfall zu verzeichnen hatten und sich trotzdem unter ungünstigen 

Bedingungen in das Leben nach der Haft integrierten.  
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Tabelle 25: Entlassungssituation („sozialer Empfangsraum“) der Probanden (Prozentan-

gaben beziehen sich auf die jeweilige Gruppengröße) 

Entlassungssituation 

Gruppe (Anzahl der Probanden) 

Kein RF(n=10) 

n                  % 

RF+ (n=8) 

n                  % 

RF++ (n=7) 

n                  % 

Keine Angaben  3                  30 4                  50 2                28,6 

Arbeit 

- in Arbeit 

- arbeitssuchend/ unfähig 

- Rente 

 

3                  30 

3                  30                 

-                    - 

 

1                  12,5 

1                  12,5 

1                  12,5 

 

2                28,6 

1                14,3 

1                14,3 

Wohnsituation 

- eigene Wohnung 

- bei Familie/Freunden 

- betreutes Wohnen 

 

3                 30 

2                 20 

1                 10 

 

2                   25 

1                   12,5 

1                   12,5 

 

-                    - 

1               14,3 

2                28,6 

Therapie* 

- Suchttherapie 

- Sexualtherapie 

- amb. Psychotherapie/ 

Gesprächstherapie 

- stationäre Aufnahme 

- Medikation 

 

-                  - 

2                 20 

2                 20  

 

-                   - 

1                 10 

 

-                     - 

-                     - 

2                    25 

 

1                   12,5 

2                    25 

 

2                28,6 

-                    - 

1                14,3 

 

-                   - 

-                   - 

Soziales Netzwerk* 

- feste Partnerschaft 

- Familie/Freunde 

 

1                 10 

6                 60 

 

-                      - 

4                    50 

 

1                14,3 

-                   - 

*Mehrfachnennung möglich; RF Rückfall (+ leicht; ++ schwer/schwerst). 

 

 

3.2.4 Psychiatrische Anamnese der Probanden 

 

In Tabelle 26 werden die psychiatrischen Diagnosen der Probanden aufgelistet (Müller et al. 

2011b). An dieser Stelle werden diejenigen Diagnosen präsentiert, welche als relevant für 

die Persönlichkeit der Probanden hinsichtlich ihrer Kriminalkarriere angenommen werden. 

Aufgeführt sind der Konsum psychotroper Substanzen, das Vorliegen dissozialer Persönlich-

keitszüge – bzw. –störungen, Störungen der Sexualpräferenz und das Vorliegen früherer 

psychiatrischer Behandlungen. Andere Persönlichkeitsauffälligkeiten der Probanden sind im 

Abschnitt der Prognosegutachten der Vollständigkeit halber (siehe Kap. 3.1.2.2) zu finden.  
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Tabelle 26: Psychiatrische Diagnosen der Probanden (Mehrfachnennungen möglich, Pro-

zentangaben beziehen sich auf die jeweilige Gruppengröße) 

Diagnosen  

Gruppe (Anzahl der Probanden) 

Kein RF(N=10) 

   

n           % 

RF+(N=8) 

 

n            % 

RF++(N=7) 

 

n             % 

Total (N=25)  

 

n             % 

Konsum psychotroper Subst. ** 

- Alkohol  

- Drogen  

- Polytoxikomanie 

 

2 

1 

1 

 

20 

10 

10 

 

5 

3 

2 

 

62,5 

37,5 

25 

 

6 

2 

2 

 

85,7 

28,6 

28,6 

 

13 

 6 

 5 

 

52 

24 

20 

Dissoziale Persönlichkeit 

- Persönlichkeitszüge 

- Persönlichkeitsstörung * 

 

3 

2 

 

 

30 

20 

 

1 

4 

 

 

12,5 

50 

 

1 

4 

 

14,3 

57,1 

 

 5 

10 

 

20 

40 

 

Störung der Sexualpräferenz* 

- Pädophilie (F65.4) 

- Sadomasochismus (F65.5) 

 

 

2 

2 

 

 

20 

20 

 

 

2 

1 

 

 

25 

12,5 

 

 

- 

- 

 

 

- 

- 

 

 

4 

3 

 

 

 

16 

12 

 

 

Frühere psychiatrische Behand-

lung 

- ambulant 

- stationär 

- gesamt 

 

 

- 

2 

2 

 

 

- 

9,1 

9,1 

 

 

1 

- 

1 

 

 

5,3 

- 

5,3 

 

 

1 

2 

3 

 

 

7,1 

14,3 

21,4 

 

 

2 

4 

6 

 

 

3,6 

7,3 

11 

RF Rückfall (+ leicht; ++ schwer/schwerst), * signifikant (p< 0,05), ** höchstsignifikant (p< 0,001). 

 

 

Die Beschreibung dissozialer Persönlichkeitszüge oder die Existenz der dissozialen Persön-

lichkeitsstörung dominiert in der psychiatrischen Diagnosezuordnung der forensischen Sach-

verständigen. Insgesamt sind 60 % der Probanden (n=15) durch diese Psychopathologie 

charakterisiert. In den Gruppen mit Rückfall sind die meisten Probanden mit einer dissozia-

len Persönlichkeitsstörung (50 - 57,1 %) zu verzeichnen. Dabei kann ein statistisch signifi-

kanter Unterschied bei Vorliegen einer dissozialen Persönlichkeitsstörung zwischen der 

Gruppe der Rückfälligen und der Gruppe der Nichtrückfälligen nachgewiesen werden 

(p=0,0260; df=1, Chi-Quadrat-Test). Zwischen den Leicht- und Schwer-/Schwerstrückfälligen 

kann kein bedeutsamer Unterschied (p=0,1057; df=1, Chi-Quadrat-Test) belegt werden. 

Rund die Hälfte der Probanden konsumiert regelmäßig Alkohol und/oder ein Viertel Drogen. 

Darunter haben die Probanden der Gruppen leichter und schwerer/schwerster Rückfall den 
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größten Anteil. Ein höchst signifikanter Unterschied ist zwischen der Gruppe der Schwer-

/Schwerstrückfälligen im Vergleich mit den Gruppen mit leichtem bzw. keinem Rückfall be-

züglich des Konsums von Alkohol und/oder Drogen zu konstatieren (p=0,0004; df=1, Chi-

Quadrat-Test). Störungen der Sexualpräferenz sind bei rund einem Viertel der Probanden 

(28 %) in den Gruppen der nicht und leichtrückfälligen Straftäter festzustellen. In der Gruppe 

der Schwer-/Schwerstrückfälligen ist kein Proband mit einer sexuellen Präferenzstörung ver-

zeichnet. Ein bedeutsamer Unterschied in Bezug auf das Vorliegen einer sexuellen Präfe-

renzstörung (Sadomasochismus und Pädophilie) kann zwischen den Leicht- und den Nicht-

rückfälligen mit der Gruppe der Schwer-/Schwerstrückfälligen nachgewiesen werden 

(p=0,0116, df=1, Chi-Quadrat-Test). Insgesamt befanden sich 11 % (n=6) der Probanden vor 

der Anlasstat in psychiatrischer Behandlung (ambulant oder stationär). In der Gruppe der 

Schwer-/Schwerstrückfälligen ist es nahezu ein Viertel (n=3; 21,4 %). Ein statistisch bedeut-

samer Unterschied kann zwischen der Gruppe der Rückfälligen vs. der Nichtrückfälligen 

nicht eruiert werden (p=1,0; df=1, Chi-Quadrat-Test). Andere geprüfte Interaktionen ergeben 

keine signifikanten Zusammenhänge, dazu zählen die „Früheren psychiatrischen Behand-

lungen“ vor der Anlasstat und das Vorliegen einer „Dissozialen Persönlichkeitsstörung“ oder 

der „Konsum von Alkohol und/oder Drogen“ sowie die Stellung der beiden Diagnosen einer 

„Sexuellen Präferenzstörung“ und einer „Dissozialen Persönlichkeitsstörung“.   

 

3.2.5 Exkurs: Vergleich der Sexual- und Gewaltstraftäter  

 

Eine weitere Differenzierung der Probanden erfolgt anhand der Art des Anlassdelikts in Se-

xual- und Gewaltstraftäter. Es existiert keine Person, welche sich diesen beiden Klassen 

nicht zuordnen lässt. Wenngleich die Gegenüberstellung der Sexual- und der Gewaltstraftä-

ter keinen Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit bildet, werden im Folgenden wichtige Aspek-

te erläutert. Alle aufgeführten Merkmale sind Bestandteile der vorhergehenden Kapitel. Diese 

werden nochmals gesondert- unter Berücksichtigung der Einteilung der Delinquenten- in 

diesem Abschnitt innerhalb der zwei Gruppen analysiert. Den Hintergrund bilden Überlegun-

gen, dass sich bspw. die Dynamik der Kriminalkarriere von Sexualstraftätern von derjenigen 

der Gewaltstraftäter unterscheidet. Insgesamt sind 16 Probanden (64 %) durch eine Sexual-

straftat und neun (36 %) durch eine Gewaltstraftat im Anlassdelikt gekennzeichnet. In Tabel-

le 27 werden die als relevant erachteten Merkmale der Sexualstraftäter, differenziert nach 

ihrer Gruppenzugehörigkeit kein, leichter und schwerer/schwerster Rückfall, miteinander ver-

glichen. Das Interesse richtet sich darauf, ob eine Störung der Sexualpräferenz oder ein 

Hang vorliegt. Bezüglich der Gutachtenpraxis werden das Vorliegen einer Sexualanamnese 

und das Benutzen bestimmter Checklisten überprüft. Das Sexual-Violence-Risk-20-Schema 

(SVR-20), das zur Vorhersage von Rückfällen mit Sexualdelinquenz dient und die Psychopa-
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thie-Checklist-Revised (PCL-R), die als guter Prädiktor für Gewaltrückfälle herangezogen 

werden kann (vgl. Kap. 1.1.4.1), wurden untersucht und nachfolgend aufgeführt. Im Hinblick 

auf die häufig zeitlich verzögerte Delinquenz von Sexualstraftätern wird die Time-at-risk be-

trachtet (vgl. Kap. 4.5.2.). 

 

Tabelle 27: Sexualstraftat als Indexdelikt (N=16, Prozentangaben beziehen sich auf die je-

weilige Gruppengröße) 

 
Gruppe (Anzahl 

der Probanden/ 

Anzahl der GA) 

Störung der 

Sexual- 

präferenz 

n (Pbn.)  %                

Sexual-

anamnese  

erhoben 

n (GA)% 

Time-

at-risk 

MW in 

Mon. 

Hang vor-

handen 

 

n (GA)   % 

Checklisten benutzt: 

SVR- 20/      PCL-R 

Dittmann 

n (GA)  %     n (GA)   % 

Kein RF (7/16) 3         42,9          8       81 30,3 5           31,3           7       43,8          6          37,5        

RF+ (5/10) 3          60                      9       90 16 4           40             2       20            2          20             

RF++ (4/9) -            -     9      100 9,3 6           66,7    5       55,6 5          55,6     

Total (16/ 35) 6          37,5 31     88,6    - 15         42,9         14      40 13        37,1         

GA Gutachten, Pbn. Probanden, RF Rückfall (+ leicht; ++ schwer/schwerst). 

 

Die Gruppe der Sexualstraftäter setzt sich aus sechs Tätern zusammen, die als Anlassdelikt 

einen sexuellen Missbrauch, und elf Probanden, die eine Vergewaltigung begangen haben. 

Einer der Delinquenten beging sowohl einen Missbrauch als auch eine Vergewaltigung und 

wurde aus diesem Grund beiden oben genannten Gruppen zugeordnet. Ein Straftäter verüb-

te einen Mord, die Tat erfolgte allerdings in Vergewaltigungsabsicht. Folglich wurde dieser 

Proband in die Gruppe der Vergewaltiger subsumiert. Die Gruppe ohne Rückfall setzt sich 

aus fünf Vergewaltigern und zwei Probanden mit einer Missbrauchstat zusammen. In der 

Gruppe mit leichtem Rückfall gibt es drei Missbrauchstäter und zwei Probanden mit einer 

Vergewaltigung als Anlasstat. Die Gruppe der Schwer-/Schwerstrückfälligen umfasst vier 

Probanden mit dem Anlassdelikt einer Vergewaltigung sowie zusätzlich einem Missbrauchs-

delikt bei einem Probanden. 25 % der Sexualstraftäter (n=4) werden schwer/schwerstrück-

fällig. Bei diesen Probanden handelt es sich um eine Gruppe, welche aus Vergewaltigern 

besteht. Die anderen Sexualstraftäter (~75 %) begingen keinen (n=7; ~44%) bzw. einen 

leichten Rückfall (n=5; ~31%). In der Gruppe der Sexualstraftäter ist bei rund 38 % (n=6) die 

Diagnose einer Störung der Sexualpräferenz gestellt worden (siehe Tabelle 27), wobei es 

sich entweder um eine Pädophilie (n=4) oder einen Sadomasochismus (n=2) handelt. Bei 

einigen Probanden wurden zusätzlich noch andere Begleiterkrankungen oder andere psy-

chiatrische Störungen diagnostiziert. In den beiden Fällen, in denen eine Pädophilie konsta-

tiert wurde, sind zum einen eine kombinierte (dissoziale, schizoide, depressive und paranoi-



   ERGEBNISSE 

 
  78 

de) Persönlichkeitsstörung und zum anderen dissoziale Züge mit einem Konsum von Alkohol 

festzustellen. Die beiden Probanden, bei denen die Diagnose eines sexuellen Sadomaso-

chismus gestellt wurde, weisen eine antisoziale sowie eine abhängige Persönlich-

keitsstörung auf. Zudem liegt ein Konsum von Alkohol und Drogen vor. Bei zehn Probanden 

aus der Gruppe der Sexualstraftäter erfolgte keine Zuschreibung einer sexuellen Präferenz-

störung. Stattdessen fand sich bei sechs Personen (~38 %) ein Gebrauch von Alkohol oder 

Drogen und in zwei Fällen die Beschreibung dissozialer Persönlichkeitszüge. Fünf Straftä-

tern wurden dissoziale Persönlichkeitsstörungen sowie je einem Probanden eine abhängige 

und eine organische Persönlichkeitsstörung zugeschrieben. Einem Probanden wurde keine 

psychiatrische Diagnose gestellt. In den Gutachten der Sexualstraftäter wurde in knapp 90 % 

(n=31) der Prognosegutachten eine Sexualanamnese erhoben (siehe Tabelle 27). Der Ein-

satz der SVR-20 und der Dittmann-Kriterien, die spezifische Kriterien für Sexualdelinquenz 

enthalten, erfolgte in der Gruppe mit leichtem Rückfall nur in 20 % der Gutachten, in den 

anderen beiden Gruppen variieren die Werte zwischen rund 44 bis 56 %. Ähnliche Zahlen 

finden sich bei der Anwendung der PCL-R. In der Gruppe mit leichtem Rückfall nutzten die 

forensischen Experten die Risikomerkmalsliste lediglich in 20 % der Gutachten, zu rund      

38 % bei den Nichtrückfälligen sowie zu über der Hälfte (56 %) in der Gruppe mit schwerem/-

schwerstem Rückfall (siehe Tabelle 27). Die meisten Gutachten, in denen ein Hang zur Be-

gehung gefährlicher Straftaten beschrieben wurde, sind bei den schweren/einschlägigen 

Rückfällen (66,7 %) zu finden, gefolgt von den leichten Rückfällen (40 %) und bei einem Drit-

tel der Gutachten der Sexualstraftäter ohne Rückfall (siehe Tabelle 27). Insgesamt wurde 

neun Personen ein Hang zur Begehung gefährlicher Straftaten durch die forensischen Sach-

verständigen zugeschrieben. Dabei wurde bei sechs Probanden eine dissoziale Persönlich-

keitsstörung diagnostiziert, von denen vier durch einen Substanzabusus im weiteren Sinn 

(Alkohol, Alkohol und Drogen, Polytoxikomanie) gekennzeichnet waren. Einem Probanden 

wurden lediglich dissoziale Züge zugeschrieben, einem anderen wurde die Diagnose einer 

Pädophilie gestellt und bei dem neunten Straftäter mit bestätigtem Hang liegt keine psychiat-

rische Diagnose vor. Die Time-at-risk beträgt bei den Leichtrückfälligen 16 Monate und bei 

den Schwer-/Schwerstrückfälligen rund neun Monate (siehe Tabelle 27). In Tabelle 28 wer-

den die Gewaltstraftäter einander bezüglich ihrer Gruppenzugehörigkeit (kein, leichter, 

schwerer/schwerster Rückfall) gegenübergestellt. Diese Delinquenzgruppe wird auf das Vor-

liegen einer dissozialen Persönlichkeitsstörung untersucht und die Benutzung des Historical-

Clinical-Risk-Management-20-Schemas, das eine Aussage in Bezug auf zukünftige Gewalt-

rückfälle treffen kann, wird überprüft. Ebenso wie bei der Gruppe der Sexualstraftäter erfolgt 

die Untersuchung der Time-at-risk, des Hanges und der PCL-R. Die Gruppe der Probanden, 

welche als Anlassdelikt eine Gewaltstraftat verübten, umfasst neun Personen. Ein Drittel 
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(n=3) der Gewaltstraftäter wird schwer-/schwerstrückfällig. Der Rest teilt sich gleichmäßig 

(jeweils n=3) auf die Gruppe der Nicht- sowie die Leichtrückfälligen auf. 

 

Tabelle 28: Gewaltstraftat als Indexdelikt (N=9, Prozentangaben beziehen sich auf die jewei-

lige Gruppengröße) 

Gruppe (Anzahl der 

Probanden/Anzahl der 

Prognosegutachten) 

Dissoziale 

PS-Strg. 

n (Pbn.)  %      

Time-at-risk 

MW in Mon. 

Hang vor-

handen 

n (Pbn.)  %      

PCL-R 

benutzt 

n (GA)   % 

HCR-20 

benutzt 

n (GA)   % 

Kein RF (3/6) 1          33,3 20,3* 2          66,7 1          16,7 1          16,7       

RF+ (3/9) 2          66,7   9 2          66,7 3          33,3 4          44,4 

RF++ (3/5) 2          66,7 13,7 2          66,7 2          40 2           40 

Total (9/20) 5          55,6   3,8 8          88,9 6          30 7           35 

*bei einem Probanden beträgt die Time-at-risk insgesamt nur acht Monate, da dieser nach dem Zeit-
raum nach Polen verzogen ist, GA Gutachten, Pbn. Probanden, RF Rückfall (+ leicht; ++ 
schwer/schwerst).          
            
         

Über die Hälfte der Gewaltstraftäter (55,6 %) ist durch die Diagnose einer dissozialen Per-

sönlichkeitsstörung gekennzeichnet. Diese Personen konsumierten entweder Alkohol (n=2), 

Alkohol und Drogen (n=1) oder waren polytoxikoman (n=2). Ein Gewaltstraftäter aus der 

Gruppe der Schwer-/Schwerstrückfälligen zeigt dissoziale Persönlichkeitszüge und einen 

Alkoholabusus. Einem anderen Probanden aus der Gruppe der Nichtrückfälligen wurde eine 

histrionisch, narzisstische bzw. schizotypische Persönlichkeitsstörung diagnostiziert. Sexuel-

ler Sadismus wird dem dritten nichtrückfälligen Delinquenten zugeschrieben. Der neunte 

Proband der Gewaltstraftäter, welcher zu den Leichtrückfälligen gehört, litt unter einer Psy-

chose und ist polytoxikoman. Bei sechs von neun Gewaltstraftätern besteht ein Hang zur 

Begehung gefährlicher Straftaten. Von diesen Hangtätern imponieren vier mit einer dissozia-

len bzw. antisozialen Persönlichkeitsstörung. Bei drei Personen liegt zusätzlich eine 

Polytoxikomanie vor, ein Proband konsumiert missbräuchlich Alkohol und Drogen und einer 

nur Alkohol. In drei Fällen wurde das Vorliegen eines Hanges durch die Gutachter nicht ge-

prüft. Weiterhin kam es bei rund 67 % zu Vollzugsauffälligkeiten in Form von Gewalt gegen-

über Mitgefangenen oder Personal. Der Einsatz von Waffen beim Anlassdelikt erfolgte in 

rund 56 % der Fälle (n=5). Nur bei einem der Gewaltstraftäter ist kein Bewährungsversagen 

vor dem Anlassdelikt festzustellen. In lediglich einem Drittel aller Prognosegutachten kommt 

die PCL-R zur Anwendung: am häufigsten in der Gruppe der schwer-/schwerstrückfälligen 

Gewaltstraftäter (40 %). Der Cut-off-Wert von 30 Punkten wurde nur in zwei Gutachten der 

Gruppe der Leichtrückfälligen mit 32 von 40 möglichen Punkten erreicht (vgl. Kap. 4.3). Die 

HCR-20, welche in 35% der Gutachten zur Anwendung kam, wurde am häufigsten bei den 

Rückfälligen (40-45 %) benutzt. 
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Tabelle 29: Psychiatrische Diagnosen der Sexual- und Gewaltstraftäter (Prozentangaben 

beziehen sich auf die jeweilige Gruppengröße) 

Indexdelikt-

gruppe 

(Anzahl  

der Prb.) 

Dissoziale 

PS-Strg. 

n          % 

Dissoziale 

Züge 

n            % 

Sexuelle 

Präferenz-

Strg. 

n           % 

Andere  

PS-Strg. 

n         % 

Substanz- 

abusus  

n          % 

Keine 

psych. 

Diagnose 

n         % 

Sexualstraftat 

(N=16) 
4       25 2           12,5 6         37,5 3        18,8 8        50 1         6,3 

Gewaltstraftat 

(N=9) 
5       55,8 1           11,1 1         11,1 2         22,2 7        77,8 -            - 

Total (N=25) 9       36 3            12 7          28 5           20 15      60 1            4 

       

 

Werden die psychiatrischen Diagnosen der Sexual- und Gewaltstraftäter (Tabelle 29) mitein-

ander vergleichen, so fällt auf, dass eine dissoziale Persönlichkeitsstörung bei einem Viertel 

der Sexualstraftäter und bei der Hälfte der Gewaltdelinquenten vorliegt. Andere Persön-

lichkeitsstörungen kennzeichnen ein Fünftel der Probanden in beiden Gruppen. Ein 

Substanzabusus wird bei drei Vierteln der Gewaltstraftäter und bei der Hälfte der Sexual-

straftäter verzeichnet. Es dominieren die sexuellen Präferenzstörungen in der Gruppe der 

Sexualstraftäter mit ca. 38 %, hingegen nur eine Person der Gewaltdelinquenten (11 %) ist 

durch diese psychiatrische Diagnose gekennzeichnet. 

 

Tabelle 30: Die Time-at-risk der Sexual- und Gewaltstraftäter (eingeteilt nach Indexdelikt, 

Prozentangaben beziehen sich auf die jeweilige Gruppengröße) 

Indexdeliktgruppe 

(Anzahl der Prb.) 

Time-at-risk in Monaten 

≤ 6  

 %           n 

> 6-12  

 %           n 

> 12-18  

 %           n 

> 18 

 %              n 

 

Sexualstraftat 

(N=9) 

 

33,3        3 

 

11,1         1 

 

33,3        3 

 

22,2           2 

Gewaltstraftat 

(N=6) 

16,7        1 33,3        2 33,3        2 16,7           1 

 

Total (N=15)  

 

26,7        4 

 

20           3 

 

33,3        5 

 

20              3 
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Tabelle 30 veranschaulicht den Vergleich der Time-at-risk zwischen den Sexual- und den 

Gewaltstraftätern. Die Time-at-risk beträgt in der Gruppe der leichtrückfälligen Sexualstraf-

täter neun Monate. Dieser Wert ist vergleichbar mit der Time-at-risk der Sexualstraftäter der 

Gruppe mit schwerem/schwerstem Rückfall. In der Gruppe der Gewaltstraftäter mit schwe-

rem/schwerstem Rückfall ist die Time-at-risk rund fünf Monate länger (13,7 Monate). Die Ein-

teilung erfolgt zur Übersichtlichkeit in halbjährlichen Zeitabschnitten. Eingetragen sind die-

jenigen Personen, bei denen nach 6, 12, 18 oder über 18 Monaten (bis 24 Monate) ein Ein-

trag im BZR erfolgt ist. Bei der Differenzierung der Rückfallgeschwindigkeit zwischen den 

Sexual- und den Gewaltstraftätern ist erkennbar, dass die Rückfallgefahr in der Gruppe der 

Sexualdelinquenten auf einem Niveau stagniert, während die Gefahr der Rückfälligkeit in der 

anderen Gruppe im zweiten Jahr nachlässt.  

 

3.2.6 Alter der Probanden bei Erstdelinquenz, Anlassdelikt, Entlassung und Rückfalldelikt 

 

In Tabelle 31 werden das durchschnittliche Alter der Probanden in Bezug auf Erstdelinquenz, 

Anlassdelikt und Entlassung nach dieser Straftat sowie das Alter bei einem Rückfall einander 

gegenübergestellt (vgl. Müller et al. 2011b, Stolpmann et al. 2010).  

 

Tabelle 31: Durchschnittliches Alter der Gruppen bei Erstdelinquenz, Anlassdelikt, Ent-

lassung (nach dem Anlassdelikt) und gegebenenfalls bei Rückfall 

Gruppe (Anzahl 

der Probanden) 

 

 

Altersangaben MW in Jahren (Range) 

Alter bei 

Erstdelinquenz 

n. s.   

Anlassdelikt 

n. s.  

Entlassung 

n. s.  

Rückfall * 

 

     

Kein RF(N=10) 21,1 (14-30) 36 (22-52)  45 (29-60) - 

RF+(N=8) 21,8 (14-38) 32,9 (21-54) 42,4 (29-64) 44 (31-65) 

RF++(N=7) 20,7 (14-46) 37,1 (25-48) 47 (36-69) 48 (36-70) 

davon: 

Schwerster RF 

(N=3) 

27,3 (14-46) 39 (25-47) 52,3 (39-59) 54 (41-70) 

Total (N=25) 21,2 (14-46) 35,3 (20-54) 45 (29-69) 45,9 (31-70) 

MW Mittelwert; RF Rückfall (+ leicht; ++ schwer/schwerst);  n. s. nicht signfikant, * signifikant (p<0,05). 
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Das Durchschnittsalter der Probanden bei der Erstdelinquenz beträgt 21,2 (Range 14-46 J.) 

und rund 23 Jahre (Range 16-59 J.) bei der ersten Verurteilung. Im Vergleich der drei Grup-

pen liegt das Durchschnittsalter der Erstdelinquenz der Schwer-/Schwerstrückfälligen mit 

20,7 Jahren (Range 14-46 J.) am niedrigsten, gefolgt von 21,1 Jahren (Range 14-30 J.) in 

der Gruppe ohne Rückfall und 21,8 Jahren (Range 14-38 J.) in der Gruppe der Leichtrück-

fälligen. Der Unterschied des Erstdelinquenzalters ist in der Gruppe der Rückfälligen vs. der 

Nichtrückfälligen nicht statistisch signifikant (p=0,677; MWU). Das Durchschnittsalter bei Be-

gehung des Anlassdelikts beträgt 35,3 Jahre (Range 20-52 J.). Ein signifikanter Gruppen-

unterschied ist nicht feststellbar (p=0,6978; MWU). Das durchschnittliche Entlassungsalter 

nach der Verbüßung des Indexdelikts beträgt 45 Jahre (Range 29-69 J.). Ein statistisch be-

deutsamer Unterschied zwischen den Gruppen kann nicht abgebildet werden (p=0,7234; 

MWU). Das durchschnittliche Alter bei Rückfall beträgt 45,9 Jahre (Range 31-70 J.). In der 

Gruppe mit leichtem Rückfall sind die Straftäter bei erneuter Straffälligkeit jünger (44J., Ran-

ge 31-65 J.) als die Probanden in der Gruppe mit schwerem/schwerstem Rückfall (48J., 

Range 36-70 J.). Dabei zeigt sich auch ein statistisch signifikanter Unterschied in Bezug auf 

das Alter beim Rückfall zwischen den Leicht- und den Schwer-/Schwerstrückfälligen (p= 

0,0116; MWU). In Tabelle 32 ist das durchschnittliche Alter der Probanden, gruppiert nach 

Sexualstraftat oder Gewaltstraftat als Anlassdelikt zu den oben genannten kriminalbio-

grafischen Zeitpunkten aufgeführt. Die Altersverteilung verdeutlicht, dass die Gewaltstraftäter 

zu allen Zeitpunkten (bei Erstdelinquenz, Anlassdelikt, Entlassung nach dem Anlassdelikt, 

ggf. bei Rückfall) jünger sind. 

 

Tabelle 32: Durchschnittliches Alter der Sexual- und Gewaltstraftäter (eingeteilt nach Index-

delikt) bei Erstdelinquenz, Anlassdelikt, Entlassung (nach dem Anlassdelikt) und ggf. bei 

Rückfall 

Indexdeliktgruppe 

(Anzahl der Prb.)             

Altersangaben MW in Jahren (Range), Alter bei 

 Erstdelinquenz   Anlassdelikt Entlassung Rückfall 

 

Indexdelikt  

Sexualstraftat (N=16) 

 

23 (14-46) 

 

 

37,7 (20-54) 

 

47,2 (29-69) 

 

49,4 (39-70)* 

Indexdelikt  

Gewaltstraftat (N=9) 

18 (14-26) 

 

31,1 (25-52) 40,7 (29-63) 40,5 (31-51)**  

Total (N=25) 21,2 (14-46) 35,3 (20-54) 45 (29-69) 45,9 (31-70) 

MW Mittelwert; * N=9, ** N=6. 
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Der Abbildung 5 sind das durchschnittliche Alter bei Erstdelinquenz und die Time-at-risk in 

den Gruppen kein Rückfall,  leichter sowie schwerer/schwerster Rückfall zu entnehmen. Ein 

Zusammenhang zwischen der Vorstrafenanzahl und dem Erstdelinquenzalter in Beziehung 

zur Rückfallgeschwindigkeit zeigt sich nicht. Bei Probanden, welche nach weniger als zwölf 

Monaten einen Rückfall begingen, reicht die Spanne der Anzahl von einer bis maximal 18 

Vorstrafen. Ein ähnlich gegensätzliches Verhältnis besteht im Bezug auf das Alter bei Erst-

delinquenz und der Time-at-risk unter 12 Monaten: Es existieren sowohl Personen, welche 

mit 14 Jahren ihre Kriminalkarriere begannen als auch Probanden, welche bei der ersten 

Delinquenz 46 Jahre alt gewesen sind.          

 

Abbildung 5: Time-at-risk und Alter bei Erstdelinquenz 

 

Time-at-risk, signifikant (p< 0.05) zwischen Gruppe leichter und schwerer/schwerster Rückfall (RF).  
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3.2.7 Zusammenhang zwischen Sozialisationsbedingungen, kriminalbiografischen Faktoren 

und psychiatrischen Aspekten und ihrem Einfluss auf Rückfälligkeit  

 

In den vorhergehenden Kapiteln werden einzelne Aspekte hinsichtlich eines Zusammen-

hangs mit dem Merkmal „Rückfall Ja/Nein“ untersucht oder der Zusammenhang zweier Vari-

ablen aus einem Themenkreis analysiert (Sozialisationsbedingungen oder Kriminalbiografie 

oder psychiatrische Anamnese). Abbildung 6 verdeutlicht das Ineinandergreifen dieser drei 

Bereiche mit einer gemeinsamen Schnittmenge x. Untersucht wird der Zusammenhang zwi-

schen einem Merkmal aus einem der oben genannten Gebiete mit einem Merkmal der bei-

den anderen Bereiche. Stellt sich eine Signifikanz heraus, wird hernach der Einfluss der bei-

den Merkmale auf die Variable „Rückfall Ja/Nein“ ermittelt. Wird hierbei kein signifikanter 

Zusammenhang deutlich, wird auf das Prüfen, ob es einen Einfluss auf das Merkmal Rück-

fälligkeit ausübt, aufgrund statistischer Überlegungen verzichtet.   

 

Abbildung 6: Schnittmenge Rückfall ?   

 

Abbildung 7 veranschaulicht beispielhaft die möglichen Interaktionen eines Merkmals aus 

einem Bereich, wie die Variable „Polytropie“ aus dem Gebiet der Kriminalbiografie, mit allen 

Merkmalen aus den beiden anderen Themengebieten Sozialisationsbedingungen und psy-

chiatrische Anamnese. 

Psych. Anamnese 

Kriminalbiografie Sozialisationsbed. 

Rückfall? 
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Abbildung 7: Beispiel für Merkmalskombinationen für die Variable „Polytropie“          

 

Diss. PS-Strg. -dissoziale Persönlichkeitsstörung; Kriminalbiogr. - Kriminalbiographie,  
psych. Vorbehandlg. -psychiatrische Vorbehandlung; schwieriges Fam. verh. -schwieriges Familien-
verhältnis, sex. Präf.strg. -sexuelle Präferenzstörung.  
 

In Tabelle 33 sind alle Probanden mit der Ausprägung der ausgesuchten Merkmale der Be-

reiche Sozialisationsbedingungen, Kriminalbiografie und psychiatrische Anamnese auf-

gelistet. Dabei erfolgt aufgrund praktischer Überlegungen eine Festlegung bestimmter 

Merkmalsgrenzen (Erstdelinquenzalter unter 18 Jahren, Haftzeit vor Indexdelikt über 60 Mo-

nate), bestimmte Merkmale werden zu einem Faktor zusammengefasst (kein Schulabschluss, 

kombiniert mit keiner Berufsausbildung). Dabei muss nur eine der Eigenschaften für die An-

nahme des Merkmals als vorhanden erfüllt sein. Den Hintergrund bilden die Überlegungen, 

dass nicht allein die Vielzahl an Faktoren die Gefahr eines schweren Rückfalls potenziert. 

Vielmehr können bestimmte Konstellationen, bei denen sich die Merkmale untereinander 

bedingen, als ein Risikofaktor charakterisiert werden. 

 

 
 
 
 
 
 
 

Misshandlg. u./o. 
sex. Missbrauch 

Kein Schulab-
schluss u./o. 
keine   Lehre 

Konsum von 
Alk. u/o. Dro-

gen 

Psych. 

Vorbehandlg. 

Diss.PS-Strg. 
oder 

sex.Präf.strg 

Schwieriges 
Fam. verh. 
u./o. Heim 

Poly- 
tropie 

(Kriminal- 
biogr.) 

Sozialisationsbedingungen 

Psychiatrische Anamnese 
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Tabelle 33 : Zusammenhang zwischen Sozialisationsbedingungen, psychiatrischer Anam-

nese und Kriminalbiografie 

  
  

 

Sozialisationsbedingungen Psychiatrische Anamnese Kriminalbiografie 
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M
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n
. 

Ø RF 

1 +   +  +    

3 +   + + + + + + 

12    +(Päd.)      

14 +  + +(Sad)   + + + 

17 +  +  +    + 

20 +   + +  +   

22          

23 +   +    + + 

24 +   +(Sad)   + + + 

25         + 

RF+ 5 +  + + +  + + + 

9 +  +  + + + + + 

10 + +  + (Sad) +  +   

15 + +  + +   + + 

16 +   +(Päd.)     + 

18    +      

19    +(Päd.) +    + 

21    + +  +  + 

RF++ 2 +    +    + 

4 + + + + + + + + + 

6 +  + +  + + + + 

7 + + + + + + + + + 

8 +  + + +     

11 + +  + +  + +  

13 + +  + + +  + + 

 

Diss. PS-Strg. Dissoziale Persönlichkeitsstörung; Erstdelinq. Erstdelinquenz; Neg. Fam.verhältnis 
Negatives Familienverhältnis; Psy. Vorbeh. Psychiatrische Vorbehandlung; Sex.Präf.Strg Sexuelle 
Präferenzstörung, Päd. Pädophilie, Sad. Sadomasochismus; RF Rückfall (+ leicht; ++ schwer/-
schwerst). 
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Wird das Auftreten von Risikofaktoren aus allen drei Bereichen (Sozialisationsbedingungen, 

Kriminalbiografie, psychiatrische Anamnese) untersucht, so ist als Ergebnis festzustellen, 

dass diese Konstellation in der Gruppe der Schwer-/Schwerstrückfälligen bis auf einen Pro-

banden bei allen Straftätern existiert. Dieser weist im Bereich Kriminalbiografie keine getes-

teten Merkmale auf. Zählt man die vorhandenen Items, dies entspricht einem Kreuz (+) in der 

Tabelle 33, pro Gruppe (kein, leichter, schwerer/schwerster Rückfall) aus und berechnet die-

se für die Anzahl der Probanden, existieren bei den Nichtrückfälligen 3,5 (Range 3-7 Items) 

belastende Faktoren, bei den Leichtrückfälligen 4,4 (Range 3-7 Items) und bei den Schwer-

/Schwerstrückfälligen 6,4 Risikofaktoren (Range 3-9 Items). Entsprechend der Hypothesen 

wird die statistische Auswertung vorgenommen, bei der sich die folgenden Zusammenhänge 

ermitteln lassen: Die Merkmale „Erstdelinquenz unter 18 Jahren“ und „Konsum von Alkohol 

und/oder Drogen“ weisen einen signifikanten Zusammenhang auf (p=0,0472; df=1, Chi-

Quadrat-Test). Der Einfluss dieser zwei Variablen („Erstdelinquenz unter 18 Jahren“, „Kon-

sum von Alkohol und/oder Drogen“) bezüglich des Merkmals Rückfall Ja/Nein kann dabei 

nicht ermittelt werden. Die Tendenzen zur Signifikanz (p-Werte zwischen 0,0561-0,0730; 

jeweils Chi-Quadrat-Test mit df=1) zeigen die Kombination der Faktoren „Polytropie“ mit 

„Schwierigem Familienverhältnis und/oder Heimaufenthalten“ sowie „Konsum von Alkohol 

und/oder Drogen“, kombiniert mit „Körperlicher Misshandlung und/oder sexuellem Miss-

brauch“ in der Kindheit. Ein Einfluss auf das Merkmal Rückfall Ja/Nein ist dabei nicht gege-

ben.  
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4 DISKUSSION 
 

4.1. Einbettung der Studie in den wissenschaftlichen Kontext 

 

Die Besonderheit der Probandenklientel und die Neuheit der Studie liegen in der Bewertung 

der Rückfälligkeit von Straftätern mithilfe der Bundeszentralregisterauszüge, welche durch 

ein - durch psychiatrische Gutachter angenommenes - hohes Rückfallrisiko gekennzeichnet 

sind. Die Frage, ob die Probanden sich tatsächlich als so gefährlich erweisen, wie sie in den 

Prognosegutachten charakterisiert wurden, kann beantwortet werden. Nur ein Drittel ent-

spricht dem prognostizierten Delinquenzverlauf. Mit der Auswertung der Prognosegutachten 

dieser Probanden gelingt ein Einblick in die aktuelle Gutachtenpraxis, insbesondere im Hin-

blick auf als gefährlich eingestufte Straftäter. Dies ist relevant für die laufenden Diskussionen 

bezüglich der Verwertbarkeit und der Qualität von Prognosegutachten bei einschneidenden 

Entscheidungen, wie der Sicherungsverwahrung. Bei der Analyse von Prognosegutachten 

wurden in vorherigen Studien Mängel nachgewiesen, die kriminal-prognostische sowie diag-

nostische Aspekte betrafen (Nowara 1995; Kinzig 1996; Nedopil und Müller 2012; Haber-

meyer et al. 2008). Eine allgemeingültige Vorgehensweise für die Erstellung eines Prognose-

gutachtens existiert bis dato nicht. Grundlegende Inhalte, die ein Prognosegutachten 

enthalten sollte, beschrieben Möller und Maier (2000) und eine Arbeitsgemeinschaft aus Ju-

risten, Psychiatern und Sexualmedizinern erstellte sogenannte Mindestanforderungen (Boet-

ticher et al. 2006). Die Analyse der 55 Prognosegutachten in dieser Arbeit, welche im Rah-

men der Prüfung der Anordnung der nachträglichen Sicherungsverwahrung von forensischen 

Sachverständigen erstellt wurden, berücksichtigte sowohl die formalen als auch die inhaltli-

chen Kriterien der Gutachten. Anhand der Resultate konnte untersucht werden, inwieweit die 

Mindestanforderungen der Gutachtenerstellung Resonanz bei den psychiatrischen Experten 

gefunden haben und inwiefern die prognostizierten Verläufe mit den tatsächlichen der Straf-

täter übereinstimmen. Der Prognosegutachter soll bspw. zum Vorliegen eines Hanges ge-

mäß § 66 StGB Stellung nehmen. Der Hang gemäß § 66 StGB ist aber kein definierter psy-

chiatrischer Begriff. Es existieren verschiedene Ansätze, um diesen zu eruieren (vgl. Kinzig 

1996; Habermeyer und Saß 2004; Dannhorn 2010). Im Rahmen der Auswertung der Gutach-

ten erfolgt aus diesem Grund eine Fokussierung auf den Umgang mit der Definition und die 

Berücksichtigung eines Hanges (gemäß § 66 StGB). Die Auswertung der Begutachtungen in 

dieser Studie versteht sich damit als ein wichtiger Beitrag zur psychiatrischen Qualitätssiche-

rung. Die Betrachtung der Rückfälligkeit der Straftäter in dieser Arbeit, bei denen eine An-

ordnung der nachträglichen Sicherungsverwahrung abgelehnt wurde, liefert wichtige Ergeb-

nisse und Erkenntnisse für den wissenschaftlichen, aber auch den gesellschaftlich-

politischen Diskurs bezüglich der Bewertung von als gefährlich klassifizierten Delinquenten. 

Insbesondere die Überprüfung der Legalbewährung von als noch gefährlich eingeschätzten 
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Straftätern in Freiheit über 24 Monate ergänzt die bisherigen Rückfallstudien. Prospektive 

Arbeiten mit Straftätern, welche als erheblich rückfallgefährdet mit Gewalt- und/oder Sexual-

delikten eingeschätzt werden und für wissenschaftliche Untersuchungen in Freiheit beobach-

tet werden, existieren aus ethischen Gründen nicht. In der Literatur finden sich zwei Studien 

über Fälle, in denen aufgrund von richterlichen Beschlüssen psychisch kranke Delinquenten 

aus speziellen Anstalten für psychisch kranke Rechtsbrecher entlassen werden mussten 

(Steadman 1973; Thornberry und Jacoby 1979; vgl. Kap. 1.1.5). In der neueren Geschichte 

erfolgte die Entlassung von in der DDR verurteilten Straftätern, die vorzeitig 1994 entlassen 

wurde (Stadtland 2006, vgl. Kap. 1.1.5). Die in den genannten Untersuchungen eruierten 

Rückfallraten sind durchweg niedrig (2,5%-15%). Diese Ergebnisse widersprechen der all-

gemeinen Annahme, dass die psychisch auffälligen Delinquenten ein hohes Rückfallpotenzi-

al aufweisen. Die Klientel der nachträglichen Sicherungsverwahrung beschränkt sich auf die 

Sexual- und Gewaltstraftäter. Studien, welche die Rückfälligkeit bei Probanden aus der Si-

cherungsverwahrung, dem Maßregelvollzug gemäß § 63 StGB oder aus dem Strafvollzug 

untersuchen, weisen nach, dass die Rückfallrate insgesamt nicht so hoch ist, wie allgemein 

angenommen wird (Dahle und Erdmann 2001; Hanson und Bussière 1998; Jehle et al. 2010; 

Kinzig 2008; Seifert 2006; Stadtland und Nedopil 2005). Neuere Studien über Probanden in 

Sicherungsverwahrung präsentieren niedrige einschlägige Rückfallraten zwischen fünf bis 

zehn Prozent (Alex 2010; Kinzig 2008) und stellen fest, dass die Rückfallrate nicht höher ist 

als bei Entlassenen aus dem Strafvollzug (Alex 2011). Die Studie von Alex (2011, 2010) 

schließt u. a. solche Probanden mit ein, bei denen die formellen Voraussetzungen für eine 

Unterbringung in Sicherungsverwahrung zwar gegeben sind, jedoch bei der letzten Verurtei-

lung die Anordnung versäumt wurde. Dabei kann verdeutlicht werden, dass das Rückfall-

risiko in dieser Subpopulation nicht höher ist als bei den aus dem Strafvollzug Entlassenen 

mit schwerwiegenden Delikten. Jene Untersuchung umfasste solche Entlassene, welche 

noch nach Länderrecht bzw. nicht gemäß dem Gesetz zur nachträglichen Sicherungsver-

wahrung untergebracht wurden. Indes werden in der vorliegenden Arbeit ausschließlich die 

Straftäter, bei denen nach dem 2004 verabschiedeten Gesetz zur nachträglichen Siche-

rungsverwahrung eine Prüfung der Anordnung der Maßregel durchgeführt wurde, betrachtet. 

Berücksichtigt werden muss, dass die Fallzahl in der vorliegenden Studie gering ausgefallen 

ist. Die Stichprobe kann als repräsentativ angesehen werden, da von 29 möglichen Proban-

den mit geprüfter, nicht angeordneter nachträglicher Sicherungsverwahrung 25 untersucht 

werden konnten (vgl. Kap. 2.1). Das Thema der nachträglichen Sicherungsverwahrung war 

in den letzten Jahren hochaktuell und ist es bis dato immer noch. Bis Mai 2013 musste ein 

Gesetz verabschiedet werden, welches die Maßregel der Sicherungsverwahrung entspre-

chend den vorgegebenen neuen Anforderungen regelt. Diese betreffen die vom EGMR und 

BVerfG als unrechtsmäßig eingestufte Verstöße gegen das Abstandsgebot. Gefordert wird, 
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dass ein Unterschied zwischen der Unterbringung in Sicherungsverwahrung, welche eine 

schuldunabhängige, präventive Maßnahme darstellt, und dem Vollzug einer Strafe bestehen 

muss. Das Gesetz zur bundesrechtlichen Umsetzung des Abstandsgebots im Recht der Si-

cherungsverwahrung (BGBl. I Nr. 57 S. 2425) trat ab 1. Juni 2013 in Kraft. Enthalten sind 

bspw. Ausführungen über die Verbesserung der Unterbringungssituation der Sicherungs-

verwahrten hinsichtlich intensivierter Therapie und deutlicher Trennung zwischen Straf-

gefangenen und Untergebrachten. Eine sorgfältige Begutachtung und Einschätzung einer 

validen Prognose werden auch in den nächsten Jahren ein wichtiges Arbeitsfeld der psychi-

atrischen Experten sein. 

 

4.2 Der Rahmen stimmt: Zunahme der formalen Qualität in psychiatrischen Prognose-

gutachten 

 

Die Analyse der 55 Prognosegutachten erfolgt hinsichtlich der formalen Aspekte, wie Inhalts-

verzeichnis, Seiten- und Terminanzahl. Generell lässt sich in Zusammenschau mit früheren 

Untersuchungen aus unseren Erhebungen eine Zunahme der Qualität der genannten forma-

len Aspekte in den 55 Prognosegutachten ableiten. Eine Veränderung zeigt sich bspw. beim 

Merkmal der durchschnittlichen Seitenanzahlen der Prognosegutachten. In Kinzigs (1996) 

Untersuchung zur Sicherungsverwahrung beträgt die Seitenanzahl im Durchschnitt 36, in der 

vorliegenden Arbeit ergibt sich mit 65 Seiten ein fast doppelt so hoher Wert im Durchschnitt. 

In der Arbeit von Habermeyer et al. (2008) deutet sich diese Zunahme der Seitenanzahl 

schon an (56 Seiten). Lassen sich nun aufgrund einer höheren durchschnittlichen Seitenzahl 

Rückschlüsse auf eine intensivere Auseinandersetzung mit dem Fall ziehen? In den Grup-

pen mit einem Rückfalldelikt (leichter und schwerer/schwerster Rückfall) ist die prognosti-

sche Empfehlung der Gutachter in sieben von neun Gutachten, welche eine Seitenanzahl 

von 100 überschreiten, korrekt. Alle Probanden, die schwer-/schwerstrückfällig geworden 

sind, sollen laut Prognosegutachten in der nachträglichen Sicherungsverwahrung unterge-

bracht werden. Dagegen sprechen sich in der Gruppe der Leichtrückfälligen die Sach-

verständigen in zwei von vier Gutachten gegen die Unterbringung aus. Folglich lässt sich 

resümieren, dass bei Vorliegen einer hohen Seitenanzahl ebenfalls häufig eine richtige Emp-

fehlung resultierte. Fast die Hälfte der Gutachten enthält ein Inhaltsverzeichnis. Dies ist be-

deutsam für das schnelle Auffinden relevanter Informationen für alle in den Fall involvierten 

Personen. Insbesondere von den Juristen wird dieses benutzt, um die eigene Meinungs-

bildung mithilfe der Ausführungen der forensischen Experten zu unterstützen (Wolf 2012). 

Ausgehend von der Annahme, dass jedes Prognosegutachten in toto gelesen wird, ist ein 

Inhaltsverzeichnis eben auch für eine nachträgliche Lektüre zur Vertiefung bestimmter Zu-

sammenhänge hilfreich. Die Voraussetzungen für eine optimale Begutachtung sind nicht 
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immer gegeben, da sich die zu begutachtende Person nicht der persönlichen psychiatrischen 

Exploration gegen ihren Willen unterziehen muss. So wurden 14 Gutachten (~25 %) nur auf 

Grundlage des Aktenstudiums erstellt. Insgesamt betrifft dies sechs Probanden, bei denen 

keine persönliche Exploration durch einen Gutachter erfolgte. In anderen Studien handelt es 

sich um ungefähr 7-10 % Begutachtungen ohne Mitwirkung des Betroffenen (Habermeyer et 

al. 2008). Der hohe Anteil in der vorliegenden Untersuchung resultiert a. e. aus der kleinen 

Fallzahl und ist möglicherweise durch ein erhöhtes Misstrauen aufgrund der Prüfung der 

Anordnung der nachträglichen Sicherungsverwahrung bedingt. Genaue Angaben von Grün-

den wurden den Gutachten nicht entnommen. In einem Fall verweigerte ein forensischer 

Sachverständiger gänzlich die Bearbeitung eines Falles, da der Proband der persönlichen 

Untersuchung nicht zustimmte. In den anderen Fällen war die Erstellung einer Prognose 

ohne persönliche Begegnung mit dem Probanden für die Gutachter ausführbar, Angaben zu 

Schwierigkeiten bei der Begutachtung konnten den Gutachten nicht entnommen werden. Bei 

den Begutachtungen, bei denen es zum Treffen zwischen Gutachter und Probanden kommt, 

handelt es sich in rund 35 % der Fälle um mehr als zwei Termine, für sechs Gutachten trafen 

sich beide Parteien mehr als vier Mal. Im Durchschnitt handelt es sich um 1,6 Termine pro 

Gutachten. Zumeist war auch die Kooperation der Begutachteten gegeben bzw. nichts Ge-

genteiliges im Gutachten vermerkt. Die Gruppe der Gutachter setzt sich zum großen Teil aus 

niedergelassenen Kollegen (~53%) und jeweils rund 20% aus universitären Psychiatern so-

wie Personal aus psychiatrischen Kliniken zusammen. Nahezu 11 % stammen aus anderen 

öffentlichen Einrichtungen. Außerdem wurde ein Proband von einem Landgerichtsarzt5 be-

gutachtet. Dabei wurden aus Angst vor mangelnder Kompetenz Forderungen geäußert, die-

se bei der Beurteilung einer so einschneidenden Entscheidung nicht als Gutachter einzuset-

zen (Kinzig 1996). Seit 2004 besteht die Möglichkeit einer Zertifizierung für forensische 

Psychiatrie, im Rahmen einer Weiterbildungsmaßnahme der Landesärztekammer und der 

DGPPN. Eine Eruierung, welcher ärztliche Kollege diese Qualifikation vorweisen kann, er-

folgt in der vorliegenden Arbeit nicht. In nachfolgenden Studien sollte diese Art der Qualifika-

tion berücksichtigt werden. Untersucht werden kann so, inwiefern Differenzen in den 

Prognosegutachten zwischen den zertifizierten und den nicht zertifizierten psychiatrischen 

Sachverständigen bestehen.  

 

 

 

 

 

                                                 
5
 Behörden für Landgerichte in Bayern: zumeist keine Fachärzte für Neurologie oder Psychiatrie.  
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4.3 Heterogene inhaltliche Aspekte der Prognosegutachten 

 

Neben einer Untersuchung formaler Merkmale erfolgte auch eine inhaltliche Analyse der 

Gutachten bspw. bezüglich des Einsatzes von Prognoseinstrumenten, der Erhebung einer 

Sexualanamnese oder des Umgangs mit dem Hangbegriff (vgl. Kap. 4.8). Geprüft wurde, 

inwiefern die psychiatrischen Gutachter die einzelnen Lebensabschnitte der Probanden be-

rücksichtigt haben: bspw. die Auseinandersetzung mit dem persönlichen Setting der Straftä-

ter nach Entlassung aus der Haftanstalt, der sogenannte soziale Empfangsraum. Im Gegen-

satz zu früheren Untersuchungen (Nowara 1993, 2001) ist auch die Erhebung der 

Sexualanamnese in vielen Gutachten (65,5 %) durchgeführt worden. Vor allem in der Grup-

pe der Sexualstraftäter fand bei 87 % eine Befragung hinsichtlich des Sexualverhaltens statt. 

Obwohl eine deutliche Zunahme dieses Bereiches erkennbar wird, erfolgte in rund einem 

Drittel der Prognosegutachten von Gewalt- und Sexualstraftätern keine Auseinandersetzung 

mit der Sexualanamnese (vgl. König et al. 2005). Dies ist einer der wichtigen inhaltlichen 

Mängel der ausgewerteten Prognosegutachten. Ein weiteres Defizit bildet die unzureichende 

Darstellung der persönlichen Umstände des Straftäters. So sind in 11 % der Gutachten keine 

Angaben zur Biografie dokumentiert. Selbst dann, wenn die Entwicklung des Straftäters 

schon aus dem Verfahren als bekannt vorausgesetzt wird, oder bereits ein Gutachten zu 

dem Betroffenen erstellt wurde, ist die Erwähnung der persönlichen Lebensumstände m. E. 

obligat und sollte in der Gutachtenpraxis zum Standard gehören (vgl. Boetticher et al. 2006). 

Auffallend niedrig sind auch die Zahlen zur Häufigkeit der körperlichen Untersuchung, wel-

che lediglich in 20 % der Gutachten durchgeführt wurde. Damit liegt dieser Wert deutlich 

unter den vergleichbaren Daten in der Literatur (Habermeyer et al. 2008). Außerdem wurde 

in keinem der Gutachten ein bildgebendes Verfahren angewandt, welches durchaus im 

Rahmen einer indikationsgeleiteten Untersuchung Beachtung finden sollte (Boetticher et al. 

2006). Zur Begutachtung eines potenziellen Kandidaten der Sicherungsverwahrung kamen 

in knapp der Hälfte der Gutachten testpsychologische Untersuchungen zum Einsatz: Dies ist 

mehr als doppelt so häufig wie noch in Kinzigs groß angelegter Untersuchung in den 1990er 

Jahren (1996). Neuere Studien erfassen dabei einen noch größeren Anteil an angewandten 

testpsychologischen Tests (Habermeyer et al. 2008). Konstatieren lässt sich die Etablierung 

von standardisierten Verfahren zur Messung von psychologisch relevanten Merkmalen eines 

Individuums. Im Gegensatz zur Studie von Habermeyer et al. (2008), in der in 227 Gutachten 

nur in einem einzigen Fall eine Checkliste verwendet wurde, zeigt sich in dieser Arbeit, dass 

58 % der untersuchten Gutachten aktuarische Prognoseinstrumente anwandten. Dabei bietet 

auch die Verwendung von standardisierten Instrumenten keine Garantie für zuverlässige 

Prognosen. Einige Checklisten sind auf das Aufzeigen von historischen Risikofaktoren limi-

tiert (Haller 2005; Nedopil 2009). Dennoch ist die vermehrte Zuhilfenahme dieser Instrumen-
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te eine Bereicherung in der Prognostik, da der Nutzen durch viele Studien über aktuarische 

Prognosemittel evident geworden ist (Nedopil 2005; Dahle et al. 2006). Wichtige Aspekte 

werden systematisch erfragt, sodass davon ausgegangen werden kann das Relevantes be-

rücksichtigt wurde. Ein kritischer Umgang mit diesen standardisierten Vorhersage-

instrumenten und deren Aussagekraft muss dabei gewährleistet sein (Eher et al. 2009). Die 

zusätzliche Einschätzung des Gutachters ist unabdingbar. Wünschenswert wäre seitens des 

Psychiaters, dass diese eine möglichst unvoreingenommene Haltung gegenüber dem Betrof-

fenen einnehmen (Dahle 1997, 2005). Außerdem ist die Einbeziehung dynamischer Faktoren 

in die Bewertung sehr wichtig: Darunter fallen Einstellungen und Verhaltensmuster in be-

stimmten Situationen (Nedopil 2009). Rund ein Drittel der Prognosegutachten benutzte als 

Prädiktor für Gewaltrückfälle die PCL-R (Psychopathy Checklist-Revised). Die Verwendung 

der besagten Liste in dieser Klientel ist sinnvoll, da so die Straftäter erfasst werden, welche 

eine hohe Wahrscheinlichkeit für einen Rückfall aufweisen (Dahle et al. 2006). Fraglich bleibt, 

warum dieses Tool nicht von den anderen 60 % der Gutachter einbezogen wurde. Natürlich 

können die Items der Checkliste auch ohne deren explizite Verwendung abgefragt werden, 

doch leidet die Transparenz der entsprechenden Gutachten darunter. Differenzen bei der 

Benutzung der PCL-R zwischen Sexual- und Gewaltstraftätern sind in dieser Studie nicht zu 

konstatieren: Der Einsatz bei beiden Gruppen liegt zwischen 30-37 %. Die Anwendung der 

PCL-R erfolgte bei fünf von sieben Schwer-/Schwerstrückfälligen bzw. in 7 von 14 

Prognosegutachten dieser Gruppe. Dabei stellt die Psychopathy nach Hare, welche mit der 

PCL-R geprüft wird, eines der Merkmale für die stabile und persönlichkeitsgebundene Be-

reitschaft zur Begehung von Straftaten (Habermeyer und Saß 2004) dar. Eine Gleichsetzung 

des Persönlichkeitsgefüges der Psychopathy mit dem Begriff des Hangtäters ist dabei nicht 

gegeben. So wird bei einem Probanden der Schwer-/Schwerstrückfälligen bspw. auch ein 

Hang bei mittlerer Gesamtpunktzahl der PCL-R als gegeben angenommen. Dabei stellt die 

Kombination von einer vorliegenden Psychopathy nach Hare in Verbindung mit einem zuge-

schriebenen Hang kein eindeutiges Indiz für ein bevorstehendes Rückfalldelikt dar. So exis-

tieren in der Gruppe der Nicht-Rückfälligen auch Straftäter, die bei erhöhtem PCL-R-

Gesamt-Score und einem von den Gutachtern eingeschätzten vorhandenen Hang kein 

Rückfalldelikt verübt haben. Neuere Untersuchungen zeigen, dass ein hoher PCL-R-

Gesamtscore nur bei Trägern des MAO-A-Allels ein erhöhtes Risiko für eine erneute Gewalt-

straftat aufweist (Tikkanen et al. 2011). Mit dieser Information wäre möglicherweise die Ein-

schätzung eines Probanden, welcher eine PCL-Gesamtpunktzahl von 32 (bei 40 möglichen 

Punkten) aufweist, anders beurteilt worden. Der zuständige Gutachter empfahl die nach-

trägliche Sicherungsverwahrung, der Straftäter wurde jedoch nur leichtrückfällig. Es kann 

spekuliert werden, dass der Begutachtete kein Träger des MAO-A-Allels und damit, auch bei 

hohen PCL-Werten, keinem erhöhten Rückfallrisiko ausgesetzt ist. Diese humangenetischen 
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Überlegungen ergänzen möglicherweise zukünftig die Prognoseinstrumente. Ein weiteres 

Problem dieser Risikomerkmalsliste ist die Festlegung eines Cut-off-Wertes. Die Konse-

quenz ist eine hohe Rate an Falsch-Positiven (selbst bei hohen Werten) wie im oben ge-

schilderten Fall (vgl. Eidt 2007). Dabei können keine bedeutsamen Differenzen zwischen den 

psychiatrischen Sachverständigen unterschiedlicher Arbeitsstellen und hinsichtlich des Ein-

satzes standardisierter Prognoseinstrumente festgestellt werden. Untersucht wurde die 

übereinstimmende Verwendung von Prognoseinstrumenten zwischen Gutachten über den-

selben Probanden bei gleicher Gutachtenempfehlung. Dabei liegt in allen Fällen, bei denen 

die HCR-20 benutzt wird, eine Kongruenz vor (n=7). Diese Risikomerkmalsliste wird jeweils 

mit der SVR-20 oder PCL-R kombiniert. In zwei Fällen wurde jedes der drei Instrumente 

verwendet (HCR-20, SVR-20 sowie PCL-R). Jedoch gibt es ebenfalls fünf Über-

einstimmungen bei der Empfehlung in den Gutachten, bei denen kein Prognoseinstrument 

eingesetzt wurde. Folglich ist auch beim Fehlen eines Prognoseinstruments durch die Erörte-

rung der wichtigsten Aspekte eine ausreichend gute Prognose erstellbar. Die entwickelten 

Prognoseinstrumente bilden wichtige Charakteristika bezüglich der Kriminalprognose ab. 

Werden diese Merkmale auch ohne die Anwendung einer solchen Liste erfragt und entspre-

chend eines langjährigen forensisch-psychiatrischen Erfahrungsschatzes gewertet, stimmt 

die abgegebene Legalprognose mit einer aktuarisch geführten Begutachtung überein. Doch 

bleibt diese Art der Begutachtung weniger nachvollziehbar für diejenigen, welche auf Grund-

lage der erstellten Gutachten arbeiten. Ein anderes Schema für die Erstellung eines 

Prognosegutachtens entwickelte Rasch (1985). Dieses beinhaltet vier Dimensionen, die die 

individuelle Entwicklung eines Probanden gut veranschaulichen: Charakterisierung des Aus-

gangsdelikts, prä- sowie postdeliktische Persönlichkeit und der soziale Empfangsraum. Auf 

Grundlage dieser Einteilung erfolgte die Durchsicht der Gutachten bezüglich dieser vier Di-

mensionen. Dabei wurde von allen Gutachtern die Beschreibung der postdeliktischen Per-

sönlichkeit und nahezu von allen die der prädeliktischen Persönlichkeit (~96 %) vorgenom-

men. Mängel zeigten sich bei der Auseinandersetzung mit dem Ausgangsdelikt (in ~76 % der 

Gutachten). Nach Boetticher et al. (2006) stellt die Analyse der Anlasstat einen wichtigen 

Ausgangspunkt für Überlegungen hinsichtlich potenzieller zukünftiger Taten dar. Dies bietet 

die Chance, das Ausmaß potenziell nachfolgender Delikte besser einschätzen zu können. 

Nur wer sich mit den Begebenheiten nach der Haft auseinandersetzt, kann sowohl eventuel-

le Hindernisse erkennen als auch Chancen für die Straffreiheit unterstützen bzw. Strategien 

entwickeln, um zukünftige Delikte zu verhindern. Die Auseinandersetzung mit den genannten 

Aspekten ist dabei abhängig von der Fragestellung, die die Prognosegutachten zu beantwor-

ten haben. In 20 % (n=5) der Prognosegutachten wurde der soziale Empfangsraum in den 

Überlegungen der Psychiater nicht thematisiert. Die Diskussion des sozialen Empfangs-

raums ist aber in Gutachten, in denen der Gesetzestext gemäß § 66b StGB die Fragestel-
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lung darstellt, hinsichtlich der Beantwortung nicht zielführend. So ist m. E. die Forderung 

nach inhaltlich erweiterten Gutachtenaufträgen (Boetticher et al. 2006), in denen über allge-

meine Aussagen zur Gefährlichkeit hinaus (Puhlmann und Habermeyer 2010) Fragen durch 

die juristischen Auftraggeber verfasst werden, zu unterstützen. Da die Abgabe von Progno-

sen an sich schon sehr schwierig ist, sollten alle relevanten Fakten erörtert und konzentriert 

werden, um ein umfassendes Bild des Probanden zu skizzieren. Solch ein detailgenaues 

Vorgehen bietet neben der Anwendung der standardisierten Prognoseinstrumente und der 

Einschätzung aller zu betreuenden Personen die Möglichkeit, ein individuell auf den Proban-

den zugeschnittenes „Anti-Rückfall-Konzept“ zu entwickeln. Dafür sollten zusätzlich solche 

Strukturen geschaffen werden, die die Orientierung in der neu erlangten Freiheit erleichtern 

und die Grundlage für eine deliktfreie Zukunft bilden können. Die Ausführungen, welche zwar 

eine Einhaltung der Formalien bestätigten, dabei aber die Inhalte so kritisierten, dass die 

Arbeit aller Gutachter, wie bei Konrad, als „Schlechtachten“ tituliert werden (Konrad 2010), 

können in unserer Studie nicht nachvollzogen werden. Dennoch muss von einer heteroge-

nen Qualität der Prognosegutachten gesprochen werden. Besonders der Mangel an Überle-

gungen zum Risikomanagement und Empfangsraum ist bedenklich, da die Frage, ob der 

Proband zukünftig straffrei leben wird, folglich unbeantwortet bleibt. Dieses inhaltliche Defizit 

steht eng in Zusammenhang mit der oben erörterten unzureichend Formulierung der 

Gutachtenaufträge. So fordert Wolf allgemein für die Erstellung von Gutachten eine Standar-

disierung gemäß den im BVerfG verankerten Vorschriften und eine „Kultur der gegenseitigen 

Fortbildung“ zwischen psychiatrischer und auch rechtlicher Instanz (2012, S. 242).  
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4.4 Psychiatrische Anamnese 

 

4.4.1 Zwischen Dissozialität und Alkoholkonsum - Gefängnisalltag oder „typische“ Klientel 

der (nachträglichen) Sicherungsverwahrung?  

 

In der vorliegenden Arbeit wird in 40 % (n=10) der Fälle die Diagnose einer dissozialen bzw. 

antisozialen Persönlichkeitsstörung (je nach Klassifikation nach ICD-10 bzw. DSM IV) ge-

stellt. In der Gruppe der Rückfälligen zeigt sich hierbei eine signifikant höhere Anzahl an dis-

sozialen Persönlichkeitsstörungen (57,1 %, n=8) als in der Gruppe der Nichtrückfälligen.  

In den Daten von Kinzig (1996) sowie Habermeyer et al. (2008) werden die einzelnen Per-

sönlichkeitsstörungen nicht differenziert und es liegen bei rund 60 % bzw. 66 % der Siche-

rungsverwahrten mit generellen Persönlichkeitsstörungen vor. In einer aktuellen Studie mit 

21 Sicherungsverwahrten liegt die Rate der antisozialen Persönlichkeitsstörungen (klassifi-

ziert nach DSM-IV) bei rund 81 % (Gairing et al. 2011, Gairing et al. 2012). Eine Diskrimina-

tion zwischen Leichtrückfälligen und Schwer/Schwerstrückfälligen ist in dieser Arbeit mithilfe 

der Variablen „dissoziale Persönlichkeitsstörung“ nicht möglich. Dieses Ergebnis wird ver-

ständlich, da fast bei der Hälfte aller deutschen Strafgefangenen die Diagnose einer disso-

zialen Persönlichkeitsstörung gestellt wurde (Frädrich und Pfäfflin 2000). Somit ist das Krite-

rium dissoziale Persönlichkeitsstörung nicht nur für Sicherungsverwahrte ein Kennzeichen 

sein, sondern generell für die potenzielle Gefahr einer Rückfälligkeit. Fast die Hälfte (44 %, 

n=11) der Straftäter beging das Indexdelikt unter Einfluss von Alkohol und/oder Drogen 

(20 %, n=5). Bei rund einem Viertel der Probanden wurde hierbei eine verminderte Schuld-

fähigkeit aufgrund akuter Alkohol- oder Drogenintoxikationen angenommen. Dieser Einfluss 

von Suchtmittel bei der Begehung von Straftaten, insbesondere von Alkohol, wird auch in der 

Literatur beschrieben (Rasch 1986; Rasch und Konrad 2004; Endrass et al. 2007; Gairing et 

al. 2011) und ist als Risikofaktor bekannt. In Bezug auf Sicherungsverwahrte sind ähnliche 

Werte in der Studie von Kinzig (1996) nachgewiesen worden.  

Der Anteil der psychiatrischen Vorbehandlungen liegt bei den Schwer-/Schwerstrückfälligen 

in dieser Arbeit mit 21 % am höchsten, es besteht aber kein bedeutsamer statistischer Zu-

sammenhang. Die eingangs gestellte Frage, ob die vorhandenen psychiatrischen Auffällig-

keiten für die Klientel der nachträglichen Sicherungsverwahrung typisch sind, kann demzu-

folge verneint werden. Sowohl die Besonderheiten in der Persönlichkeitsstruktur als auch der 

Konsum von psychotropen Substanzen differenzieren den normalen Strafgefangenen nicht 

vom Sicherungsverwahrten. 
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4.4.2 Sexuelle Präferenzstörung: Rückfall vorprogrammiert? 

 

Ujeyl et al. (2008) haben in ihrer Studie, in der Sexualstraftäter im Straf- und Maßregelvoll-

zug miteinander verglichen wurden, den Beleg erbracht, dass bei den Strafgefangene häufi-

ger ein Einfluss von Substanzen nachweisbar ist und bei den Maßregelpatienten der größere 

Anteil an Störungen der Sexualpräferenz zu finden ist. Die Stichprobe der vorliegenden Ar-

beit stellt dagegen nur bei den Nicht- und Leichtrückfälligen Paraphilien in Form von sexuel-

len Präferenzstörungen, d. h. einer Pädophilie oder eines Sadomasochismus (n=6, 37,5%), 

fest. Die drei Schwerstrückfälligen, bei denen nach erneuter Rückfälligkeit eine Maßregel 

gemäß § 66 bzw. 63 StGB angeordnet worden ist, sind dagegen nicht durch eine Paraphilie 

gekennzeichnet. Keiner der Probanden mit schwerer/schwerster Rückfälligkeit weist dieses 

Merkmal auf. Hierbei wird auch ein statistisch signifikanter Zusammenhang für das Merkmal 

„Sexuelle Präferenzstörung (d.h. Sadomasochismus und Pädophilie)“ zwischen den Gruppen 

kein und leichter Rückfall vs. schwerer/schwerster Rückfall ermittelt. In der Gruppe der 

Schwer-/Schwerstrückfälligen sind bei drei von vier Personen der Gebrauch von psycho-

tropen Substanzen (Alkohol und/oder Drogen) in Kombination mit einer dissozialen Persön-

lichkeitsstörung nachzuweisen, jedoch hat niemand in dieser Gruppe eine sexuelle Präfe-

renzstörung. Dies entspricht durchaus der gegenwärtigen Erkenntnis, dass bei Sexual-

straftätern, welche in der Sicherungsverwahrung untergebracht sind, die Häufigkeit von 

sexuellen Störungen gegenüber dem Anteil von Persönlichkeitsstörungen eher niedrig ist 

(Kinzig 1996). Bei rund 40 % der Sexualstraftäter in dieser Arbeit, definiert als diejenigen, die 

in der Anlasstat eine Sexualstraftat begehen, wurde eine Störung der Sexualpräferenz (in 

Form einer Pädophilie oder eines Sadomasochismus) diagnostiziert, in der Gruppe der Ge-

waltstraftäter trifft dies lediglich auf eine Person zu. Nun sind alle Probanden, auf die dieses 

Merkmal zutrifft, in den Gruppen der Leicht- und Nichtrückfälligen. Ob das Nichtvorliegen 

einer sexuellen Präferenzstörung als Indikator für keine schwere/schwerste Rückfälligkeit 

angenommen werden kann, bleibt dabei fraglich. Zumal die Feststellung einer sadistischen 

Störung nicht immer zuverlässig getroffen werden kann (Marshall et al. 2002). Allerdings wird 

die Prognose bei tatsächlichem Vorliegen eines sexuellen Sadismus bzw. generell einer se-

xuellen Präferenzstörung als sehr schlecht angenommen (Kröber 2009). Eine Nachuntersu-

chung hinsichtlich dieses Ergebnisses scheint hierbei also sinnvoll. Die Differenzierung der 

Probanden bei der Frage nach schwerer Rückfälligkeit ist mithilfe der Diagnose einer sexuel-

len Präferenzstörung diesen Daten zufolge nicht möglich.  
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4.4.3 Psychiatrische Diagnosen in den Prognosegutachten und Umgang mit dem Therapie-

unterbringungsgesetz 

 

Die mangelnde Anwendung bekannter Klassifikationssysteme zur Einordnung der psychiatri-

schen Diagnosen durch die forensischen Gutachter stellt einen der Hauptkritikpunkte in der 

Auswertung von psychiatrischen Gutachten dar (Kinzig 1996; Boetticher et al. 2006; Haber-

meyer et al. 2008). Diese schon oft angemahnte Vorgehensweise findet sich auch in den 55 

Prognosegutachten dieser Arbeit wieder. So sind die Kriterien für die Klassifikation nach 

ICD-10 hinsichtlich der Frage nach dem Gebrauch psychotroper Substanzen bezüglich des 

schädlichen Gebrauchs, der Abhängigkeit oder Polytoxikomanie in den Gutachten nicht hin-

reichend beschrieben worden. Aus diesem Grund können nur der Gebrauch und Intoxikatio-

nen bei Delikten berücksichtigt werden. Beim Stellen mehrerer Diagnosen durch einen Gut-

achter erfolgte teilweise keine eindeutige Nennung einer Hauptdiagnose, weshalb bei der 

Auswertung Mehrfachnennungen einbezogen werden. Generell ist bei der Analyse der 

Prognosegutachten zu beachten, dass auch diejenigen Gutachten untersucht werden, wel-

che nur aufgrund der Sichtung von Akten erstellt worden sind (25 %, n=14). Da ein persönli-

cher Eindruck der forensischen Experten fehlt, kann eine Verzerrung der formulierten Diag-

nosen nicht ausgeschlossen werden. Doch ist die Konkordanzrate der Diagnosen zwischen 

den Gutachten in allen drei Gruppen (kein, leichter und schwerer/schwerster Rückfall) erfreu-

licherweise hoch. In lediglich zwei Fällen stimmen die Diagnosen nicht überein (kein sowie 

leichter Rückfall), in der Gruppe der Schwer-/Schwerstrückfälligen ist die Übereinstimmung 

der Diagnosen in allen Fällen gegeben. Hierbei zeigt sich, dass die ärztliche Kompetenz, 

psychiatrische Störungen zu identifizieren und zu benennen, vorhanden ist, wenngleich auch 

nicht immer anhand eines etablierten Klassifikationssystems (DSM-IV, ICD-10). In einem 

Review von Aboraya et al. (2006), welche sich mit der geschichtlichen Entwicklung der psy-

chiatrischen Diagnoseübereinstimmung bis in die heutige Zeit beschäftigten, zeigte sich eine 

Verbesserung der Reliabilität von psychiatrischen Diagnosen vor allem im Zuge der Etablie-

rung von Klassifikationssystemen. Auf der Grundlage aktuellerer Studien wird aber weiterhin 

eine unzureichende Interrater-Reliabilität konstatiert und Vorschläge zur weiteren Verbesse-

rung entworfen. Wie viele der Prognosegutachten (und damit Probanden) enthalten (erhalten) 

nun eigentlich keine psychiatrische Diagnose? Das Vorliegen einer „psychischen Stö-

rung“ stellt in der aktuellen Debatte um die Sicherungsverwahrung einen umstrittenen Punkt, 

bspw. im Rahmen des Therapie-Unterbringungsgesetzes dar. Diese Gesetzesgrundlage, 

welche infolge des Urteils des EGMR am 17.12.2009 geschaffen wurde, liefert die Voraus-

setzung dafür, dass auch zurechnungsfähige Täter bspw. bei Vorliegen einer dissozialen 

Persönlichkeitsstörung untergebracht werden dürfen (vgl. Kap. 1.2.3). Kritik kommt vonseiten 

der DGPPN, welche eine Gleichstellung von Krankheit und Kriminalität befürchten (Müller et 
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al. 2011a). Eine Differenzierung wie im Strafgesetzbuch §§ 20, 21 (Schuldunfähigkeit wegen 

seelischer Störung bzw. verminderter Schuldfähigkeit) vorzunehmen, ist für eine psychiatri-

sche Unterbringung nicht mehr vonnöten, wenn nur eine psychische Störung festgestellt 

werden kann. Insgesamt wurde in 27 % der Gutachten keine psychische Störung diagnosti-

ziert. Auch in der Gruppe der Schwer-/Schwerstrückfälligen liegen drei Gutachten vor, in 

denen lediglich pathologische Persönlichkeitszüge beschrieben, aber keine Diagnose i. S. 

der vorgegebenen Klassifikationssysteme gestellt wurde. Auf der anderen Seite weist eben-

falls rund ein Viertel der Nicht- oder Leichtrückfälligen bspw. eine dissoziale Persönlichkeits-

störung auf. Diejenigen mit einem schweren Rückfall, aber ohne eine vorliegende psychische 

Störung können also nicht erfasst werden, jedoch jene ohne einen schwerwiegenden Rück-

fall mit einer psychischen Auffälligkeit. Aus diesem Grund stellt sich die Frage, ob anhand 

des Kriteriums der „psychischen Störung“ diejenigen detektiert werden können, die der Klien-

tel der Sicherungsverwahrung entsprechen.  

 

4.5 Seltener (Rück-)Fall?  

 

4.5.1 Rückfalldelikte und Entlassungsbedingungen 

 

Von den 25 Straftätern beging rund ein Drittel (n=7, 28 %) ein schweres/schwerstes Rückfall-

delikt. Dabei wird ein schwerer Rückfall definiert als ein Delikt, welches eine Freiheitsstrafe 

ohne Bewährung von mindestens zwölf Monaten zur Folge hatte. Um einen schwersten 

Rückfall handelt es sich bei einer erneuten Straftat, welche die Unterbringung in der Siche-

rungsverwahrung bzw. einer Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus nach sich 

zieht. Die Differenzierung in der Klasse der Rückfälligen berücksichtigt den Ansatz, dass die 

Sicherungsverwahrung schwere Straftaten verhindern soll (vgl. § 66 Abs. 3 StGB). Die knapp 

30% Schwer-/Schwerstrückfälligen dieser Untersuchung bestätigen die zuvor zitierten Studi-

en, in denen nachgewiesen wurde, dass insbesondere die einschlägige Rückfälligkeit gering 

ausfällt (vgl. Kap. 1.1.5). Diese Zahlen unterstützen zudem die eingangs erwähnte Feststel-

lung, dass die Gefährlichkeit von Straftätern durch psychiatrische Sachverständige eher 

überschätzt wird (Nowara 1995; Steadman 1980; Volckart 2002). Diese Daten bestätigen 

andere wissenschaftliche Untersuchungen zu Sicherungsverwahrten (Alex 2010, Kinzig 2011) 

und zeigen auch hinsichtlich der historischen Fälle Beständigkeit (Steadman 1973; 

Thornberry und Jacoby 1979). Innerhalb der Gruppe der Rückfälligen wird erneut zwischen 

leichten und schweren/schwersten Rückfällen differenziert. Die Unterteilung dient der Ab-

grenzung der eigentlichen Klientel der nachträglichen Sicherungsverwahrung von der großen 

Gruppe der Strafgefangenen. Mit der Maßregel gemäß § 66b Abs.3 StGB (seit 01. Januar 

2011 Abs.2, BGBl. I S. 2300) sollen Menschen untergebracht werden, welche „erhebliche 

http://dejure.org/dienste/internet?www.bgblportal.de/BGBL/bgbl1f/bgbl110s2300.pdf
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Straftaten begehen, die die Opfer seelisch oder körperlich schwer schädigen“. Zusätzlich 

muss eine gegenwärtige Gefahr vom Probanden ausgehen. Die allgemeine Gefahr des 

Rückfalls reicht laut Gesetzgeber nicht aus, um eine nachträgliche Sicherungsverwahrung 

anzuordnen. Aus diesem Grund umfasst der Katamnesezeitraum in dieser Studie 24 Monate 

und scheint für das oben genannte Kriterium der Annahme einer akuten Gefahr ausreichend 

lang gewählt (Müller et al. 2011b; Stolpmann et al. 2010). Die Rückfalldelikte in der Gruppe 

der Leichtrückfälligen wurden in sechs Fällen mit Geldstrafen sowie bei zwei Delinquenten 

mit einer geringen Freiheitsstrafe geahndet. Eine Übereinstimmung zwischen dem Anlass- 

und dem Rückfalldelikt besteht hierbei nicht. Als schwere Rückfalltaten gelten einschlägige 

Verbrechen zum Anlassdelikt: Diese sind in sechs von sieben Fällen in der Gruppe der 

Schwer-/Schwerstrückfälligen nachzuweisen. Eine Tat, die mit einer Freiheitsstrafe ohne 

Bewährung von mehr als einem Jahr geahndet wird, wird auch in die Gruppe der schweren 

Rückfälle eingeordnet. Das Strafmaß wird bei Wiederholungstätern erhöht, daher stellen die 

zeitlichen Freiheitsstrafen womöglich nicht das angebrachte Kriterium für die Detektion von 

Gefährlichkeit dar. Vorgeschlagen werden von Müller und Stolpmann (2012) Kriterien wie 

sehr lange Freiheitsstrafen, eine unbeschränkte Unterbringung in einem psychiatrischen 

Krankenhaus oder eine bei der Folgeentscheidung angeordnete nachträgliche Sicherungs-

verwahrung. In dieser Studie ziehen die Rückfalldelikte in zwei Fällen die Anordnung der 

Sicherungsverwahrung und bei einem Probanden die Unterbringung in einem psychiatri-

schen Krankenhaus gemäß § 63 StGB nach sich. Somit haben 3 der 25 Probanden (12 %) 

ein schwerstes Delikt begangen, welches mit der Anordnung einer Maßregel gemäß §§ 63, 

66 StGB geahndet wurde. Eine weitere interessante Frage beschäftigt sich mit dem Thema, 

ob der soziale Empfangsraum möglicherweise eine erneute Delinquenz erschwert oder be-

günstigt. Der Neuanfang, oftmals nach vielen Jahren in Haft, stellt eine besondere Heraus-

forderung für den Straftäter dar. In der vorliegenden Arbeit konnte nach Analyse von 16 ver-

schiedenen Entlassungssituationen 6 belegt werden, dass in allen drei Gruppen sowohl als 

günstig zu bewertende Empfangsräume, wie etwa die Integration in die Familie und/oder den 

Freundeskreis, die Arbeit und Wohnung (Rasch 1986, Rasch und Konrad 2004) als auch 

schwierige Startbedingungen (Fehlen der Merkmale des als günstig zu bezeichnenden Emp-

fangsraums) dokumentiert werden. Rückschlüsse auf eine erneute Rückfälligkeit lassen sich 

jedoch anhand der sozialen Entlassungsbedingungen (Unterkunft, Arbeitsplatz, soziale In-

tegration) nicht ziehen.  

 

 

 

                                                 
6
 bei neun Probanden liegen keine Belege über die Entlassungssituation vor. 
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4.5.2 Deliktspezifische Rückfallrate und –geschwindigkeit der Sexual- und Gewaltstraftäter 

 

Entsprechend der Hauptdeliktart des Anlassdelikts wird eine Unterteilung der Probanden in 

Sexualstraf- und Gewalttäter vorgenommen. Rund zwei Drittel der Probanden werden der 

Gruppe der Sexualstraftäter zugeordnet, während ein Drittel der Delinquenten den Gewalt-

tätern zuzurechnen ist. Die erste Gruppe ist heterogen und besteht zum Teil aus sexuellen 

Missbrauchern und sexuellen Gewaltstraftätern. Ein Viertel davon wird schwer-

/schwerstrückfällig, es handelt sich dabei in jedem Fall um Vergewaltigungen. Bei den Ge-

walttätern begeht rund ein Drittel ein erneutes schweres/schwerstes Delikt. Bei der delikt-

spezifischen Rückfallrate in unserer Studie kann es sich aufgrund der geringen Fallzahl le-

diglich um einen Näherungswert handeln, dieser wird im Folgenden aber aufgrund der 

Bedeutung für die Prognose und für weiterführende Studien kritisch betrachtet. Der hoch 

selektierten Stichprobe und der geringen Fallzahl ist es möglicherweise geschuldet, dass die 

Rückfallrate der schwer-/schwerstrückfälligen Sexualstraftäter dieser Studie mit 25 % leicht 

erhöht ist. In der Literatur variieren die Daten je nach der Gruppierung der Sexualstraftäter, 

dem Studiendesign und der Betrachtung der allgemeinen oder einschlägigen Rückfälligkeit. 

Die einschlägige Rückfallrate der sexuellen Gewaltstraftäter liegt zwischen 4 % (Harrendorf 

2008) und rund 19 % (Elz 2002; Nowara 2001; Hanson und Bussière 1998; Hood et al. 2002), 

bei Missbrauchstätern im Bereich von ca. 13 % (Hanson und Bussière 1998) bis 19% 

(Prentky et al. 1997). Die Anzahl der Untersuchten ist bei den zuvor genannten Untersu-

chungen allerdings wesentlich höher gewesen (n~200, Ausnahmen bilden Nowara mit 

n=2.212 sowie Hanson und Bussière mit n~23.400) mit einem Beobachtungszeitraum zwi-

schen fünf und sechs Jahren. Bei den Gewaltstraftätern wird in der vorliegenden Unter-

suchung rund ein Drittel (33%) schwer-/schwerstrückfällig. Dabei müssen allerdings die sehr 

geringe Probandenanzahl (n=9) und die selektierte Grundgesamtheit berücksichtigt werden. 

Die Differenzierung der Gewalttäter bezüglich einer Körperverletzung oder Tötungs-

delinquenz ist aufgrund der kleinen Gruppe nicht sinnvoll. Daher ist es schwierig, die Rück-

fallraten, vor allem die deliktspezifischen, mit Daten aus der Literatur zu vergleichen. Bei den 

Gewaltstraftätern präsentiert sich hinsichtlich der schweren/schwersten Rückfälligkeit je nach 

Definition in den Studien ein heterogenes Bild. So finden sich Rückfallquoten von 0,3 % bei 

Tötungsdelikten (Jehle et al. 2003) und bis zu 15 % bei anderen Gewalttaten (Harrendorf 

2008; Dahle und Erdmann 2001). Die Auswertung der Rückfallgeschwindigkeit verdeutlicht, 

dass die Rückfallrate über 24 Monate konstant bleibt. Die Datierung eines besonders kriti-

schen Zeitpunkts für einen Rückfall kann mithilfe unserer Daten nicht vorgenommen werden. 

Fast die Hälfte (~47 %) der Rückfälle ereignete sich im ersten Jahr: Die meisten Rückfälle 

geschehen kurz nach der Entlassung, also am Anfang des Risikozeitraums (vgl. Harrendorf 

2008; Jehle et al. 2003). Unterschiede lassen sich dabei mithilfe einer deliktspezifischen 
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Analyse feststellen. Während in Bezug auf die Gruppe der Sexualstraftäter zu erkennen ist, 

dass die Rückfallgefahr auf einem bestimmten Niveau stagniert, sinkt die Rückfälligkeit in der 

Gruppe der Gewaltstraftäter im zweiten Jahr. Diese Angaben lassen sich auch auf die große 

Population der Strafgefangenen übertragen (Harrendorf 2008; Jehle et al. 2003). Die Rück-

fallgeschwindigkeiten aus früheren Untersuchungen mit Sicherungsverwahrten von Kinzig 

(1996) decken sich ebenfalls mit unseren Ergebnissen: Die Raubtäter begehen schneller 

einen Rückfall als die Sexualstraftäter. Nowara (2001) beschrieb bei Sexualdelinquenten 

noch Jahre später eine einschlägige Rückfälligkeit von 7 bis 10 %. Es können unter-

schiedliche Rückfallgeschwindigkeiten für die Sexual- und Gewaltstraftäter angenommen 

werden. Die Gründe dafür sind vielfältig und können an dieser Stelle nicht ausreichend be-

trachtet werden. Als Beispiel ist die geringere Frustrationstoleranz der Gewaltstraftäter zu 

nennen (Ross 2006) wodurch die Geschwindigkeit einer erneuten Straftat beeinflusst wird. 

Im Gegensatz dazu begehen viele Sexualstraftäter, welche zur Gruppe der stabilen Pädose-

xuellen gehören, auch noch Jahre später Sexualdelikte. Diese werden nicht unbedingt 

schnell wieder zum Täter, da sie ihr Verhalten gut kontrollieren können (Kröber 2009). Oft 

werden die Rückfallraten der Sexualstraftäter unterschätzt, da diese bei Betrachtung von 

kürzeren Zeiträumen nicht auffallen. Differenziert davon betrachtet werden müssen die so-

genannten Gelegenheitstäter, welche sonst keine Delikte begehen und nicht pädophil sind, 

aber aufgrund eines besonderen Lebensumstands, bspw. der andauernden Nähe zu einem 

Kind, die Möglichkeit nutzen, sich diesem sexuell zu nähern. Bei den Gelegenheitstätern ist 

das tatsächliche Rückfallrisiko am geringsten ausgeprägt (<10 %, Kröber 2009). Der Täterty-

pus muss daher präzise identifiziert werden, um eine Aussage zur Basisrate und zur Rück-

fallgefahr tätigen zu können. 

 

4.6 Frühe Lebensumstände der Probanden 

 

4.6.1 Sozialisationsbedingungen und Ausbildung der Probanden 

 

Unsere Stichprobe, welche sich aus Probanden mit geprüfter, aber nicht angeordneter Si-

cherungsverwahrung zusammensetzt, verdeutlicht, dass erhebliche Probleme in der Kindheit 

wie körperliche Misshandlung/sexueller Missbrauch (25 %) oder Heimaufenthalte (36 %) 

vorliegen. In der Gruppe der Schwer-/Schwerstrückfälligen sind dabei alle überprüften 

Merkmale am häufigsten vorhanden. Die erhobenen Daten der Sozialisationsbedingungen 

unserer Probanden decken sich in vielen Aspekten mit anderen Studien, in denen Insassen 

der Sicherungsverwahrung untersucht wurden (Kinzig 1996; Habermeyer et al. 2008, Gairing 

et al. 2012). Damit scheinen sich die Straftäter bezüglich der Merkmale traumatische Erfah-

rungen in der Kindheit und ungenügende Förderung bzw. Ausbildung zu gleichen. So hat ein 
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Drittel der Probanden in dieser Arbeit (32 %; n=8) keinen Schulabschluss. Eine unvollständi-

ge Herkunftsfamilie, viele Heimaufenthalte und körperliche Misshandlungen sind auch be-

kannte Risikofaktoren für eine dissoziale Persönlichkeitsstörung (Vloet et al. 2006), die ver-

mehrt in der Gruppe der Rückfälligen zu eruieren ist. Drei Probanden, welche in der Kindheit 

das Opfer sexuellen Missbrauchs geworden sind, haben sowohl als Vorstrafe als auch in der 

Anlasstat eine Sexualstraftat begangen (vgl. Görgen et al. 2012). Jedoch findet sich umge-

kehrt nicht bei allen Sexualstraftätern eine Missbrauchserfahrung in der Kindheit (3 von 16). 

Kein Proband der Gruppe der Nichtrückfälligen hat in der Kindheit Misshandlungen oder ei-

nen sexuellen Missbrauch hinnehmen müssen, bei den Schwer-/Schwerstrückfälligen ist das 

Merkmal bei fast der Hälfte ausgeprägt. Das Merkmal „Misshandlungen/sexueller Miss-

brauch“ in der Kindheit lässt eine Tendenz zur statistischen Signifikanz zwischen den Grup-

pen der Nicht- und der Leichtrückfälligen sowie den Schwer-/Schwerstrückfälligen erkennen. 

Bei Nichtvorliegen einer körperlichen Misshandlung oder eines sexuellen Missbrauchs in der 

Kindheit ist dieses Merkmal eher als prognostisch positiv einzustufen. Es zeigt sich, dass bei 

Unterbringung in einem Kinderheim auch häufiger ein sexueller Missbrauch zu registrieren 

war. Ein Missbrauch erfolgte dabei im häuslichen Milieu und laut den Gutachtenaussagen 

nicht in den Kinderheimen durch die Betreuer. Oftmals leben in diesen Familien Eltern, die 

selbst antisoziale Verhaltensweisen zeigen. Zwillingsstudien weisen bezüglich eines dissozi-

alen Verhaltens eine genetische Grundlage nach (McGuffin und Thapar 1992). In dieser Ar-

beit werden jedoch keine diesbezüglichen Auffälligkeiten von Vater oder Mutter dokumentiert, 

da diese nur vereinzelt in den Gutachten beschrieben wurden. Weiterhin kann der Einfluss 

von Genen auf antisoziales Verhalten in molekulargenetischen Untersuchungen nachgewie-

sen werden. So ist bspw. die Aktivität der MAO-A (Monoaminooxidase A) von Relevanz 

(Caspi et al. 2002). Das Vorliegen einer niedrigeren Aktivität dieses Enzyms führt zu erhöhter 

Aggression und Strafanfälligkeit. So ist die Entwicklung einer dissozialen Persönlich-

keitsstörung durch die Interaktion genetischer und umweltbedingter Risiken bedingt (Vloet et 

al. 2006). Wenn sowohl die genetische Bedingung gegeben ist als auch ein ungünstiger Ein-

fluss der Umwelt vorliegt, steigt die Anzahl dissozialer Verhaltensweisen an. Diese Theorie 

bietet einen Erklärungsansatz, warum nicht alle Kinder, welche unter widrigen Sozialisations-

bedingungen aufwachsen, delinquent und/oder verhaltensauffällig werden. Im Umkehr-

schluss bietet dieses Konstrukt aber auch eine Lösung für die Probanden dieser Untersu-

chung (24 %, n=6), bei denen keine familiären Belastungen zu registrieren waren, es aber 

dennoch zur Straffälligkeit gekommen ist. 

 

 

 



  DISKUSSION 

 
  104 

4.6.2 Frühe Kriminalkarriere  

Die Darstellung der kriminellen Karriere der Straftäter in dieser Untersuchung fokussiert be-

kannte Risikofaktoren für Rückfälligkeit. Dabei ist die Gruppe der Rückfälligen durch eine 

frühe, vielfältige und lange Delinquenzgeschichte gekennzeichnet (Kinzig 1996; Endrass et 

al. 2007; Habermeyer et al. 2008). Diskutiert werden nachfolgend die Vorstrafenanzahl und 

Deliktart, die Ersttäterschaft in dieser Stichprobe sowie die verbrachte Zeit in einer Haftan-

stalt vor dem Anlassdelikt. Das durchschnittliche Alter bei der Erstdelinquenz aller drei Rück-

fallgruppen betrug 21,2 Jahre. Doch ein Drittel der Probanden (n=9) begann ihre Kriminalkar-

riere im Alter von 14 oder 15 Jahren sehr früh. Ein statistisch signifikanter Altersunterschied 

zwischen den Gruppen der Nicht-, Leicht- und Schwer-/Schwerstrückfälligen existiert dabei 

nicht. Bei Kinzig (1996) und Habermeyer et al. (2008) waren die untersuchten Probanden in 

der Sicherungsverwahrung zu diesem Zeitpunkt durchschnittlich deutlich jünger. Wird nur die 

Gruppe der Schwer-/Schwerstrückfälligen untersucht, welche am ehesten in dieser Studie 

mit den Sicherungsverwahrten verglichen werden können, ist unter Berücksichtigung eines 

Ausreißers ein durchschnittliches Alter bei der Erstdelinquenz von 16,5 Jahren festzustellen. 

Dieses Ergebnis entspricht schon eher dem Altersdurchschnitt der Untergebrachten (gemäß 

§ 66 StGB) und weist auf die frühe kriminelle Aktivität der rückfälligen Probanden hin. Eine 

Anordnung der Sicherungsverwahrung erfolgt zumeist bei vielfach vorbestraften Probanden 

(Kinzig 1996; Habermeyer et al. 2008). So war die Anordnung der Sicherungsverwahrung bis 

1998 nur bei einer bestimmten Anzahl an Vorstrafen bzw. einer festgelegten Zeit in Haft 

möglich (siehe Kap. 1.2.2). Seit der Reform der Gesetzgebung zur Sicherungsverwahrung ist 

die Anordnung auch bei erstmalig straffällig gewordenen Tätern möglich (§ 66 b Abs. 2 StGB) 

und nimmt zusehends zu (Kinzig 2009). Dies entspricht der in der Einleitung dargestellten 

Änderung der materiellen Voraussetzungen. In dieser Arbeit sind ebenfalls drei Ersttäter 

(12 %) zu verzeichnen, die den beschriebenen Zuwachs bestätigen. Diese sind gemäß dem 

Eintrag im BZR-Auszug den Gruppen der Nicht- (n=2) und Leichtrückfälligen (n=1) zuzuord-

nen. Demnach handelt es sich um solche Personen, bei denen aufgrund ihrer 

Legalbewährung keine Unterbringung in der nachträglichen Sicherungsverwahrung hätte 

gerechtfertigt werden können. Die Überprüfung des Kriteriums der Ersttäterschaft sollte auch 

in nachfolgenden Untersuchungen vorgenommen werden. Laut diesen Daten spricht das 

Merkmal der Ersttäterschaft eher gegen eine schwere Rückfälligkeit. Demgegenüber wird die 

Hälfte der Untersuchten (48 %) in der vorliegenden Arbeit der Gruppe der polytropen Delin-

quenten zugerechnet, d.h. die Straftaten gehören mehr als zwei unterschiedlichen Deliktar-

ten an. Dieses Charakteristikum ist in der Gruppe der Schwer-/Schwerstrückfälligen mit ca. 

71 % besonders stark ausgeprägt, stellt aber im Vergleich zu den anderen Gruppen kein 

trennscharfes Kriterium für Rückfälligkeit dar. Es ist allgemein bekannt, dass die Wahr-

scheinlichkeit eines Rückfalls u. a. von der Vorstrafenanzahl abhängt (Harrendorf 2008; 
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Hanson und Bussière 1998). Eine aktuelle Studie von Gairing et al. (2012) präsentiert eine 

signifikant höhere Anzahl der Vorstrafen in der Gruppe der Sicherungsverwahrten gegenüber 

der Strafgefangenen. Unsere Daten weisen dabei eine durchschnittliche Vorstrafenanzahl, 

über alle drei Gruppen verteilt, von 7,5 Straftaten vor dem Anlassdelikt (Range 0-18; siehe 

Tabelle 18) nach. In der Gruppe der Straftäter mit schwerem/schwerstem Rückfall liegt die 

durchschnittliche Anzahl mit 10,3 Vorstrafen (Range 2-18) höher. Im Gegensatz zu den an-

deren beiden Gruppen (kein und leichter Rückfall) ist in der Gruppe mit schwe-

rem/schwerstem Rückfall keine Person ohne Vorstrafen. Doch lässt sich bezüglich dieses 

bekannten Rückfallkriteriums nur die statistische Tendenz eines Unterschieds in der durch-

schnittlichen Vorstrafenanzahl zwischen Schwer-/Schwerstrückfälligen und den beiden ande-

ren Gruppen (kein und leichter Rückfall) nachweisen. Die durchschnittliche Vorstrafenanzahl 

der Probanden mit schwerem/schwerstem Rückfall entspricht dabei den schon bekannten 

Zahlen von Sicherungsverwahrten aus der Literatur (Kinzig 1996, Habermeyer et al. 2008). 

Die niedrigere durchschnittliche Vorstrafenanzahl der Nicht- bzw. Leichtrückfälligen bestätigt 

die Annahme, dass diese Probanden eher nicht der Klientel der Sicherungsverwahrung ent-

sprechen. Den größten Anteil an Vorstrafendelikten der Probanden bilden Diebstahls- (60 %) 

sowie Körperverletzungsdelikte oder Sexualstraftaten (jeweils rund 50 %, Mehrfachnennung 

möglich). Diese Daten decken sich bezüglich der Deliktart mit den Ergebnissen anderer Un-

tersuchungen von Sicherungsverwahrten (Kinzig 1996, Habermeyer et al. 2008). Da es sich 

bei den Anlassdelikten, welche zur Anordnung der (nachträglichen) Sicherungsverwahrung 

führen, meist um Gewalt- oder Sexualstraftaten handelt, verstehen sich die vorgenannten 

Vorstrafen, außer Diebstahl, als die häufigsten einschlägigen Delikte vor der Anlasstat. Ein-

schlägig meint hier die Kongruenz der Deliktart zwischen dem Delikt, welches zu der Anord-

nung der Maßregel führt, und den zuvor verübten Straftaten. Im Durchschnitt beträgt der 

Anteil der einschlägigen Vorstrafen über alle Gruppen hinweg 72 %. Der Unterschied zwi-

schen der Anzahl einschlägiger Vorstrafen ist im Vergleich der drei Gruppen nicht bedeut-

sam. Eine Identifizierung der Schwer-/Schwerstrückfälligen über das Merkmal einschlägige 

Vorstrafen ist somit, zumindest in dieser Untersuchung, nicht möglich. Es besteht eine hohe 

Übereinstimmung zwischen Anlass- und Rückfalldelikt in der Gruppe der Schwer-

/Schwerstrückfälligen (sechs von sieben Probanden). Die scheinbare Fokussierung auf be-

stimmte Deliktarten täuscht jedoch. Die untersuchten Personen weisen zwar eine hohe Zahl 

an einschlägigen Vorstrafen (n=18, 72 %) auf, doch kann man nahezu jede zweite Person 

als polytropen Täter (n=12, 48 %) beschreiben. Diese begehen also nicht nur stringent ein- 

und dieselbe Deliktart, vielmehr lässt sich aufgrund der Vielfältigkeit keine Präferenz der 

Straftaten erkennen, da die polytropen Delinquenten über ein vielfältiges kriminelles Reper-

toire verfügen. Die dargestellte kriminelle Aktivität führt dazu, dass die Probanden nahezu 

die Hälfte ihres Erwachsenenlebens im Vollzug verbracht haben. Die Haftzeit vor dem Index-
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delikt betrug für alle Gruppen (kein, leichter und schwerer/schwerster Rückfall) durch-

schnittlich 7,9 Jahre, in der Gruppe mit schwerem/schwerstem Rückfall 10,1 Jahre. Im Ver-

gleich mit den Daten der Sicherungsverwahrten in der Literatur ist diese Dauer kürzer (Kinzig 

1996; Habermeyer et al. 2008). Möglicherweise führen die schwerwiegenderen Delikte bei 

den Sicherungsverwahrten zu längeren Haftzeiten. In diesem Kontext nicht überraschend 

und für eine hohe kriminologische Gefährdung typisch ist die Verteilung derjenigen, welche 

vor der Anlasstat ein Bewährungsversagen aufwiesen. In den Gruppen mit Rückfall (leichter 

und schwerer/schwerster Rückfall) ist dies die Mehrheit (75-85,7 %). Interessant wäre in die-

sem Zusammenhang die Betrachtung des sozialen Empfangsraums, in dem das Bewäh-

rungsversagen stattgefunden hat. Eine Einbeziehung zusätzlicher Faktoren wie der Integra-

tion in soziale Strukturen, der Durchführung einer Therapie oder der beruflichen Situation, 

wäre an dieser Stelle anzuraten. Dieser Fragestellung wurde in der vorliegenden Arbeit nicht 

nachgegangen, da sich der Fokus auf die Umstände des Rückfalldelikts richtet. Wie in den 

Studien zu Sicherungsverwahrten von Kinzig (1996) und der psychiatrischen Betrachtung 

von Habermeyer et al. (2008) zu entnehmen ist, handelt es sich auch bei unserer Stichprobe 

um eine Gruppe von Probanden mit einschneidenden sozialen Schwierigkeiten im Lebens-

lauf. Diese sind gekennzeichnet durch schwierige familiäre Konstellationen, einer ungenü-

genden Ausbildung und einer früh einsetzenden Delinquenz mit hoher Deliktfrequenz und 

langen Haftzeiten.  

 

4.7 Vom Anlassdelikt bis zur Prüfung der Anordnung der nachträglichen Sicherungsver-

wahrung 

 

4.7.1 Anlassdelikt und (anschließende) Zeit im Strafvollzug 

 

Die Anlassdelikte beinhalten bei allen Probanden - neben anderen Straftaten - entweder eine 

Körperverletzung und/oder eine Sexualstraftat. Die Stichprobe beschränkt sich somit, aus-

gehend vom Anlassdelikt, auf Sexual- (64 %, n=16) und Gewaltstraftäter (36 %, n=9). An-

lassdelikt meint dabei die Straftat, die zur Anordnung der nachträglichen Sicherungsverwah-

rung geführt hat. Die Beschränkung auf diese zwei Deliktarten zeigte sich auch in anderen 

Untersuchungen (Dessecker 2010; Habermeyer et al. 2008; Kröber et al. 2013; Kinzig 1996) 

und bestätigt ein erneutes Mal eine nun mehr eingeschränkte Zielgruppe der Sicherungs-

verwahrung. Die Maßregel der Sicherungsverwahrung soll nur bei solchen Menschen ange-

wandt werden, welche eine Gefahr für Leib und Leben anderer Personen bedeuten. Daher 

ist m. E. die Beschränkung der Klientel auf Gewalttäter und Sexualdelinquenten als positiv 

zu bewerten. Betrachtet man die Tatumstände, ist bei fast der Hälfte der Probanden ein Al-

koholeinfluss festzustellen, 20 % haben Drogen konsumiert. Diese Zahlen bestätigen die 
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psychiatrische Anamnese der Probanden nach der rund 52 % durch einen Konsum von Al-

kohol und 24 % durch einen Konsum von Drogen gekennzeichnet sind. Bei einem Viertel der 

Straftäter wird bezüglich des Anlassdelikts eine verminderte Schuldfähigkeit gemäß § 21 

StGB festgestellt. Dieser Umstand beschreibt die verringerte Fähigkeit des Delinquenten das 

Unrecht des Delikts einzusehen oder nach dieser Einsicht zu handeln. In allen sechs Fällen 

handelt es sich um eine akute Intoxikation mit psychotropen Substanzen. Eine ambulante 

Therapie des Substanzmissbrauchs stellt somit insbesondere in der Zeit vor dem Anlassde-

likt einen wichtigen Pfeiler zur Prävention schwerer und schwerster Straftaten dar. Das 

durchschnittliche Alter bei der Begutachtung (zum Zeitpunkt des ersten Prognosegutachtens) 

betrug 43,9 Jahre (Range 28-66 J.) und diese Werte decken sich mit den offiziellen Daten, 

nach denen die Mehrheit der Insassen der Sicherungsverwahrung zwischen 40 bis 50 Jahre 

alt sind (Statistisches Bundesamt 2010; Dessecker 2010; Kröber et al. 2013). Die durch-

schnittliche gesamte Haftzeit beläuft sich auf 183,5 Monate (Range 42-412) und entspricht 

damit durchschnittlich 15 Jahren „Sozialisation“ in Haft. Eine Einbindung in nicht-delinquente 

Gefüge ist dadurch nicht gegeben und eine sogenannte Prisonisierung, also die Übernahme 

von Verhaltensweisen, welche das Leben in der Haft kennzeichnen, kann möglicherweise 

eintreten (Kaletta 2006). Dazu gehört auch eine gute Anpassung, verbunden mit Passivität, 

möglicherweise in der Hoffnung, zum vorgegebenen Zeitpunkt entlassen zu werden. Wiede-

rum existieren Delinquenten, die sich in der Gefängnishierarchie nach oben kämpfen und es 

gewohnt sind, dass die anderen Insassen ihren Wünschen entsprechen. Auch die sexuelle 

Verfügbarkeit in einer Vollzugsanstalt unterscheidet sich stark von dem Zusammenleben in 

der Welt außerhalb. Dies erklärt möglicherweise die Rückfälligkeit von Probanden mit güns-

tigen Entlassungsbedingungen in dieser Studie. Diese schaffen es nicht, Verhaltensmuster, 

welche sie über Jahre in Haft gelernt hatten, in Freiheit wieder abzulegen. Dagegen schaffen 

es andere, „Resiliente“, unter ungünstigen Umständen nicht erneut kriminell auffällig zu wer-

den. Ein wichtiger Faktor ist hierbei möglicherweise das höhere Alter der Delinquenten, wel-

ches eine Abnahme der kriminellen Aktivitäten bewirkt (Berner und Bolterauer 1995, Jehle et 

al. 2003, vgl. 4.7.3). Dabei kann zwischen den drei Gruppen kein, leichter und schwe-

rer/schwerster Rückfall bezüglich der Gesamthaftzeit kein signifikanter Unterschied fest-

gestellt werden, sodass ein Rückschluss auf die Rückfallprognose mithilfe der Gesamthaft-

zeit in dieser Arbeit nicht möglich ist.  
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4.7.2 Verhaltensauffälligkeiten in Haft: Indikator für Rückfälligkeit? 

 
In dieser Untersuchung zeigte die Mehrheit der Probanden (80 %, n=20) während der Unter-

bringung Auffälligkeiten: Gewalt gegenüber Personal oder Mithäftlingen, Lockerungs-

versagen, erneute Strafverfahren oder Konsum von Rauschmitteln. Des Weiteren verweiger-

ten einige Straftäter ihre Therapie7 (25 %, n=6) oder brachen diese vorzeitig ab (32 %, n=8). 

Ein ähnliches Bild präsentiert die Studie von Kröber et al. (2013), in der u. a. zukünftige Si-

cherungsverwahrte bezüglich ihrer Therapieerfahrungen untersucht wurden. Verweigerun-

gen oder Therapieabbrüche bildeten in vielen Fällen die Grundlage für die Prüfung der An-

ordnung der nachträglichen Sicherungsverwahrung. In diesem Zusammenhang ist der 

Begriff der „Nova“, welcher neue Tatsachen bezeichnet, die die Gefährlichkeit des Insassen 

im Zeitraum seit der letzten Verurteilung und vor dem erneuten Antrag der Staats-

anwaltschaft bspw. während der Haft erkennen lassen, zu nennen. Eine Nova kann auch 

schon vor der Haft bestanden haben, wurde nur nicht von dem zuständigen Gericht erkannt. 

Die häufigsten Gründe für die Anordnung der nachträglichen Sicherungsverwahrung in die-

ser Untersuchung sind in absteigender Reihenfolge: Aggressionen im Vollzug (36 %, n=9), 

Therapieverweigerung oder –abbruch (25 %, n=6) sowie bestehender Substanzabusus 

(20 %, n=5) als neue Tatsachen sowie die Zuschreibung einer anhaltenden Gefährlichkeit 

und/ oder eines Hanges (60 %, n=15). Dabei wurden bei sieben Probanden auch mehrere 

Gründe als Nova aufgeführt. Bei den herangezogenen neuen Tatsachen, welche zur Prüfung 

der Unterbringung führten, scheint es sich unseren Daten zufolge nicht immer um strafge-

richtlich verfolgbare Verstöße zu handeln. Es besteht die Gefahr der Bewertung des Gesamt-

verhaltens des Straftäters anstelle der Straftaten (Lüderssen 2006). Letztendlich wird aber 

nur ein Drittel, der als gefährlich eingeschätzten Probanden schwer-/schwerstrückfällig. Ver-

haltensänderungen von Straftätern, welche lange Zeit im Strafvollzug (ohne Lockerungs-

maßnahmen) verbracht haben, können Gutachter bspw. durch das Gesamtverhalten in der 

Haftanstalt oder Änderungen von Einstellungen gegenüber bestimmten Aspekten erkennen. 

Doch scheinen eine gute Anpassung und Integration in den Haftalltag kein verlässlicher Indi-

kator für zukünftige Straffreiheit zu sein. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob 

ein Hangtäter, der sich laut Definition in einem Zustand befindet, der ihn immer wieder neue 

Taten begehen lässt, sich unauffällig in der Haft verhalten kann. Möglicherweise wäre dies 

bei einem Mangel an Gelegenheiten im Strafvollzug denkbar. Kann wiederum bei sogenann-

ter guter Führung kein Hang vorliegen? Da die Voraussetzung einer durch Taten oder Äuße-

rungen belegten, neu ersichtlichen Gefährlichkeit erfüllt sein muss, ist die Entscheidung für 

eine Prüfung der Anordnung der nachträglichen Sicherungsverwahrung eingeschränkt. Oft-

                                                 
7 Suchttherapie, Sexualtherapie, ambulante Psychotherapie/Gesprächstherapie, stationäre Aufnahme, 

Medikation.  
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mals besteht für den Inhaftierten keine Chance, sich bei Lockerungsmaßnahmen zu bewäh-

ren, da diese aus Angst vor Missbrauch von vornherein nicht zugelassen werden. Inwieweit 

wird den Straftätern die Chance eingeräumt, dem psychiatrischen Gutachter eine positive 

Entwicklung ihres Verhaltens zu vermitteln? Sowohl Fehlverhalten als auch vorbildhafte In-

tegration in der Haft, welche lediglich als temporäre Anpassungen interpretiert werden könn-

ten, kann der psychiatrische Experte in den Gutachten bei der Argumentation für eine dauer-

hafte Verwahrung verwenden. Das Verhalten in der Haft kann aus diesen Grund m. E. nur 

beschränkt für eine Aussage bezüglich einer Legalprognose herangezogen werden.  

 

4.7.3 Rolle des Alters bei Delinquenzverläufen 

 

Bei der Untersuchung der Delinquenzverläufe ist das Alter ein wichtiger Parameter. Seine 

Bedeutung ist nicht gleichmäßig über das gesamte Leben eines Individuums verteilt, sondern 

erreicht das Maximum in der Jugend und nimmt mit zunehmendem Alter ab (Berner und 

Bolterauer 1995, Jehle et al. 2003). Auch in der vorliegenden Arbeit finden sich unter den 

Schwer-/Schwerstrückfälligen rund 86 % (n=7), welche zwischen 1955 und 1970 geboren 

wurden und folglich zum Zeitpunkt der Erhebung (2012) zwischen 42 bis 57 Jahre alt waren. 

Es kann in verschiedenen Studien eine Abnahme der Rückfälligkeit mit steigendem Alter 

eruiert werden. Dies liegt u. a. am biologischen Alterungsprozess und der vermehrten Ein-

bindung in gesellschaftliche Strukturen wie Ehe und Arbeit. Einer der schwer-/schwerstrück-

fälligen Probanden stellt in dieser Arbeit eine Ausnahme dar. Geboren im Jahre 1934, ist 

dieser Straftäter im Jahr der Veröffentlichung dieser Arbeit (2013) 79 Jahre alt. Es gibt neben 

den Delinquenten, die nur in einer kurzen Zeitspanne ihres Lebens kriminell tätig sind, eine 

kleine Gruppe, welche auch über das 60. Lebensjahr hinaus ein abweichendes Verhalten 

präsentieren (Jehle et al. 2003). Zumeist handelt es sich dabei nur um Delikte, welche mit 

Geldstrafen geahndet werden. Es existieren aber auch Fälle, bei denen Freiheitsstrafen über 

fünf Jahre verhängt werden. Eine besondere Gruppe stellen bspw. die sogenannten Alters-

pädophilen dar, bei denen eine Enthemmung durch Senilität zu beobachten ist. Diese bege-

hen auch im hohen Alter sexuelle Straftaten (Kröber 2009). Das Alter kann demnach als eine 

relevante Kenngröße für die Legalprognose angesehen werden, wenngleich zumeist eher 

die Jüngeren für die nachträgliche Sicherungsverwahrung infrage kommen (Wolf 2009). Vor 

dem Hintergrund der sogenannten Altersverbrecher sollten diese Ausnahmen nicht verges-

sen werden und mit in die Einschätzung der Rückfälligkeit einfließen. So sollen auch Straftä-

ter in höherem Alter vor dem Hintergrund der Alterspädophilie und des allgemeinen geistigen 

Zustands begutachtet werden und nicht nur aufgrund des Alters als kriminell inaktiv einge-

schätzt werden. Das Gleiche gilt für Hangtäter: Auch diese Gruppe wird aufgrund eines über 

Jahre eingeschliffenen Verhaltens noch im Alter Delikte begehen. Hinsichtlich des Alters bei 
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einem Rückfall existiert ein signifikant statistischer Unterschied zwischen den Leicht- und 

Schwer-/Schwerstrückfälligen. Es zeigt sich, dass diejenigen Probanden in der Gruppe mit 

leichten Rückfalldelikten durchschnittlich jünger sind (44 Jahre, 31-65 Jahre) als diejenigen 

mit schwerem/schwerstem Rückfalldelikt (48 Jahre, 36-70 Jahre). Es stellt sich die Frage, ob 

den Leichtrückfälligen noch eine schwere Rückfälligkeit bevorsteht? Dies kann erst mit den 

weiterführenden Untersuchungen dieser Klientel in nachfolgenden Studien beantwortet wer-

den. Ebenso zeigen sich zwischen den beiden Tätergruppen, den Gewalt- und Sexualstraftä-

tern, Unterschiede hinsichtlich der Altersverteilung. Das durchschnittliche Erstdelinquenzalter 

der Gewaltstraftäter liegt rund fünf Jahre niedriger (18 vs. 23 J.). Auch die anderen erhobe-

nen Altersdurchschnitte, wie bei der Begehung des Anlassdelikts, bei der Entlassung (nach 

dem Anlassdelikt) und bei dem Rückfall sind niedriger. Daher ist es sinnvoll, Probanden, 

welche mit Sexualdelikten auffallen, auch Jahre nach ihrer Entlassung hinsichtlich ihrer Kri-

minalkarriere und Rückfälligkeit zu untersuchen.  

 

4.8 Auseinandersetzung mit dem Begriff des Hanges (gemäß § 66 StGB) 

 

Der Hang gemäß § 66 StGB ist für die Anordnung der (nachträglichen) Sicherungsver-

wahrung ein vom Gesetzgeber gefordertes Kriterium. Erschwert wird die Verwendung des 

Hangbegriffs, da dieser keine definierte psychiatrische Kategorie repräsentiert. Schwer-

punkte in den untersuchten Prognosegutachten bilden zum einen die Überprüfung, ob das 

Vorliegen eines Hanges berücksichtigt wurde und zum anderen die sich daraus gegebenen-

falls ableitenden gutachterlichen Empfehlungen. Gegenübergestellt werden Probanden mit 

und ohne Hang zur Begehung erheblicher Straftaten hinsichtlich einiger ausgesuchter 

Merkmale.  

 

4.8.1 Überprüfung des Hanges und verwendete Hangkriterien in den Gutachten  

 

Die 55 Gutachten in der vorliegenden Arbeit nehmen alle Stellung zur Prognose im Zusam-

menhang mit der Überprüfung der nachträglichen Sicherungsverwahrung. Dabei ist der psy-

chiatrische Sachverständige dazu angehalten, sich explizit zum Hang gemäß § 66 StGB zu 

äußern. Die Bedeutung des Erkennens eines Hanges besteht darin, dass damit unmittelbar 

eine hohe Wahrscheinlichkeit für das Begehen weiterer erheblicher Straftaten verknüpft ist 

(Dannhorn 2010). Allerdings wurde nur in knapp der Hälfte (n=27) aller Gutachten der Hang 

überprüft, dann zumeist aber auch bestätigt (85 %). Hieraus ergibt sich die Frage, bei wie 

vielen Probanden ein Hang bestätigt wurde und sich tatsächlich ein schwerer/schwerster 

Rückfall ereignete. In 64 % der Gutachten in der Gruppe der Schwer-/Schwerstrückfälligen 

sah der psychiatrische Sachverständige einen Hang zur Begehung erheblicher Straftaten 
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(gemäß § 66 StGB) als gegeben an. In den Gruppen kein und leichter Rückfall erfolgte die 

Berücksichtigung eines Hanges in ca. 42 % der Fälle. Dagegen wurde in rund 71 % der Gut-

achten der Probanden mit schwerem/schwerstem Rückfall dieses Kriterium überprüft. Ob-

wohl nur in jedem zweiten Gutachten der Hang geprüft wurde, erfolgte bezüglich dieses 

Merkmals bei einem großen Teil der rückfälligen Probanden eine Überprüfung. So kann den 

psychiatrischen Gutachtern zwar keine Vollständigkeit bezüglich der Stellungnahmen zum 

Begriff des Hanges bescheinigt werden, wohl doch eine gute Trefferquote bei den relevanten 

Straftätern mit negativer Legalbewährung. Wir sind nun der Frage nachgegangen, anhand 

welcher Kriterien die Gutachter einen Hang zur Begehung gefährlicher Straftaten bejaht ha-

ben. Dabei sind wir zu ähnlichen Resultaten gekommen, wie sie schon in der Literatur be-

schrieben wurden (Kinzig 1996; Habermeyer und Saß 2004). Persönlichkeitsimmanente Fak-

toren haben auch in unseren Erhebungen eine große Bedeutung. Rund 65 % der Gutachter 

beziehen sich auf bestimmte Persönlichkeitsmerkmale des Täters wie dissoziale Verhaltens-

weisen oder eine vorhandene Persönlichkeitsstörung, die mit Rückfälligkeit korreliert. Rele-

vant sind Kriterien wie eine frühe Delinquenz (40 %) und die Qualität der Delikte (35 %), 

bspw. die Brutalität mit der eine Straftat begangen wurde. Betrachtet werden auch die Delikt-

frequenz und die Dynamik der Kriminalkarriere i. S. einer Zunahme der Deliktschwere. In den 

Prognosegutachten wurde zumeist mithilfe der genannten Faktoren eine schlechte Prognose 

begründet. Auch der Einsatz von Prognoseinstrumenten, wie die Verwendung der PCL-R 

und HCR-20, wurde zur Überprüfung des Hanges verwendet. Es dominieren in den Gutach-

ten die Auseinandersetzung mit den Taten sowie mit der Täterpersönlichkeit und die Be-

schreibung der negativen Kriminalprognose. Mit dieser Vorgehensweise erfolgt die An-

näherung an die von Habermeyer und Saß (2004) proklamierte Definition des Hanges: Das 

Vorhandensein einer „zeitlich stabilen persönlichkeitsgebundenen Bereitschaft zu aktivem 

kriminellem Handeln“, verbunden mit einer negativen Kriminalprognose. Wie auch schon in 

der Literatur beschrieben (Habermeyer und Saß 2004), fehlt aber die Auseinandersetzung 

mit den individuellen Lebensumständen der Probanden. 

 

4.8.2. Empfehlungsübereinstimmungen der Gutachten im Zusammenhang mit einem Hang  

 

Die Gutachtenaufträge bestehen oft aus dem Gesetzestext bspw. gemäß § 66 StGB. Darin 

wird der für das Gericht tätige forensische Psychiater aufgefordert zu normativen Merkmalen 

Stellung zu nehmen. Diese Art des Begutachtungsauftrages bewertet die interdisziplinäre 

Arbeitsgruppe um Boetticher et al. (2006) als nicht zulässig. Gefordert wird eine Beschrän-

kung der gutachterlichen Kompetenzen auf psychopathologische Fragestellungen oder Fra-

gen zur Kriminalprognose wie bspw. die Wahrscheinlichkeit für eine erneute Straftat (Boetti-

cher et al. 2006).  
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In dem Großteil der untersuchten Gutachten kommt es dabei zur Abgabe einer Empfehlung. 

Dabei sprachen sich einige Psychiater allein aufgrund eines Mangels an formellen juristi-

schen Voraussetzungen gegen eine Anordnung der nachträglichen Sicherungsverwahrung 

aus.  

Es wurde untersucht inwiefern die Überprüfung des Merkmals Hang ja oder nein die Abgabe 

von Empfehlungen der forensischen Sachverständigen beeinflusste. In der vorliegenden 

Arbeit resultierte in elf Gutachten (20 %) in denen dem Täter ein Hang zugeschrieben wurde, 

als prognostische Empfehlung eine Anordnung der nachträglichen Sicherungsverwahrung. 

Die Zuschreibung eines Hanges führte jedoch nicht automatisch zur Empfehlung der Anord-

nung der nachträglichen Sicherungsverwahrung (n=5, 9,1 %). Bei einem geprüften, aber 

nicht vorhandenen Hang (n=4, 7,3%) sprachen sich die forensischen Experten dagegen im-

mer gegen eine Unterbringung nach § 66b StGB aus.   

So liegen die Übereinstimmungsraten (Interrater-Reliabilität) der Prognoseempfehlung bei 

zwei Gutachten über denselben Straftäter mit rund 27 % (n=15) über alle Probanden und 

Gruppen (kein, leichter und schwerer/schwerster Rückfall) auf einem niedrigen Niveau. Nur 

in der Risikogruppe (Gruppe schwerer/schwerster Rückfall) findet sich eine hohe Überein-

stimmungsrate von 71,4 %, wobei sich alle psychiatrischen Sachverständigen für die Anord-

nung der nachträglichen Sicherungsverwahrung aussprechen. Folglich werden die tatsäch-

lich „gefährlichen“ Probanden von den Psychiatern auch als solche eingestuft. Lediglich in 

einem Gutachten über einen Schwer-/Schwerstrückfälligen wurde „keine Aussage“ zur Emp-

fehlung getätigt. Diese verlässliche Identifizierung der Risikoprobanden findet sich auch bei 

der Überprüfung und Bewertung des Hanges durch die forensischen Experten wieder (siehe 

Kap. 4.8.1).  

 

4.8.3. Merkmale der Probanden mit sowie ohne Hang  

 

In dieser Studie wird zwischen einer Probandengruppe mit einem Hang gemäß § 66 StGB 

(hier: Hangtäter) und einer Probandengruppe ohne überprüften oder durch den Gutachter 

verneinten Hang differenziert. Anhand einiger relevanter Merkmale werden die beiden Grup-

pen einander gegenübergestellt. Gewählt werden die Charakteristika, von denen wir ausge-

hen, dass sie als sogenannte Hangmerkmale bei der gutachterlichen Einschätzung fungieren. 

Dazu zählen das Vorliegen einer dissozialen Persönlichkeitsstörung, das Erstdelinquenzalter, 

die Vorstrafenanzahl, das Vorkommen einschlägiger Vorstrafen, die Polytropie und die Ein-

schätzung des Suchtverhaltens. Zusätzlich erfolgt die Betrachtung früherer Misshandl-

ungserfahrungen, der Familiensituation in der Kindheit der Probanden und der Time-at-risk. 

Die vorliegenden Ergebnisse bestätigen, dass Differenzen zwischen diesen beiden Gruppen 
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bestehen. So sind bei den Rückfälligen mit vorhandenem Hang mehr Vorstrafen8 und ein 

jüngeres Alter beim Erstdelikt zu registrieren9. Die Hangtäter fallen über alle Gruppen hinweg 

(kein, leichter, schwerer/schwerster Rückfall) durch mehr Aggressionen in der Haft und dis-

soziale Persönlichkeitszüge/-störungen (60 % vs. 20 %) auf. Diese Ergebnisse verdeutlichen, 

dass nicht nur gewisse Merkmale eine Person als Hangtäter charakterisieren, sondern dass 

umgekehrt auch diejenigen, welche diese Zuschreibung nicht erhalten haben, sich - in für 

dieses Kriterium relevanten Merkmalen - von den Hangtätern differenzieren lassen. Es han-

delt sich also um keine rein zufällige Auswahl. Dies unterstreicht m. E. die Bedeutung der 

Auseinandersetzung mit den Hangkriterien, um einen Hangtäter bzw. einen potenziell 

Schwer-/Schwerstrückfälligen Straftäter zu identifizieren. Betrachtet man die Probanden hin-

sichtlich ihres Anlassdelikts, so dominiert die Verteilung der Hangtäter in der Gruppe der 

Gewaltstraftäter mit rund 90 %. Lediglich der Hälfte (~43 %) der Sexualstraftäter wird ein 

Hang zugeschrieben. Möglicherweise ist der Anteil der Sexualstraftäter mit einem Hang eher 

den Sexualdelinquenten mit einer Persönlichkeitsstörung ohne sexuelle Devianz zuzuordnen, 

da diese häufiger rückfällig werden (Kröber 2009). Durch die zusätzliche Aufteilung der 

Gruppen handelt es sich um sehr kleine Fallzahlen, daher zeigen die Darlegungen zu den 

Merkmalen von Tätern mit und ohne Hang lediglich eine Tendenz auf. In die Gruppe der 

Probanden ohne Hang sind auch diejenigen eingeschlossen, bei denen der Hang nicht ge-

prüft wurde. Potenziell könnte es sich bei diesen aber auch um „versteckte“ Hangtäter han-

deln. Dadurch kann es zu einer Verzerrung der Ergebnisse gekommen sein. Dies war aller-

dings in dieser Arbeit, aufgrund des fehlenden eigenen Kontakts mit den Straftätern nicht 

eruierbar.  

 

4.8.4 Sozialer Empfangsraum und Hang 

 

In der vorliegenden Arbeit fallen Probanden mit protektiven Faktoren des sozialen Emp-

fangsraums (wie der Status eines Arbeitnehmers, Einbindung in einer Partnerschaft oder 

Familie, dem eigenen Wohnsitz etc.) auf, die trotz dieser guten sozialen Einbettung rückfällig 

werden. Es stellt sich die Frage, ob diese Delinquenten der Gruppe der Hangtäter zuzuord-

nen sind. Wenngleich der Hang in jedem zweiten Gutachten nicht geprüft wurde (n=28, 

50,9%), gibt es in allen Gruppen (kein, leichter, schwerer/schwerster Rückfall) Delinquenten 

mit einem zugeschriebenen Hang. Allen Straftätern können wiederum unterschiedliche Ent-

lassungssituationen zugeordnet werden, sodass keine Schlussfolgerung bezüglich eines 

Zusammenhangs mit einem Hang, einer stabilen Entlassungssituation und einer Rückfällig-

keit gezogen werden kann. Auch die Annahme von Kröber et al. (2013), dass aus dem Zu-

                                                 
8
 leichter Rückfall: Pbn. mit Hang 7,6 vs.4,7; schwerer/schwerster Rückfall: Pbn. 11,2 vs.8. 

9
 leichter Rückfall: Pbn. mit Hang 18,6 vs.27; schwerer/schwerster Rückfall: 15,4 vs.34 Jahre. 
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stand Obdachlosigkeit das größte Rückfallrisiko resultiert, kann durch unsere Daten nicht 

bestätigt werden. Veränderungen im sozialen Empfangsraum, wie der Verlust des Arbeits-

platzes oder die Trennung vom Partner, können ebenfalls nicht in Zusammenhang mit Rück-

fälligkeit gebracht werden. Eine Auseinandersetzung mit dem sozialen Empfangsraum ist 

wichtig, insbesondere für die optimale Eingliederung in das Leben außerhalb der Haftanstalt. 

Dabei muss vor allem eine individuelle Strategie entworfen werden, da eben auch die Exis-

tenz eines scheinbar guten sozialen Empfangsraums keine Garantie für eine positive 

Legalbewährung bietet.  

 

4.9 Prognostisch nutzbare Kriterien für Rückfälligkeit  

 

Voraussetzung für die Unterbringung in der nachträglichen Sicherungsverwahrung ist ein 

Hang zur Begehung erheblicher Straftaten und eben eine hohe Gefahr für ein in naher Zu-

kunft auftretendes erhebliches Rückfalldelikt. In dieser Untersuchung können wir die Pro-

banden identifizieren, welche einen Hang aufweisen und rückfällig werden. Untersucht wer-

den die Merkmale aus den Bereichen der Sozialisationsbedingungen, die kriminal-

biografischen Faktoren und psychiatrischen Aspekte, welche auf einen Zusammenhang mit 

dem Rückfall hinweisen. Bei Betrachtung der spezifischen Merkmale der rückfälligen Hang-

täter und der mit Rückfall assoziierten Variablen aus den oben genannten Gebieten können 

prognostisch nutzbare Kriterien für Rückfälligkeit abgeleitet werden (Müller et al. 2012). Im 

Bereich der Kriminalbiografie handelt es sich um eine hohe Vorstrafenanzahl, bei der eine 

Tendenz eines statistisch signifikanten Zusammenhangs zwischen Schwer-/Schwerst-

rückfälligen und den Nicht- bzw. Leichtrückfälligen gegeben ist. Bei den rückfälligen Hangtä-

tern liegt zudem eine durchschnittlich höhere Anzahl an Vorstrafen (9,3 vs. 6,3) vor. Hinsicht-

lich psychiatrisch-diagnostischer Aspekte dient dabei das Vorliegen einer dissozialen 

Persönlichkeitsstörung eher zur Vorhersage allgemeiner Rückfälligkeit. Diese verdeutlicht 

einen signifikanten Unterschied zwischen den Nichtrückfälligen und den Rückfälligen (leicht 

und schwerer/schwerster Rückfall) und zeigt bei den rückfälligen Hangtätern eine Häufung (7 

vs. 1 Person(en)). Das Aufwachsen in einer zerrütteten Familie sowie Gewalterfahrungen in 

der Kindheit stellen in Bezug auf die Sozialisationsbedingungen nützliche Kriterien für Rück-

fälligkeit dar. Dabei zeigt eine körperliche Misshandlung/sexueller Missbrauch in der Kindheit 

im Vergleich der Rückfallgruppen eine Tendenz des statistisch signifikanten Zusammen-

hangs zwischen Schwer-/Schwerstrückfälligen und den anderen beiden Gruppen (kein und 

leichter Rückfall). Bei den rückfälligen Hangtätern existieren auch häufiger Probanden mit 

diesen Erfahrungen (6 vs. 0 Probanden). In den Gruppen der Nichthangtäter und der Grup-

pen der Nichtrückfälligen existiert kein Proband mit einer Missbrauchs- bzw. Misshandlungs-

erfahrung in der Kindheit. Aus diesem Grund wird das Fehlen einer körperlichen Misshand-
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lung/sexuellen Missbrauch in der Kindheit eher als ein Merkmal welches gegen die Gefähr-

lichkeit eines Individuums spricht, angenommen und kann als ein prognostisch protektiver 

Faktor hinsichtlich Rückfälligkeit bewertet werden. Der Konsum von Alkohol und/oder Drogen 

lässt sich nicht aus der Schnittmenge der rückfälligen Hangtäter und der Merkmale, bei de-

nen ein Zusammenhang mit Rückfälligkeit existent ist, ableiten. Dieses Merkmal trennt bei 

den Rückfallgruppen die Schwer-/Schwerstrückfälligen statistisch signifikant von den übrigen 

Probanden und ist allgemein als Risikofaktor für Rückfälligkeit anerkannt. Werden die Hang-

täter untersucht, so ist diese Trennschärfe nicht festzustellen: Diejenigen, die psychotrope 

Substanzen konsumieren, sind in gleichem Maße auf beide Gruppen (kein Hang und Hang) 

aufgeteilt. Der einzige Unterschied besteht darin, dass bei den Nichthangtätern auch die 

Nichtrückfälligen Alkohol und/oder Drogen konsumieren. Womöglich sind in der Gruppe der 

Nichthangtäter noch solche Personen enthalten, bei denen ein Hang vorliegt, jedoch vom 

Gutachter nicht erkannt oder nicht geprüft wurde. Daher wird das Merkmal Konsum von Al-

kohol und/oder Drogen dennoch als ein negatives prognostisches Kriterium gewertet. Das 

Vorkommen von allgemeinen Vollzugsauffälligkeiten10 , welche zwar vermehrt bei Hangtä-

tern auftreten, weist nicht auf Unterschiede zwischen den Gruppen (kein, leichter und schwe-

rer/schwerster Rückfall) hin. Es existieren nur wenige Probanden (n=5) bei denen keine Auf-

fälligkeiten während der Inhaftierung beschrieben sind, darunter lassen sich allerdings auch 

zwei von sieben Schwer-/Schwerstrückfälligen subsumieren. Die Prüfung der Anordnung der 

nachträglichen Sicherungsverwahrung begründet sich häufig mit den beschriebenen Voll-

zugsauffälligkeiten, bietet aber hinsichtlich der späteren Legalbewährung keine Vorhersage-

kraft (siehe auch Kap. 4.7.2). Eine sexuelle Präferenzstörung wird nur bei den Nicht- oder 

Leichtrückfälligen diagnostiziert und kann aus diesem Grund eher als ein statistisch signifi-

kanter Indikator für keine schwere/schwerste Rückfälligkeit betrachtet werden. Somit ist nicht 

nur die Beschreibung prognostisch negativer Merkmale relevant, sondern auch die Fokussie-

rung auf mögliche Merkmale der Nichtrückfälligen stellt sich als wegweisend dar. Geplant 

sind weitere Studien, welche diejenigen Probanden einander gegenüberstellen, bei denen 

die nachträgliche Sicherungsverwahrung angeordnet worden ist.    

 

4.10 Methodische Einschränkungen  

 

In der vorliegenden Untersuchung ist das Kriterium eines Rückfalls dann erfüllt, wenn ein 

Eintrag in das BZR erfolgte. Die Stichprobe kann aufgrund der Eintragungen in das BZR in 

drei Gruppen untergliedert werden: Probanden ohne Rückfall, mit leichtem sowie schwerem/-

schwerstem Rückfalldelikt. Die Arbeit mit dem BZR bzw. generell mit der Erhebung von 

                                                 
10

 i. S. von Gewalt gegenüber Insassen, Personal, Konsum von psychotropen Substanzen, generell 
Verstößen gegen die Vollzugsordnung etc. . 



  DISKUSSION 

 
  116 

Straftaten unterliegt dabei einigen Einschränkungen. So können Delikte, welche zwar be-

gangen werden aber nicht registriert sind (sogenanntes Dunkelfeld), nicht erfasst werden. Es 

gelangen nur die Straftaten ins BZR, denen ein Tatverdächtiger zugeordnet werden kann 

und bei denen es in Deutschland zur Anklageerhebung sowie zur rechtskräftigen Ver-

urteilung (gemäß § 4 BZRG) gekommen ist. Eine Ausnahme bilden diejenigen Strafverfahren, 

welche wegen Schuldunfähigkeit oder psychischer Krankheit ohne Verurteilung abgeschlos-

sen werden. Diese finden ebenfalls Eingang in das Register. Zu einer Differenz zwischen 

den tatsächlich begangenen Taten und den in der Studie als Rückfall deklarierten Delikten 

kann es aus oben genannten Gründen kommen. Anzunehmen wäre in diesem Fall die Un-

terschätzung der kriminellen Rückfallrate. Weitere Möglichkeiten, die Rate an Rückfälligen 

nicht korrekt zu erfassen, sind die Unterbringung in einem Heim, die Auswanderung in ein 

anderes Land oder der Tod eines Probanden. Aktuell gibt es aber keinen Anhalt für diese Art 

von Fehler: Der Katamnesezeitraum von 24 Monaten entspricht der Forderung des Gesetz-

gebers, dass eine gegenwärtige Gefahr vom Probanden ausgehen muss. Für diese Anforde-

rung scheint der Zeitraum ausreichend lang gewählt (Müller et al. 2011b; Stolpmann et al. 

2010). Berücksichtigt werden müssen bspw. aber auch die Rückfälle von Sexualstraftätern, 

die noch nach Jahren ein erneutes Delikt begehen (Kröber 2009). Für diese Gruppe ist die 

Dauer der Beobachtung zu kurz gewählt.  

 

4.11 Ausblick 

 

Die Auseinandersetzung mit Prognosegutachten endet nicht im Zuge der Neuordnung der 

Sicherungsverwahrung. Das Bundesverfassungsgericht stellte 2011 neue Anforderungen an 

die psychiatrischen Sachverständigen (BVerfG, Urt. v. 4. Mai 2011 – 2 BvR 2365/09; Mosba-

cher 2011). Aufgrund der Betonung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes wurden neue Auf-

gaben für den Prognosemaßstab formuliert. So wird nunmehr bei Anordnung der nach-

träglichen Sicherungsverwahrung (nach § 66b StGB) u. a. eine Darstellung der konkreten 

Umstände der Person oder ihres Verhaltens gefordert, aus welchen eine hochgradige Gefahr 

für die Begehung schwerster Gewalt- bzw. Sexualstraftaten resultiert. Nach den Entschei-

dungen des EGMR 2009, bei denen die Verlängerung von Straftätern in Sicherungsverwah-

rung als verfassungswidrig erklärt wurde, folgte als Reaktion darauf das Therapieunterbrin-

gungsgesetz. Dies regelt eine weitere Verwahrung für sog. Altfälle der Sicherungs-

verwahrung (Anlasstat vor dem 31.01.1998) oder nachträglich angeordneter Sicherungs-

verwahrung. Es besagt, dass beim Vorliegen einer „Psychischen Störung“ mit der eine 

Gefahr schwerer Sexual- oder Gewaltstraftaten verbunden ist, die Person weiter in einer 

geschlossenen Einrichtung untergebracht werden kann. Sowohl in der Population der Straf-

gefangenen als auch bei den Sicherungsverwahrten ist die Prävalenzrate von psychischen 
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Störungen hoch (Kinzig 1996; Frädrich und Pfäfflin 2000, Gairing et al. 2011, Habermeyer et 

al. 2008). Die Gefahr auf die u. a. DGPPN hingewiesen psychische Störung mit Delinquenz 

gleichzusetzen (Müller et al. 2011a). Alex und Feltes befürchten , dass die begutachtenden 

Psychiater nun noch weniger psychiatrische Diagnosen stellen (2011). Die Idee, dass durch 

die Verlängerung von anderthalb bis drei Jahren in denen psychotherapeutische Interventio-

nen erfolgen die Untergebrachten danach als ungefährlich einzustufen sind, wird bezweifelt 

(Morgenstern et al. 2011; Müller et al. 2011a; Müller et al. 2011b). Die vorliegende Arbeit 

führt sowohl eine inhaltliche als auch eine formale Analyse von Prognosegutachten durch 

und markiert damit den Status quo der aktuellen Gutachtenqualität in Bezug auf die beson-

dere Klientel. Die zukünftige Praxis der gutachterlichen Einschätzungen wird wieder weiteren 

Änderungen unterliegen, doch das Streben nach möglichst sicheren Prognosen wird fortge-

setzt. Vermehrt sollten für Begrifflichkeiten, welche von der Justiz und Psychiatrie gemein-

sam verwendet werden, einheitliche, aber vor allem umsetzungsfähige Definitionen formuliert 

werden. Vielleicht lassen sich im Zuge dessen die Schwierigkeiten, wie beim Begriff des 

Hanges, welche in dieser Arbeit verdeutlicht werden, und die damit verbundenen Probleme 

bei einer Gutachtenempfehlung minimieren. In unserer Arbeit zeigt sich bei der Untersu-

chung des sozialen Empfangsraums, beim Vorhandensein von Arbeit, einer Wohnung und 

einem sozialen Netzwerk aus Familie sowie Freunden kein geringeres Risiko bzw. bei Feh-

len dieser Faktoren auch kein höheres Risiko für Rückfälligkeit. Aufgrund der geringen Da-

tenmenge ist dieses Ergebnis aber vernachlässigbar und sollte in größeren Studien erneut 

aufgegriffen werden, um zukünftig essenzielle Punkte, welche die Integration der ehemaligen 

Straftäter betreffen, nicht zu vernachlässigen. Sollte sich bspw. die Annahme von Kröber et 

al. (2013), dass die Obdachlosigkeit das größte Rückfallrisiko bezüglich des sozialen Emp-

fangsraums verkörpert, in weiteren Studien bestätigen, resultiert daraus die konsequente 

Beherbergung der Entlassenen in speziellen Unterkünften. Nach Auffassung von Maelicke 

(2011) liegt in Deutschland weder für Strafgefangene noch für Sicherungsverwahrte ein auf-

einander abgestimmtes Konzept zur Eingliederung vor. Dem müssen gute Behandlungskon-

zepte der sozialtherapeutischen Anstalten gegenübergestellt werden, die bspw. mit speziel-

len Programmen, welche auch nach der Einführung der nachträglichen Sicherungs-

verwahrung überarbeitet wurden, auf die Bedürfnisse von Sicherungsverwahrten eingehen 

(Helm 2006) und somit ihren Beitrag zur Wiedereingliederung leisten. Problematisch ist al-

lerdings die begrenzte Anzahl an Plätzen, insbesondere für Sicherungsverwahrte. Im Okto-

ber 2011 stellte die Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie, Psychotherapie und Nervenheil-

kunde (DGPPN) ein Konzept für ein gestuftes Risikomanagement vor. Dies beinhaltet 

psychiatrisch-psychotherapeutische Behandlungen in geschlossenen Einrichtungen sowie in 

halb offenen bzw. weniger gesicherten Übergangsstationen bis hin zu Behandlungen in 

Nachsorgeambulanzen. Je nach Probanden und der jeweiligen Situation soll eine individuelle 
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Strategie für die Resozialisierung entwickelt werden (Müller et al. 2011a). Dabei soll im be-

sonderen Maße die Prüfung niederschwelligerer Sicherungs- und Behandlungsmaßnahmen 

erfolgen (Müller et al. 2011b). Präventiv ist hinsichtlich der hohen Zahlen in Bezug auf den 

Konsum von psychotropen Substanzen in dieser Arbeit die Verhütung einer Substanz-

abhängigkeit sinnvoll, wenngleich dies keinen Einfluss auf die vorhandene Persönlichkeits-

störung nimmt (Gairing et al. 2012). Für die Therapie eines Substanzabusus bedarf es zwar 

weiterhin einer kontrollierenden Instanz, die Maßregelunterbringung in Form der Sicherungs-

verwahrung wird jedoch nicht benötigt. Die Therapie kann auch effektiv ambulant realisiert 

werden. Nach Ansicht der Fachgesellschaft ist diese Herangehensweise dazu geeignet, die 

Re-Integration zu unterstützen und zugleich die Bevölkerung ausreichend zu schützen. Ge-

nerell sollten die Strukturen zur Nachbetreuung ausgebaut und auf ihre Effektivität hin über-

prüft werden. Forensische Netzwerke benötigen gut funktionierende Organisationsstrukturen. 

Alle für den entlassenen Straftäter unerlässlichen Institutionen müssen gut miteinander ko-

operieren und einen stetigen Informationsfluss aufrechterhalten (Voß et al. 2011). In der vor-

liegenden Arbeit werden die Merkmale, welche mit schwerer/schwerster Rückfälligkeit asso-

ziiert sind, extrahiert. Eine genaue Erfassung der soziodemografischen und kriminal-

biografischen Merkmale sowie der Täterpersönlichkeit mitsamt den persönlichen Ressourcen 

des Täters gehören also zum unerlässlichen Handwerkszeug des psychiatrischen Sach-

verständigen. Die Lücken in der Erhebung des Lebenslaufs, der Sexualanamnese und der 

Betrachtung des sozialen Empfangsraums, welche in der vorliegenden Arbeit beschrieben 

werden, sollten, um ein vollständiges Profil des Täters zu erstellen, unbedingt geschlossen 

werden. Das Risiko, einen wichtigen Risikofaktor in Bezug auf die Begehung eines Rückfalls 

zu übersehen, kann durch eine strukturierte Begutachtung vermindert werden. Die Benut-

zung von Checklisten als Prognoseinstrumente hat sich in den letzten Jahren etabliert und 

findet auch in der vorliegenden Arbeit Beachtung. Es stellt sich die Frage, welche zusätz-

lichen Parameter in Zukunft von Nutzen sind, um Rückfallprognosen verlässlicher zu machen. 

Bezüglich der Forderung Boettichers et al. (2006) nach einer mehrdimensionalen Beurteilung 

in Prognosegutachten werden möglicherweise zukünftig auch neurobiologische Faktoren bei 

der Einschätzung der Gefährlichkeit herangezogen (Popma und Raine 2006). Es existieren 

wissenschaftliche Ansätze, die belegen, dass bestimmte Gene das Risiko für eine erneute 

Straftat erhöhen. Es konnte nachgewiesen werden, dass bei vorhandener genetischer „kri-

mineller“ Bedingung und einer ungünstigen Umweltkonstellation die Anzahl dissozialer Ver-

haltensweisen zunimmt (Vloet et al. 2006). Die Betrachtung genetischer Faktoren bei der 

Erstellung einer Prognose birgt ein Potenzial, welches wohl erst in den nächsten Jahren An-

wendung bei der Einschätzung von Rückfälligkeit finden wird. Wichtig sind in diesem Zu-

sammenhang Untersuchungen zu Prädiktoren bezüglich Rückfälligkeit sowie eine differen-

zierte Auseinandersetzung mit dem Erstellen einer validen Prognose. So wird gewährleistet, 
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dass alle zur Verfügung stehenden Mittel, die von der Wissenschaft als relevant eingeschätzt 

werden, auch Berücksichtigung finden. Durch die Beachtung dieser Ansätze wird auch dem 

Anspruch, „Mittel, die [dem] aktuellen wissenschaftlichen Kenntnisstand entsprechen“, ein-

zusetzen, Rechnung getragen (Boetticher et al. 2006). In einer nachfolgenden Studie wird u. 

a. die Legalbewährung der Nichtrückfälligen analysiert werden. Erste Ergebnisse zeigen, 

dass ein Proband aus der Gruppe der Nichtrückfälligen nach 34 Monaten ein Delikt beging. 

Dabei handelte es sich um einen Verstoß gegen die Führungsaufsicht und um Diebstahl, 

welcher mit einer Strafe von einem Jahr und elf Monaten Gefängnis geahndet wurde. Ein 

besonderes Augenmerk wird weiterhin auf die Täter gerichtet, welche im Anlassdelikt eine 

Sexualstraftat begingen und keinen Rückfall erlitten haben. Bis dato zeigt sich auch im 

Katamnesezeitraum von 63 Monaten keine diesbezügliche Tat. Es wird zu prüfen sein, ob 

diese Gruppe lediglich eine sehr lange Time-at-risk aufweist und deswegen in der vor-

liegenden Arbeit und der neuen Studie nicht mit in die Gruppe der Rückfälligen eingeordnet 

werden kann. In dieser Arbeit werden zudem die deliktspezifischen Unterschiede (Sexual-

straftäter vs. Gewaltstraftäter) bspw. bei der Time-at-risk oder bezüglich des Vorhandenseins 

eines Hanges zur Begehung gefährlicher Straftaten betrachtet. Allerdings können aufgrund 

der geringen Fallzahl lediglich Tendenzen aufgezeigt werden. In zukünftigen Arbeiten mit 

einer größeren Fallzahl ist speziell die Durchführung einer deliktspezifischen Rückfallanalyse 

dieser beiden Täterklassen angebracht. Die nachträgliche Sicherungsverwahrung rückt 

durch die gesetzlichen Änderungen in den Hintergrund, doch die Erstellung von Prognosen 

für gefährliche Straftäter bleibt hochaktuell. Vor diesem Hintergrund bildet die von uns unter-

suchte Subpopulation von Probanden mit nicht angeordneter Sicherungsverwahrung die 

optimale Untersuchungsgruppe, um prognostizierte Delinquenzverläufe von psychiatrischen 

Gutachtern mit tatsächlichen zu vergleichen. Eine genaue Beschreibung der Hochrisiko-

population bezüglich der vorhandenen psychiatrischen Diagnosen kann möglicherweise ver-

hüten, dass zukünftig aus Angst vor Gefährlichkeit einem Straftäter bspw. ohne Grundlage 

eine „psychische Gestörtheit“ attestiert werden kann (vgl. ThUG). Da die zentrale Frage, wie 

man gefährliche Mehrfachtäter detektiert und mit ihnen umgeht, trotz aktueller Gesetzes-

änderungen weiter existiert und die schwierige Diskussion in Bezug auf den Umgang mit 

hochgefährlichen Straftätern auch in kommenden Generationen bestehen bleiben wird, sind 

kenntnisse zu relevanten Merkmalen von Probanden mit nicht angeordneter nachträglicher 

Sicherungsverwahrung bedeutend.   
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5 ZUSAMMENFASSUNG 

Vor dem Hintergrund der rasanten rechtlichen Entwicklung der (nachträglichen) Sicherungs-

verwahrung, welche als Ultima Ratio im Strafrecht gilt, nimmt die vorliegende Arbeit eine 

wichtige Stellung zur Identifizierung der Klientel der Maßregel, zu den validen 

Prognosekriterien und zur Qualität der Prognosegutachten ein. Die Studie untersucht 55 

Prognosegutachten von 25 Probanden mit nicht angeordneter nachträglicher Sicherungs-

verwahrung. Alle Probanden wurden von psychiatrischen Sachverständigen begutachtet und 

als gefährlich eingeschätzt. Die Delinquenten wurden (aus juristischen Gründen) nicht in die 

Maßregel der nachträglichen Sicherungsverwahrung überführt, sondern nach Ende der Ver-

büßung der Haft (oder einer anderen Maßregel) entlassen. Es wurde über einen Katamnese-

zeitraum von 24 Monaten die Rückfälligkeit der Straftäter anhand der Bundeszentralregister 

(BZR)-Auszüge überprüft. Die Besonderheit der Stichprobe besteht daher in der Beobach-

tung von als gefährlich beurteilten Probanden in Freiheit. Die Stichprobe teilt sich in Abhän-

gigkeit von einem Eintrag im BZR in die Gruppen kein Rückfall, leichter und schwerer/-

schwerster Rückfall. Jedoch begeht lediglich ein Drittel (n=7, 28 %) ein schweres/schwerstes 

Rückfalldelikt. Bei der Analyse der 55 Prognosegutachten, die zur Frage der nachträglichen 

Sicherungsverwahrung Stellung nehmen, werden die Formalien zwar eingehalten, jedoch 

bestehen inhaltliche Mängel. Diese Defizite finden sich im Bereich von biographischen (per-

sönliche Umstände des Täters, Sexualanamnese), kriminologischen (Auseinandersetzung 

mit dem Ausgangsdelikt, dem sozialen Empfangsraum) und diagnostischen (körperliche Un-

tersuchungen, Arbeit mit Diagnose-Klassifikationssystemen) Angaben. Als 

prognoserelevante Kriterien für einen schweren/schwersten Rückfall lassen sich eine hohe 

Vorstrafenanzahl, Gewalterfahrungen und ein Konsum von Alkohol und/oder Drogen identifi-

zieren. Eine allgemeine Rückfälligkeit kann durch das Vorliegen einer dissozialen Persön-

lichkeitsstörung begünstigt werden. Nicht nur die Identifikation prognostisch negativer Fakto-

ren, sondern auch eine Analyse von Merkmalen, die die Nicht- bzw. Leichtrückfälligen 

kennzeichnen, führte in dieser Arbeit zu prognoserelevanten Kriterien. Probanden in den 

Gruppen kein bzw. leichter Rückfall wiesen keine körperliche Misshandlung/ einem sexuellen 

Missbrauch in der Kindheit auf. Die Diagnose einer sexuellen Präferenzstörung (Pädophilie 

oder Sadomasochismus) lag bei keinem Probanden in der Gruppe der 

Schwer/Schwerstrückfälligen vor, lediglich in der Gruppe der Personen mit keinem bzw. 

leichten Rückfall. Diese Arbeit zeigt, dass die inhaltliche Qualität der Prognosegutachten 

weiterhin als heterogen beschrieben werden muss und dass die als vermeintlich rückfällig 

eingestuften Straftäter in ihrer Gefährlichkeit eher überschätzt werden. Die intensive Ausei-

nandersetzung mit einer validen Prognostik und der Standardisierung der entsprechenden 

Gutachten muss Eingang in die forensische Gutachterpraxis finden.  
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6.3 Erhebungsbogen 

 

Personennummer (1-25), Rückfallgruppe (kein RF, RF+, RF++) 

Antworten (Codierung wie sie in der Excel-Tabelle aufgeführt ist): 

0- Ja 

1- Nein 

2- Unbekannt 

Oder wie neben dem Merkmal aufgeführt 

Sozialisationsbedingungen 

Herkunftsfamilie: Scheidung(0)/ Waise(1)/ Halbwaise(2)/unbekannte Elternteil(3)/ schwieri-

ges Verhältnis(4)/ Verheiratet (5)/ keine Auffälligkeiten(6)/ Unehelich(7) (Mehrfachnennung 

möglich!) 

Anzahl der Geschwister:  

Misshandlung:    

Sexueller Missbrauch:    

Heim:  

Schulform: Sonderschule(0)/Haupt-

(1)/Real(2)/Fachoberschule(3)=Fachabitur/Gymnasium(4)/ 

DDR: Polytechnische Oberschule bis 8.Klasse(5)/Grundschule nach 8 Jahren nach 4.Klasse 

abgegangen(sitzengeblieben)(6) 

(Bei Angabe von mehreren Schulen nur Nennung der höchsten Schule.) 

Schulabschluss:  

Lehre:    

Lehre abgebrochen:     

Mehrere Lehren: 

Finanzielle Situation: normal(1)/ gut(2)/ schlecht(3) (wenn explizit im Gutachten angegeben) 

Partnerschaft schwierig (bspw. oft wechselnd):   

Verheiratet gewesen:  

 

Vor der Anlasstat 

Alter der Erstdelinquenz (in Jahren):     

Alter der ersten Verurteilung (in Jahren):  

Ersttäter:       

Geschlecht der Opfer: männlich(1)/weiblich(2)/beides(3)  

Konsum von  Alkohol:      

Drogen:   

Medikamenten:  
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Psychiatrische Vorbehandlung: ambulant(1)/stationär(2)/keine(3)/unbekannt(4) 

Vorstrafen in Deliktarten (laut BZR-Auszug) 

Diebstahl: 

Betrug, Urkundenfälschung: 

Körperverletzung: 

Sexualstraftaten: 

Brandstiftung: 

Raub: 

BTM: 

Tötungsdelikt: 

Vorstrafenanzahl vor Anlasstat:  

Haftzeit ohne Indexdelikt (in Monaten):   

Unterbringung  gemäß §63:    

gemäß § 64: 

Bewährungsversagen:  

Polytropie:  

Indexdelikt   

Art des Indexdeliktes 

Diebstahl: 

Betrug, Urkundenfälschung: 

Körperverletzung: 

Sexualstraftaten: 

Brandstiftung: 

Raub: 

BTM: 

Tötungsdelikt: 

Datum des Indexdeliktes:     

Alter bei Indexdelikt (in Jahren):  

Urteil des Indexdeliktes in Monaten:    

Datum des Urteils des Indexdeliktes:  

Waffenbenutzung: 

Einfluss von  Alkohol: 

Drogen: 

Medikamenten:  

einschlägige Vorstrafen: 
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Herkunft des Gutachters des Indexdeliktes: Uni (1), selbständig (2), psychiatrisches Kran-

kenhaus (3), Maßregel (4), Psychologe (5) 

 

Diagnose (frei formuliert):  

Diagnose nach ICD:  

Schuldfähigkeit:  

Gutachtenempfehlung (frei formuliert): 

 

Vollzugsauffälligkeiten in Form von: 

Gewalt (gegen Personal/Mitpatienten/gegen sich selber):  

Konsum von  Alkohol: 

Drogen: 

Medikamenten:  

Lockerungsversagen:  

Erneutes Verfahren: 

Therapieverweigerung: 

Therapieabbruch:  

 

Entlassung und Rückfall 

Datum der Entlassung 

Rückfall: ja, einschlägig(1) /ja, nicht einschlägig(2)/nein(3) 

Datum des Rückfalls: 

Art des Rückfalldeliktes 

Diebstahl: 

Betrug, Urkundenfälschung: 

Körperverletzung: 

Sexualstraftaten: 

Brandstiftung: 

Raub: 

BTM: 

Tötungsdelikt: 

Time-at-risk (Zeit zwischen Entlassung und Rückfall in Monaten):       

Alter bei Rückfall (in Jahren):     

Haftzeit insgesamt (in Monaten):      

Anlass für Prüfung der Anordnung der nachträglichen Sicherungsverwahrung:  
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Prognosegutachten 

 

 1.GA 2.GA  

GA- Wer ?   

GA Datum   

GA Diagnose   

   

Nebendiagnosen:   

Seiten   

Gliederung   

Formelle Mindestanforde-

rung 

  

Terminanzahl   

Lebenslauf   

Körperliche Untersuchung   

Labor    

Bildgebung   

Testpsychologische Unter-

suchung 

  

Sexualanamnese   

Risikoheckliste   

HCR 20 Ergebnis   

Intelligenz   

Krankheitseinsicht des Pat.   

 

Ermittlungsakte   

Beiakten/Vorstrafen   

Krankenakte   

Gefangenenpersonalakte   

Vollstreckungsheft   

Bewährungshilfe/ 

Führungsaufsichtsberichte 

  

HANG   

Hangurteil neu   

Ausgangsdelikt   

Prädelikt.PS   

Postdelikt.PS    
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sozialer Empfangsraum    

NOVA   

GA-Empfehlung   

Wahrscheinlichkeitsaussage 

zur Legalprognose 

  

Risikomanagement:   

Transparenz   

Psychopathy benutzt   

Auffälligkeit aber keine PS   

Sonstiges   

 

Gerichtliche Entscheidungen 

LG Sitz:  

LG Entscheidung:  

 

BGH Senat:  

BGH zurück an LG:  

BGH abgelehnt weil keine Nova:  

BGH abgelehnt weil keine Gefährlichkeit:  

BGH Datum:   

 

Entlassungssituation (frei formuliert) 

Unterkunft: 

Wohnort – wie vor Haft, am Haftort:      

Wohnart: 

Familienstand:        

Soz. Kontakte: 

Arbeit: 

Behandlung: 

Entschädigungszahlg?:  

Situation beim Rückfalldelikt 

Einschlägig bzgl Vordelinquenz (nicht nur Indexdelikt) 

Alkohol-, Drogenkonsum 

Erkrankung / Behandlung 
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6.4 Auszüge der Gesetzestext 
 
 
§66b 

Nachträgliche Anordnung der Unterbringung in der Sicherungsverwahrung 

Ist die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus nach § 67d Abs. 6 für erledigt 

erklärt worden, weil der die Schuldfähigkeit ausschließende oder vermindernde Zustand, auf 

dem die Unterbringung beruhte, im Zeitpunkt der Erledigungsentscheidung nicht bestanden 

hat, so kann das Gericht die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung nachträglich an-

ordnen, wenn 

   

1.die Unterbringung des Betroffenen nach § 63 wegen mehrerer der in § 66 Abs. 3 Satz 1 

genannten Taten angeordnet wurde oder wenn der Betroffene wegen einer oder mehre-

rer solcher Taten, die er vor der zur Unterbringung nach § 63 führenden Tat begangen 

hat, schon einmal zu einer Freiheitsstrafe von mindestens drei Jahren verurteilt oder in 

einem psychiatrischen Krankenhaus untergebracht worden war und 

   

2. die Gesamtwürdigung des Betroffenen, seiner Taten und ergänzend seiner Entwick-

lung bis zum Zeitpunkt der Entscheidung ergibt, dass er mit hoher Wahrscheinlichkeit 

erhebliche Straftaten begehen wird, durch welche die Opfer seelisch oder körperlich 

schwer geschädigt werden. 

Dies gilt auch, wenn im Anschluss an die Unterbringung nach § 63 noch eine daneben an-

geordnete Freiheitsstrafe ganz oder teilweise zu vollstrecken ist. 

 

(Fassung aufgrund des Gesetzes zur Neuordnung des Rechts der Sicherungsverwahrung 

und zu begleitenden Regelungen vom 22. Dezember 2010 (BGBl. I S. 2300) m.W.v. 01. Ja-

nuar 2011.) 

 

18. April 2007-1. Januar 2011 

§ 66b. Nachträgliche Anordnung der Unterbringung in der Sicherungsverwahrung.  

(1) [1] Werden nach einer Verurteilung wegen eines Verbrechens gegen das Leben, die kör-

perliche Unversehrtheit, die persönliche Freiheit oder die sexuelle Selbstbestimmung oder 

eines Verbrechens nach den §§ 250, 251, auch in Verbindung mit den §§ 252, 255, oder 

wegen eines der in § 66 Abs. 3 Satz 1 genannten Vergehen vor Ende des Vollzugs dieser 

Freiheitsstrafe Tatsachen erkennbar, die auf eine erhebliche Gefährlichkeit des Verurteilten 

für die Allgemeinheit hinweisen, so kann das Gericht die Unterbringung in der Sicherungs-

verwahrung nachträglich anordnen, wenn die Gesamtwürdigung des Verurteilten, seiner Ta-

ten und ergänzend seiner Entwicklung während des Strafvollzugs ergibt, dass er mit hoher 

Wahrscheinlichkeit erhebliche Straftaten begehen wird, durch welche die Opfer seelisch oder 

körperlich schwer geschädigt werden, und wenn im Zeitpunkt der Entscheidung über die 

http://dejure.org/gesetze/StGB/67d.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/63.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/66.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/63.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/63.html
http://dejure.org/dienste/internet?www.bgblportal.de/BGBL/bgbl1f/bgbl110s2300.pdf
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nachträgliche Anordnung der Sicherungsverwahrung die übrigen Voraussetzungen des § 66 

erfüllt sind. [2] War die Anordnung der Sicherungsverwahrung im Zeitpunkt der Verurteilung 

aus rechtlichen Gründen nicht möglich, so berücksichtigt das Gericht als Tatsachen i. S. des 

Satzes 1 auch solche, die im Zeitpunkt der Verurteilung bereits erkennbar waren.  

(2) Werden Tatsachen der in Absatz 1 Satz 1 genannten Art nach einer Verurteilung zu einer 

Freiheitsstrafe von mindestens fünf Jahren wegen eines oder mehrerer Verbrechen gegen 

das Leben, die körperliche Unversehrtheit, die persönliche Freiheit, die sexuelle Selbstbe-

stimmung oder nach den §§ 250, 251, auch in Verbindung mit § 252 oder § 255, erkennbar, 

so kann das Gericht die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung nachträglich anordnen, 

wenn die Gesamtwürdigung des Verurteilten, seiner Tat oder seiner Taten und ergänzend 

seiner Entwicklung während des Strafvollzugs ergibt, dass er mit hoher Wahrscheinlichkeit 

erhebliche Straftaten begehen wird, durch welche die Opfer seelisch oder körperlich schwer 

geschädigt werden. 

(3) Ist die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus nach § 67d Abs. 6 für erle-

digt erklärt worden, weil der die Schuldfähigkeit ausschließende oder vermindernde Zustand, 

auf dem die Unterbringung beruhte, im Zeitpunkt der Erledigungsentscheidung nicht bestan-

den hat, so kann das Gericht die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung nachträglich 

anordnen, wenn 

1. die Unterbringung des Betroffenen nach § 63 wegen mehrerer der in § 66 Abs. 3 Satz 1 

genannten Taten angeordnet wurde oder wenn der Betroffene wegen einer oder mehrerer 

solcher Taten, die er vor der zur Unterbringung nach § 63 führenden Tat begangen hat, 

schon einmal zu einer Freiheitsstrafe von mindestens drei Jahren verurteilt oder in einem 

psychiatrischen Krankenhaus untergebracht worden war und 

2. die Gesamtwürdigung des Betroffenen, seiner Taten und ergänzend seiner Entwicklung 

während des Vollzugs der Maßregel ergibt, dass er mit hoher Wahrscheinlichkeit erhebliche 

Straftaten begehen wird, durch welche die Opfer seelisch oder körperlich schwer geschädigt 

werden. 

 

29. Juli 2004-18. April 2007  

§ 66b. Nachträgliche Anordnung der Unterbringung in der Sicherungsverwahrung.  

(1) Werden nach einer Verurteilung wegen eines Verbrechens gegen das Leben, die körper-

liche Unversehrtheit, die persönliche Freiheit oder die sexuelle Selbstbestimmung oder eines 

Verbrechens nach den §§ 250, 251, auch in Verbindung mit den §§ 252, 255, oder wegen 

eines der in § 66 Abs. 3 Satz 1 genannten Vergehen vor Ende des Vollzugs dieser Freiheits-

strafe Tatsachen erkennbar, die auf eine erhebliche Gefährlichkeit des Verurteilten für die 

Allgemeinheit hinweisen, so kann das Gericht die Unterbringung in der Sicherungsverwah-

rung nachträglich anordnen, wenn die Gesamtwürdigung des Verurteilten, seiner Taten und 
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ergänzend seiner Entwicklung während des Strafvollzugs ergibt, dass er mit hoher Wahr-

scheinlichkeit erhebliche Straftaten begehen wird, durch welche die Opfer seelisch oder kör-

perlich schwer geschädigt werden, und wenn die übrigen Voraussetzungen des § 66 erfüllt 

sind. 

(2) Werden Tatsachen der in Absatz 1 genannten Art nach einer Verurteilung zu einer Frei-

heitsstrafe von mindestens fünf Jahren wegen eines oder mehrerer Verbrechen gegen das 

Leben, die körperliche Unversehrtheit, die persönliche Freiheit, die sexuelle Selbstbestim-

mung oder nach den §§ 250, 251, auch in Verbindung mit § 252 oder § 255, erkennbar, so 

kann das Gericht die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung nachträglich anordnen, 

wenn die Gesamtwürdigung des Verurteilten, seiner Tat oder seiner Taten und ergänzend 

seiner Entwicklung während des Strafvollzugs ergibt, dass er mit hoher Wahrscheinlichkeit 

erhebliche Straftaten begehen wird, durch welche die Opfer seelisch oder körperlich schwer 

geschädigt werden. 

(3) Ist die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus nach § 67d Abs. 6 für erle-

digt erklärt worden, weil der die Schuldfähigkeit ausschließende oder vermindernde Zustand, 

auf dem die Unterbringung beruhte, im Zeitpunkt der Erledigungsentscheidung nicht bestan-

den hat, so kann das Gericht die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung nachträglich 

anordnen, wenn 

 1. die Unterbringung des Betroffenen nach § 63 wegen mehrerer der in § 66 Abs. 3 

Satz 1 genannten Taten angeordnet wurde oder wenn der Betroffene wegen einer 

oder mehrerer solcher Taten, die er vor der zur Unterbringung nach § 63 führenden 

Tat begangen hat, schon einmal zu einer Freiheitsstrafe von mindestens drei Jahren 

verurteilt oder in einem psychiatrischen Krankenhaus untergebracht worden war und 

 2. die Gesamtwürdigung des Betroffenen, seiner Taten und ergänzend seiner Ent-

wicklung während des Vollzugs der Maßregel ergibt, dass er mit hoher Wahrschein-

lichkeit erhebliche Straftaten begehen wird, durch welche die Opfer seelisch oder 

körperlich schwer geschädigt werden. 

 

Quelle: http://lexetius.com/StGB/66b#2; abgerufen am 15.Mai 2012 

 

§ 20 Schuldunfähigkeit wegen seelischer Störungen 

Ohne Schuld handelt, wer bei Begehung der Tat wegen einer krankhaften seelischen Stö-

rung, wegen einer tiefgreifenden Bewusstseinsstörung oder wegen Schwachsinns oder einer 

schweren anderen seelischen Abartigkeit unfähig ist, das Unrecht der Tat einzusehen oder 

nach dieser Einsicht zu handeln. 

§ 21 Verminderte Schuldfähigkeit 

http://lexetius.com/StGB/66b#2
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Ist die Fähigkeit des Täters, das Unrecht der Tat einzusehen oder nach dieser Einsicht zu 

handeln, aus einem der in § 20 bezeichneten Gründe bei Begehung der Tat erheblich ver-

mindert, so kann die Strafe nach § 49 Abs. 1 gemildert werden. 

 

Quelle: http://dejure.org/gesetze/StGB/20.html; abgerufen am 15. Mai 2012 

 

ThUG 

§ 1 Therapieunterbringung 

(1) Steht auf Grund einer rechtskräftigen Entscheidung fest, dass eine wegen einer Straftat 

der in § 66 Absatz 3 Satz 1 des Strafgesetzbuches genannten Art verurteilte Person deshalb 

nicht länger in der Sicherungsverwahrung untergebracht werden kann, weil ein Verbot rück-

wirkender Verschärfungen im Recht der Sicherungsverwahrung zu berücksichtigen ist, kann 

das zuständige Gericht die Unterbringung dieser Person in einer geeigneten geschlossenen 

Einrichtung anordnen, wenn 

1. sie an einer psychischen Störung leidet und eine Gesamtwürdigung ihrer Persönlichkeit, 

ihres Vorlebens und ihrer Lebensverhältnisse ergibt, dass sie infolge ihrer psychischen Stö-

rung mit hoher Wahrscheinlichkeit das Leben, die körperliche Unversehrtheit, die persönliche 

Freiheit oder die sexuelle Selbstbestimmung einer anderen Person erheblich beeinträchtigen 

wird, und 

2. die Unterbringung aus den in Nummer 1 genannten Gründen zum Schutz der Allgemein-

heit erforderlich ist. 

(2) Absatz 1 ist unabhängig davon anzuwenden, ob die verurteilte Person sich noch im Voll-

zug der 

Sicherungsverwahrung befindet oder bereits entlassen wurde. 

 

§ 2 Geeignete geschlossene Einrichtungen 

Für die Therapieunterbringung nach § 1 sind nur solche geschlossenen Einrichtungen ge-

eignet, die 

1. wegen ihrer medizinisch-therapeutischen Ausrichtung eine angemessene Behandlung der 

im Einzelfall 

vorliegenden psychischen Störung auf der Grundlage eines individuell zu erstellenden Be-

handlungsplans und 

mit dem Ziel einer möglichst kurzen Unterbringungsdauer gewährleisten können, 

2. unter Berücksichtigung therapeutischer Gesichtspunkte und der Sicherheitsinteressen der 

Allgemeinheit eine 

die Untergebrachten so wenig wie möglich belastende Unterbringung zulassen und 

3. räumlich und organisatorisch von Einrichtungen des Strafvollzuges getrennt sind. […] 

http://dejure.org/gesetze/StGB/20.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/49.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/20.html%20abgerufen%20am%2015
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§ 9 Einholung von Gutachten 

(1) Vor einer Therapieunterbringung hat eine förmliche Beweisaufnahme durch Einholung 

von zwei Gutachten stattzufinden. Als Sachverständiger ist nicht zu bestellen, wer den Be-

troffenen bisher behandelt hat. Höchstens einer der Sachverständigen kann aus dem Kreis 

der Personen bestellt werden, die im Rahmen eines ständigen Dienstverhältnisses in der 

Einrichtung tätig sind, in der der Betroffene untergebracht ist oder zuletzt untergebracht war. 

Die Sachverständigen sollen Ärzte für Psychiatrie sein; sie müssen Ärzte mit Erfahrung auf 

dem Gebiet der Psychiatrie sein. 

(2) Die Sachverständigen haben den Betroffenen zur Erstellung der Gutachten unabhängig 

voneinander zu untersuchen oder zu befragen. Die Gutachten müssen Aussagen darüber 

enthalten, ob der Betroffene an einer psychischen Störung leidet und ob er infolge dieser 

Störung mit hoher Wahrscheinlichkeit das Leben, die körperliche Unversehrtheit, die persön-

liche Freiheit oder die sexuelle Selbstbestimmung einer anderen Person erheblich beein-

trächtigen wird. Die Gutachten sollen auch Behandlungsvorschläge sowie Angaben zu deren 

zeitlicher Umsetzung beinhalten. 

 

Quelle: http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/thug/gesamt.pdf; abgerufen am 16. 

Mai 2012 
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